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Executive Summary 

Die COVID-19-Krise und die Maßnahmen zur Eindämmung der Auswirkungen auf die Gesundheit, die 

Volkswirtschaft sowie die Einkommen der privaten Haushalte und Unternehmen lassen die öffentliche 

Verschuldung kräftig steigen. Hilfsprogramme und niedrigere Abgabeneinnahmen haben die Defizitquote 

beträchtlich erhöht. So belief sich die gesamtstaatliche Defizitquote nach Maastricht im Jahr 2020 auf 

8,8 Prozent des BIP, nach einem Überschuss von 0,6 Prozent im Jahr 2019. Für das Jahr 2021 wird in der 

aktuellen Prognose des WIFO nochmals mit einem massiven Defizit von 6,6 Prozent gerechnet. Erst in den 

nachfolgenden Jahren sollte sich die Lage auch bei den öffentlichen Finanzen wieder etwas entspannen. Mit 

der Krise ist ein beträchtlicher Anstieg der öffentlichen Verschuldungsquote verbunden, die mit 83,5 Prozent 

des BIP im Jahr 2020 wiederum auf deutlich über 80 Prozent angezogen ist.  

Vor der COVID-19-Pandemie wurde erwartet, dass die öffentliche Verschuldungsquote bis Mitte dieses 

Jahrzehnts noch merklich zurückgehen wird und auch unter die Maastricht-Grenze von 60 Prozent des BIP 

zum Liegen kommen könnte. Mit der COVID-19-Krise hat sich die Situation nun wieder verschärft. Auf das 

Auslaufen der Krise folgt fiskalisch zudem beinahe nahtlos die Herausforderung der Finanzierung der deutlich 

steigenden öffentlichen Pensionsausgaben aufgrund der demographischen Entwicklung. Darüber hinaus 

fallen auch in den Bereichen Gesundheit und Pflege deutliche Mehrausgaben an.  

Im ersten Teil der Studie wird der Frage nachgegangen, wie sich auf Basis der geltenden Gesetzeslage sowie 

bereits beschlossener Reformen die öffentlichen Finanzen entwickeln werden. Unter Heranziehung des 

Generationenkonten-Modells „Schulden-Check“ erfolgt eine Projektion des gesamtstaatlichen Defizits und 

der öffentlichen Verschuldung bis zum Jahr 2060. Im Hauptszenario legt die Staatsschuldenquote bis zum 

Ende des Betrachtungszeitraums auf über 160 Prozent des BIP zu. Vor der COVID-19-Krise wurde mit 

demselben Modell noch ein Anstieg auf weniger als 140 Prozent projiziert. Die Verschuldungsquote hätte 

zwar mittelfristig, bis in die 2030er Jahre, das Maastricht-Kriterium erfüllt, auf sehr lange Frist war die 

Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen aber auch ohne die COVID-19-Krise nicht gegeben. Derzeitig gilt 

dies nun noch weniger. Der projizierte kräftige Zuwachs der Verschuldung ist im Wesentlichen von drei großen 

Ausgabenbereichen getrieben. Dies sind die öffentlichen Pensions-, Gesundheits- und Pflegeausgaben. Die 

öffentlichen Einnahmen in Prozent des BIP werden sich im betrachteten Zeitraum relativ stabil entwickeln.  

Unsicherheiten in Bezug auf die Entwicklung der treibenden Faktoren des Modells wird in dieser Studie mit 

Sensitivitätsanalysen Rechnung getragen. Würde die demographische Alterung gemäß dem 

Alterungsszenario der Bevölkerungsprognose von Statistik Austria kräftiger ausfallen als im Hauptszenario 

(geringere Fertilität, Zuwanderung und Sterblichkeit), dann würde die Verschuldung bis 2060 auf über 220 

Prozent des BIP zulegen. Werden betraglich fixierte monetäre Transferleistungen zukünftig nur mit der 

Inflation erhöht, dann würde dies die öffentliche Verschuldungsquote bis 2060 um knapp 20 Prozentpunkte 

verringern. Damit ist aber ein erheblicher Bedeutungsverlust dieser Transfers für die privaten Haushalte im 

Vergleich zu Erwerbseinkommen verbunden. Einen deutlichen Einfluss auf die Verschuldungsdynamik hat 

die Zinsentwicklung, die zudem mit Unsicherheiten verbunden ist. Dauerhaft bis zum Ende des 



 

Betrachtungshorizonts niedrige Zinsen würden auf der einen Seite den Anstieg der Verschuldung auf etwa 

110 Prozent des BIP begrenzen, wobei auch dieses Niveau noch einen erheblichen Zuwachs gegenüber der 

derzeitigen Situation darstellen würde. Auf der anderen Seite besteht das Risiko, dass der implizite Zinssatz 

für die öffentliche Verschuldung bereits früher wieder anzieht, als dies im Hauptszenario unterstellt wurde. 

Ginge in einer solchen Situation das Vertrauen der Märkte in die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

verloren und die Risikoprämie würde spürbar anziehen, dann könnte die Situation rasch außer Kontrolle 

geraten. 

Die Analyse in diesem Bericht verdeutlicht, dass eine erhebliche Verbesserung des Primärsaldos notwendig 

ist, damit die Verschuldungsquote wieder auf den Maastricht-Referenzwert von 60 Prozent der 

Wirtschaftsleistung zurückgeführt werden kann. Der mittelfristige Nachhaltigkeits-Indikator S1 zeigt, dass der 

Primärsaldo um 1,7 Prozent des BIP höher als nach der rezenten mittelfristigen Wirtschaftsprognose des 

Wirtschaftsforschungsinstituts ausfallen müsste, damit dieses Ziel 15 Jahre nach Beginn der Konsolidierung 

erreicht werden kann. Dies entspricht einer über die Prognose hinausgehenden jährlichen Verbesserung des 

Primärsaldos in der Konsolidierungsphase von fünf Jahren von 0,3 Prozent des BIP. Der längerfristige 

Indikator S60 zeigt, dass die Konsolidierung sogar 2,7 Prozent des BIP betragen müsste, um im Jahr 2060 

60 Prozent zu erreichen. Dies ergibt eine jährliche zusätzliche Verbesserung des Primärsaldos von 0,5 

Prozentpunkten über fünf Jahre. Wird die Konsolidierungsperiode von fünf auf 10 Jahre ausgeweitet, dann 

fällt das jährliche Konsolidierungsausmaß zwar niedriger aus, die schlussendlich notwendige Verbesserung 

des Primärsaldos ist mit 2 Prozent beim S1 bzw. 2,9 Prozent beim S60 jedoch höher. Eine länger gestreckte 

Konsolidierungsperiode ist aber mit einem höheren Schuldenstand während der Konsolidierung verbunden. 

Vor dem Hintergrund, dass potenziell die Konsolidierung vor der nächsten Krise nicht abgeschlossen ist, kann 

dies kumulativ zu immer höherer Verschuldung führen. So wurde auch vor der COVID-19-Krise die 

Schuldenquote nicht auf unter 60 Prozent des BIP zurückgeführt.  

Den Ergebnissen der wissenschaftlichen Literatur folgend, hängen die makroökonomischen Effekte 

ausgabenbasierter Konsolidierungsmaßnahmen davon ab, bei welchen Ausgaben angesetzt wird. So haben 

Maßnahmen bei laufenden Ausgaben geringere Auswirkungen auf die Produktion als bei öffentlichen 

Investitionen. Eine gut ausgebaute Infrastruktur ist einer der Eckpfeiler für die Standortattraktivität und bildet 

eine wesentliche Voraussetzung für private Investitionstätigkeit. Konsolidierungen sind dann nachhaltig 

erfolgreich, wenn sie an den Treibern der dynamischen Ausgabenentwicklung ansetzen.  

Die internationalen Benchmarking-Analysen in dieser Studie zeigen, dass auf öffentliche Leistungen in 

Österreich vergleichsweise hohe Ausgaben, jedoch zugleich oft nur mittelmäßige Ergebnisse entfallen. Auf 

Grundlage von Ländervergleichen unter den EU-Mitgliedstaaten plus Norwegen, Schweiz, Großbritannien 

und Island wurde für die Bereiche der allgemeinen öffentlichen Verwaltung sowie des Schulwesens bis zur 

unteren Sekundarstufe ein Effizienzpotenzial in Höhe von 2,3 Mrd. Euro bis zu 6,5 Mrd. Euro identifiziert. 

Dabei wurden Effizienzpotenziale nach Maßgabe der relativen Effizienzabstände zu Ländern, die sowohl 

niedrigere oder höchstens gleich hohe Ausgaben und bessere oder zumindest gleich gute Ergebnisse 

aufweisen, ermittelt. Neben der internationalen Benchmarking-Betrachtung erfolgt eine Effizienzbetrachtung 

von staatlichen Ausgaben auf Bundesländerebene für die Bereiche öffentliche Verwaltung, allgemeinbildende 

Pflichtschulen, Kinderbetreuungswesen und Pflegedienstleistungen. Hier wurde ein Effizienzpotenzial von 

etwa 2,4 Mrd. Euro identifiziert. Die beiden Ansätze des internationalen Benchmarkings sowie des 

Bundesländer-Benchmarking sind methodisch nicht einheitlich und weisen Überlappungen auf. Die 

Ergebnisse sind damit nicht additiv, zeigen jedoch an, dass bei der Bereitstellung öffentlicher Leistungen in 

Österreich erhebliche Effizienzpotenziale bestehen.  

Die Studie geht nicht der Frage nach, wie diese Effizienzpotenziale im Speziellen in den einzelnen Bereichen 

gehoben werden können. Jedoch verorten zahlreiche Studien die Verteilung der Aufgaben-, Ausgaben- und 

Finanzierungsverantwortung im Sinne einer fiskalischen Äquivalenz als einen wesentlichen Hebel zur 

Nutzung von Effizienzpotenzialen. Hervorzuheben ist, dass es bei der Hebung von Effizienzpotenzialen in 

erster Linie darum geht, die Organisation und Rahmenbedingungen zu verbessern und Verantwortlichkeiten 

zu stärken, und nicht darum, Leistungen zu kürzen. Internationale Betrachtungen weisen auch auf das 

Potenzial der Digitalisierung von öffentlichen Dienstleistungen hin. Mit Digital Government ist die Aussicht auf 

die Erhöhung der Effizienz nicht nur für die Verwaltung selbst, sondern auch für BürgerInnen und 



Unternehmen verbunden. Beispiele für digitale Verwaltungsleistungen zeigen Nutzungsmöglichkeiten und 

Anwendungsfelder auf. 

Berücksichtigt man, dass der überwiegende Anteil der Nachhaltigkeitslücke auf steigende öffentliche 

Ausgaben durch die Alterung der Gesellschaft zurückzuführen ist, sollte auch ein längerer Verbleib von älteren 

Erwerbstätigen auf dem Arbeitsmarkt in den Fokus rücken. Dieser würde im Gegensatz zu anderen 

ausgabenbasierten Konsolidierungen das Wachstum sogar stärken. Auswirkungen auf die Pensionshöhen 

durch ein höheres gesetzliches Pensionsantrittsalter und entsprechende zusätzliche Abschläge durch 

Abweichung vom Regelpensionsalter würden durch ein höheres tatsächliches Pensionsantrittsalter 

abgefedert. Auch eine höhere Erwerbsbeteiligung bzw. eine höhere Vollzeitquote bei Frauen trägt dazu bei, 

die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen zu stärken.  
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1. Hintergrund und Einleitung 

Die COVID-19-Pandemie und die Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung der Infektionen 

haben zur tiefsten Rezession der Weltwirtschaft seit der Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre 

geführt. Auf breiter Front haben Regierungen und Notenbanken reagiert, um die Auswirkungen 

der Krise für die Bevölkerung abzufedern. Ebenso wurden Schritte unternommen, um 

Arbeitsplatzverluste und Konkurse so weit als möglich zu verhindern. Notenbanken haben die 

Leitzinsen gesenkt und massiv Liquidität zur Verfügung gestellt. Von fiskalpolitischer Seite 

wurden Maßnahmen gesetzt, die Liquidität von Unternehmen zu stärken, um Insolvenzen zu 

vermeiden. Damit soll nicht nur ermöglicht werden, dass Unternehmen, die ein solides 

Geschäftsmodell verfolgen, durch die Krise kommen, sondern auch, dass ein Ausstrahlen einer 

Insolvenzwelle auf den Bankensektor verhindert wird. Einkommensverluste bei 

ArbeitnehmerInnen aufgrund von fehlender Arbeitsnachfrage bzw. bei Unternehmen aufgrund 

von fehlenden Aufträgen wurden in breitem Umfang ersetzt.  

Die jüngsten Wirtschaftsprognosen von IHS (2021) und WIFO (siehe etwa Glocker et al. 2021 

bzw. Baumgartner 2021) gehen derzeit von einer deutlichen Erholung der Wirtschaft in diesem 

und nächsten Jahr aus. So soll die Wirtschaftsleistung vor der Krise im Sommer 2021 wieder 

erreicht werden. Auch im nächsten Jahr ist nach den Wirtschaftsprognosen mit einer sehr 

dynamischen Entwicklung zu rechnen. Von dieser Entwicklung wird auch die Dynamik auf dem 

Arbeitsmarkt getrieben werden.  

Mit dem wirtschaftlichen Einbruch im Gefolge der COVID-19-Pandemie und den 

Stützungsmaßnahmen sind auch gravierende Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen 

verbunden, die noch kräftiger als während der Finanz- und Wirtschaftskrise ausfallen. 

Hilfsprogramme und niedrigere Abgabeneinnahmen haben die Defizitquote beträchtlich erhöht. 

So belief sich die gesamtstaatliche Defizitquote nach Maastricht im Jahr 2020 auf 8,8 Prozent 

des BIP, nach einem Überschuss von 0,6 Prozent im Jahr 2019. Für das Jahr 2021 wird in der 

aktuellen Prognose des WIFO nochmals mit einem massiven Defizit von 6,6 Prozent gerechnet. 

Erst in den nachfolgenden Jahren sollte sich die Lage auch bei den öffentlichen Finanzen wieder 

etwas entspannen. Damit verbunden ist auch ein beträchtlicher Anstieg der öffentlichen 

Verschuldungsquote, die mit 83,5 Prozent im Jahr 2020 wiederum auf deutlich über 80 Prozent 

des BIP angezogen ist. Die zukünftige Entwicklung der öffentlichen Finanzen ist insbesondere 

auch davon abhängig, welche weiteren Maßnahmen ergriffen werden. Im Gegensatz zur Finanz- 

und Wirtschaftskrise stehen der höheren Verschuldung keine Assets und Beteiligungen auf der 

Aktivseite gegenüber, die bei Verkauf die Verschuldung wieder drücken.  

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu stellen, was getan werden muss, um die öffentlichen 

Finanzen mittel- und langfristig wieder auf ein nachhaltiges Niveau zurückzuführen. In dieser 

Studie wird dementsprechend zuerst der Frage nachgegangen, wie sich die öffentlichen Finanzen 

mittel- und langfristig entwickeln werden. Dies liefert die notwendigen Hintergrundinformationen, 

um weitere Schritte setzen zu können. Die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen hängt nicht 

nur von den derzeitigen Auswirkungen der COVID-19-Krise ab, sondern auch von anderen 

Faktoren. Dazu zählt insbesondere die Alterung der Gesellschaft und deren Auswirkungen auf 
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die öffentlichen Finanzen. Die damit einhergehenden Herausforderungen werden am aktuellen 

Rand zwar von der COVID-Krise überlagert, bleiben aber weiterhin bestehen. Dementsprechend 

werden in einem ersten Schritt die Auswirkungen der verschiedenen Einflussgrößen auf die 

Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen auf Basis eines Generationenkontenmodells analysiert.  

Grundlage für die Entwicklung bis Mitte des Jahrzehnts bildet die aktuelle mittelfristige 

Wirtschaftsprognose des Wirtschaftsforschungsinstituts (Baumgartner 2021). Zusammen mit 

anderen Prognosen, insbesondere der aktuellen Bevölkerungsprognose von Statistik Austria und 

Annahmen über die weitere Entwicklung erfolgt eine mittel- und langfristige Projektion der 

öffentlichen Ausgaben und Einnahmen. Die Analyse wird bis zum Jahr 2060 vorgenommen. 

Klarerweise ist die Projektion über einen derart langen Zeithorizont mit Unsicherheiten behaftet. 

Dem wird in dieser Studie Rechnung getragen, indem Sensitivitätsanalysen durchgeführt werden. 

Dabei werden die Abhängigkeit der Ergebnisse von der Bevölkerungsprognose, von der 

Anpassung monetärer Transfers und vom Zinssatz auf die öffentliche Verschuldung untersucht. 

Neben der Entwicklung des Primärsaldos und der Verschuldungsquote liefert die Studie Werte 

für häufig verwendete Indikatoren für die Beschreibung der Nachhaltigkeit. Es werden die 

Fiskalindikatoren S1 und S2 berechnet sowie ein Indikator S60 für den Horizont bis 2060.  

Im Kontext der Konsolidierung wird in der Studie auch untersucht, wie hoch Effizienzpotenziale 

im öffentlichen Bereich ausfallen. Hierzu wird sowohl ein internationaler Vergleich der Ausgaben 

mit deren Wirkungen als auch ein nationales Benchmarking durchgeführt. Dabei ist anzumerken, 

dass es weiterer Maßnahmen bedarf, damit die Potenziale gehoben werden können. Dennoch 

bietet die Analyse Hinweise darauf, wie Österreich im internationalen Umfeld eingeordnet werden 

kann und worauf das Augenmerk der Fiskalpolitik gelegt werden sollte. Verglichen werden 

wesentliche Ausgabenbereiche, wie die allgemeine öffentliche Verwaltung, das Bildungswesen, 

Pflegedienstleistungen und das Kinderbetreuungswesen.  



  KONSOLIDIERUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN NACH DER CORONA-KRISE 3 

2. Langfristige Entwicklung öffentlicher Finanzen unter 

Berücksichtigung der COVID-19-Krise 

Die COVID-19-Krise hat erhebliche Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung und 

hinterlässt in den öffentlichen Finanzen massive Spuren. Im Jahr 2020 betrug die Defizitquote 

8,8 Prozent des BIP. Nach der aktuellen Prognose des Wirtschaftsforschungsinstituts vom Juni 

2021 ist für die Jahre 2021 und 2022 mit einem weiterhin hohen Defizit von 6,6 Prozent bzw. 

2,3 Prozent auszugehen. Dementsprechend zieht auch die öffentliche Verschuldung kräftig an. 

Nach 70,5 Prozent des BIP im Jahr 2019 soll die Verschuldungsquote im Jahr 2021 auf 

84,4 Prozent zulegen und in den Folgejahren auf knapp 76 Prozent zurückgehen. Gemäß dem 

Österreichischen Stabilitätsprogramm des Jahres 2019 ging man vor der Pandemie noch davon 

aus, dass im Jahr 2023 die Verschuldungsquote das Maastricht-Kriterium von höchstens 

60 Prozent des BIP erstmals knapp erfüllen könnte. Aufgrund der deutlich rückläufigen 

wirtschaftlichen Entwicklung und der öffentlichen Stützungsmaßnahmen ist dieses Ziel wieder in 

weite Ferne gerückt.  

Daher stellt sich die Frage, mit welchen mittel- und längerfristigen Auswirkungen der Krise auf die 

öffentlichen Finanzen zu rechnen ist. Die Stabilitätskriterien des Fiskalvertrags sind derzeit zwar 

ausgesetzt, jedoch sind die entsprechenden Regelungen für die mittlere und längere 

Budgetplanung weiterhin zu berücksichtigen. Dementsprechend sowie aus ökonomischen 

Gesichtspunkten ist infolge des derzeitigen Schuldenanstiegs eine entsprechende 

Konsolidierung in der Zukunft notwendig. Als Grundlage dafür wird hier eine Abschätzung 

vorgenommen, wie sich die öffentlichen Finanzen entwickeln werden. Zusätzlich ist die 

demographische Entwicklung in die Betrachtung aufzunehmen, die schon mittelfristig zu einem 

kräftigen Anstieg der öffentlichen Ausgaben führen wird, insbesondere in den Bereichen 

Pensionen, Gesundheit und Pflege. Diesen zusätzlichen Ausgaben steht derzeit noch keine 

entsprechende Finanzierung gegenüber. Dies schränkt den Spielraum für zukunftsgerichtete 

Investitionen, Maßnahmen zur Unterstützung der Beschäftigungssicherung sowie ökologische 

Zielsetzungen ein. Auch vor dem Hintergrund der Resilienz der österreichischen Volkswirtschaft 

ist eine tragfähige und moderate Verschuldung ein wesentlicher Pfeiler. Niedrige Verschuldung 

erhöht den Spielraum für die Politik, auf zukünftige Krisen entsprechend reagieren zu können.1  

In diesem Kapitel erfolgt eine langfristige Projektion der Entwicklung der öffentlichen Finanzen 

bis zum Jahr 2060 nach der COVID-19-Krise. Methodisch wird hierfür das 

Generationenkontenmodell Schulden-Check von EcoAustria herangezogen (siehe etwa Berger 

et al. 2018a und 2018b). Im Modell werden die öffentlichen Ausgaben und Einnahmen in den 

verschiedenen öffentlichen Ausgaben- und Einnahmenbereichen auf die Bevölkerung nach Alter 

und Geschlecht aufgeteilt und in die Zukunft projiziert. Die Projektion berücksichtigt auch 

bestehende bzw. zukünftige Trends, wie die steigende Frauenerwerbsbeteiligung sowie bereits 

gesetzlich beschlossene Maßnahmen, die Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen haben 

 

1 Der kurzfristige Anstieg der Renditen italienischer und griechischer Staatsanleihen im Zuge des Ausbruchs der COVID-

19-Krise hat gezeigt, dass das Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit eines Staates rasch schwinden kann. 
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werden, wie insbesondere die gesetzlichen Regelungen im Bereich des öffentlichen 

Pensionssystems. Einen kurzen Überblick über die Struktur des Modells enthält die TextBox.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

TextBox: Methodischer Überblick – der Schulden-Check 

Mit dem „Schulden-Check“ wurde bei EcoAustria ein Modell entwickelt, das die finanzielle 

Nachhaltigkeit der öffentlichen Haushalte in Österreich analysiert. In dieser TextBox wird die 

Methode kurz dargestellt, eine detailliertere Dokumentation findet sich etwa in Berger et al. 

(2018a) bzw. Berger et al. (2018b). Generationenkontenmodelle sind in den 

Wirtschaftswissenschaften seit geraumer Zeit etabliert. So haben Auerbach et al. (1991) 

erstmals eine Generationenbilanz für die USA erstellt und darauf hingewiesen, dass gängige 

Analysen die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen nur ungenügend abbilden. In 

Deutschland wird diese Methode u.a. von einer Forschungsgruppe der Universität Freiburg 

um Raffelhüschen (siehe etwa Raffelhüschen et al. 2021 für Analysen der Nachhaltigkeit 

öffentlicher Finanzen in Deutschland bzw. Peters et al. 2019 für Analysen über europäische 

Staaten) und vom IW Köln (Pimpertz et al. 2021 bzw. Berger et al. 2019a) angewendet. In 

unregelmäßigen Abständen wurden Generationenbilanzen auch für Österreich erstellt 

(Keuschnigg et al. 2000, Mayr 2005, Deeg et al. 2009). Das WIFO untersucht mit dem DELTA-

Modell (Schiman 2019) die langfristige Perspektive der öffentlichen Finanzen. Diese 

Generationenkonten-Modelle wurden in der Folge jedoch nicht aktualisiert bzw. auch nicht für 

laufende Analysen von Reformmaßnahmen herangezogen. Daher hat EcoAustria 2013 mit 

dem „Schulden-Check“ ein Generationenkonten-Modell entwickelt, das laufend aktualisiert 

wird und die finanzielle Nachhaltigkeit der öffentlichen Haushalte in Österreich analysiert. 

Im Schulden-Check-Modell werden alle öffentlichen Ausgaben und Einnahmen in 

verschiedenen Ausgaben- bzw. Einnahmenbereichen auf die Bevölkerung nach Alter und 

Geschlecht aufgeteilt und in die Zukunft projiziert. Bei dieser Projektion werden Trends wie 

etwa die steigende Frauenerwerbsbeteiligung berücksichtigt. Wesentliche Parameter der 

wirtschaftlichen Entwicklung (Produktivitätswachstum, Inflation, Zinssätze, 

Beschäftigungsentwicklung) und Annahmen werden in Anlehnung an vorliegende 

Projektionen bzw. Prognosen der Europäischen Kommission bzw. österreichischer 

Forschungsinstitute (z.B. WIFO und IHS) gesetzt. Auf Basis dieser Entwicklungen, die die 

öffentlichen Ausgaben und Einnahmen beeinflussen, werden alters- und 

geschlechtsspezifische Ausgaben- und Einnahmenprofile für die Zukunft ermittelt. Dabei 

werden endogene Interaktionen zwischen verschiedenen Bereichen berücksichtigt, etwa, 

dass die Erwerbsbeteiligung auf die verfügbaren Einkommen und damit auf die Einnahmen 

aus Konsumsteuern wirkt. Diese Profile werden im Zusammenspiel mit der 

Bevölkerungsprognose von Statistik Austria verwendet, um die zukünftigen Einnahmen und 

Ausgaben der öffentlichen Hand abzuschätzen. Auf Basis dieser Informationen lassen sich 

zukünftige Defizite und öffentliche Verschuldung sowie Nachhaltigkeitslücken ermitteln. 

In einem sogenannten Basis- oder Hauptszenario werden zwar bereits beschlossene 

Reformmaßnahmen abgebildet (auch wenn sie erst in der Zukunft ihre vollen Wirkungen 

entfalten, wie etwa in der Vergangenheit beschlossene Pensionsreformen). Es werden jedoch 

bewusst keine darüber hinausgehenden Reformen unterstellt („No-policy-change“-Annahme). 

Somit drückt das Hauptszenario aus, inwieweit das System der derzeit bestehenden 

Regelungen sowie bereits beschlossenen Reformmaßnahmen langfristig tragfähig ist. In 

einem nächsten Schritt kann in Sensitivitäts- oder Reformszenarien untersucht werden, 

inwieweit sich alternative Annahmen oder weitere Politikmaßnahmen auf die Nachhaltigkeit 

der öffentlichen Finanzen auswirken. Darauf aufbauend können fiskalische Indikatoren (wie 

etwa S1 und S2) ermittelt werden, die den Umfang an Konsolidierungsmaßnahmen für 

nachhaltige öffentliche Finanzen widerspiegeln.  
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Derartige Nachhaltigkeitsanalysen sollten als Machbarkeitstests gesehen werden und sagen per 

se noch nichts über „optimale Politik“ aus (Andersen 2020). Wenn das Kriterium der fiskalischen 

Nachhaltigkeit erfüllt ist, kann die aktuelle Politik fortgeführt werden, falls dies erwünscht ist. Falls 

die fiskalische Nachhaltigkeit verletzt ist, besteht Bedarf nach einer Änderung der Politik zu 

irgendeinem Zeitpunkt. Der Nachhaltigkeitstest sagt aber noch nichts darüber aus, wann und wie 

diese Änderung vorgenommen werden sollte. Generationenkonten-Modelle können darüber 

hinaus darstellen, wie finanzielle Lasten von Reformmaßnahmen intertemporal zwischen 

verschiedenen Altersgruppen bzw. Generationen verteilt sind. 

2.1. Entwicklung der öffentlichen Finanzen nach dem Hauptszenario 

Wesentliche Grundlage für die Abschätzung der Auswirkungen von COVID-19 auf die 

österreichische Volkswirtschaft und die öffentlichen Finanzen sind die letztverfügbare 

Kurzfristprognose vom Juni 2021 (Glocker et al. 2021) und die Mittelfristprognose vom Juli 2021 

(Baumgartner 2021) des WIFO. Die Prognose geht davon aus, dass die Durchimpfung sowohl in 

Österreich als auch bei wichtigen Handelspartnern zügig voranschreitet, sodass die behördlichen 

Einschränkungen schrittweise gelockert werden und Ende 2021 weitgehend aufgehoben sind. 

Die Entwicklung vom Jahr 2020 bis 2025 ist geprägt vom Wirtschaftseinbruch im Jahr 2020 und 

der dynamischen Entwicklung heuer und im Jahr 2022 mit realen Wachstumsraten von 4 und 

5 Prozent. Im weiteren Prognoseverlauf schwächt sich die Dynamik wieder erheblich ab und liegt 

im Schnitt bei 1,7 Prozent. Im Schnitt über den gesamten 6-Jahreszeitraum beträgt die 

durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 1,2 Prozent. Dies ist nur moderat schwächer als in der 

Mittelfristprognose vom Jänner 2020 mit einer durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 

1,3 Prozent. Bis zum Jahr 2025 wird damit die Lücke zum Wachstumspfad von vor der Krise 

(beinahe) geschlossen. Dieses Bild unterscheidet sich deutlich von den Prognosen, die noch im 

Herbst letzten Jahres bzw. auch noch im April 2021 vorgelegen sind. In diesen Prognosen wurde 

noch von einer erheblichen Lücke der Wirtschaftsleistung und einem „dauerhaften“ Niveaueffekt 

ausgegangen.  

Die nominelle private Konsumnachfrage (inklusive der privaten Organisationen ohne 

Erwerbszweck) blieb im vorigen Jahr deutlich kräftiger zurück als die Wirtschaftsleistung 

insgesamt. Im heurigen und in den nächsten Jahren ist die nominelle private Konsumnachfrage 

wiederum dynamischer. Aufgrund des Anziehens der Verbraucherpreise bleibt die reale private 

Konsumnachfrage jedoch verhalten. Die Verbraucherpreise steigen entsprechend der kräftigeren 

wirtschaftlichen Entwicklung wieder stärker. Die Einnahmen aus Produktionsabgaben, 

insbesondere die Umsatzsteuer, werden damit ebenso etwas kräftiger zulegen. Darüber hinaus 

fallen auch steuerliche Maßnahmen zur Konjunkturstützung wieder weg.  
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Abbildung 1: Wirtschaftliche Rahmenbedingungen bis 2025 

 

 

Am Arbeitsmarkt hat die Krise deutliche Spuren hinterlassen. In den ersten Monaten der COVID-

19-Krise hat insbesondere die Kurzarbeit den überwiegenden Teil der rückläufigen 

Arbeitsnachfrage aufgefangen. Jedoch hat auch die Arbeitslosigkeit deutlich angezogen. In den 

letzten Monaten kam es zu einer gewissen Entspannung auf dem Arbeitsmarkt. Die 

Arbeitslosigkeit (ohne SchulungsteilnehmerInnen) hat im Jahr 2020 im Schnitt um knapp 110.000 

Personen gegenüber 2019 zugelegt. Die Arbeitslosenquote nach nationaler Definition ist von 7,4 

auf 9,9 Prozent gestiegen. Bis zum Ende des Prognosehorizonts im Jahr 2025 ist mit einer 

deutlichen Entspannung am Arbeitsmarkt zu rechnen. Die Arbeitslosenquote soll bis 2025 auf 

6,9 Prozent zurückgehen und damit unter dem Niveau von vor der Krise von 7,4 Prozent liegen.  

Die Lohn- und Gehaltssumme entwickelte sich im Jahr 2020 vergleichsweise stabil. Dies ist auch 

auf die Kurzarbeitsbeihilfe zurückzuführen, welche in diese Größe einfließt. Dementsprechend 

zeigt sich auch bei den lohnbezogenen Abgaben eine stabile Entwicklung. Dies gilt insbesondere 

für die Sozialversicherungsbeiträge. Bei der Lohn- und Einkommensteuer sind neben den 

Geschäftseinbußen zusätzlich noch die Tarifsenkung sowie Stundungen und weitere 

Maßnahmen zur Stärkung der Liquidität zu berücksichtigen, wie der Verlustrücktrag, die die 

Einnahmen dämpfen. Bei den Lohnsummenabgaben ist bei der Kommunalsteuer eine schwache 

Entwicklung gegeben, da die Kurzarbeitsbeihilfe nicht in die Bemessungsgrundlage einfließt. 

Über den gesamten Prognosehorizont legt die nominelle Lohn- und Gehaltssumme zwar merklich 

zu, das Wachstum bleibt aber deutlich hinter der nominellen BIP-Entwicklung zurück. Die 

Lohnquote, Arbeitnehmerentgelt als Anteil am BIP, nimmt damit über den Prognosehorizont 

deutlich ab. Dies steht in deutlichem Kontrast zur Mittelfristprognose des WIFO vom Herbst 2020, 

wo noch ein deutlicher Anstieg der Lohnquote unterstellt wurde. Die Lohnquote hat einen 

erheblichen Einfluss auf die öffentlichen Finanzen, da ein erheblicher Teil der Abgaben und 

öffentlichen Sozialleistungen auf den Erwerbseinkommen basiert. Dementsprechend gehen 

hiervon auch markante Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen aus.  

In der aktuellen mittelfristigen Prognose des WIFO geht das Budgetdefizit bis 2025 wieder auf 

etwa 1 Prozent des BIP zurück. Das Stabilitätsprogramm vom April 2021 sieht bis 2024 einen 

Rückgang auf 2,5 Prozent vor, wobei dieses auf einer deutlich pessimistischeren 

Wirtschaftsprognose fußt. Der Rückgang basiert zu einem erheblichen Teil auf der Rückführung 

der Krisenbekämpfungsmaßnahmen, die damit die öffentlichen Haushalte in den folgenden 
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Jahren nicht mehr (so stark) belasten. Wenngleich manche fiskalische Rettungs- und 

Stützungsmaßnahmen mit einmaligen Geldtransfers verbunden sind, haben doch die meisten der 

einnahmenpolitischen und einige ausgabenpolitische Beschlüsse eher mittelfristige 

Auswirkungen. Die Staatsschuldenquote wird selbst mehrere Jahre nach dem Ausbruch der 

COVID-19-Krise um mehr als 5 Prozentpunkte über dem Ausgangsniveau von 2019 

(70,5 Prozent des BIP) liegen. Gemäß der Prognose ergibt sich eine Verschuldungsquote im Jahr 

2025 von 75,9 Prozent. Nach der mittelfristigen Prognose vom Jänner 2020 des WIFO hätte sich 

der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo zwischen 2021 und 2024 auf 0,3 bis 0,5 Prozent des 

BIP belaufen. Die Verschuldungsquote wäre bis 2024 auf unter 58 Prozent zurückgegangen. 

Obwohl die Lücke in der Wirtschaftsleistung gegenüber der Zeit vor der Pandemie nach dieser 

Prognose im Jahr 2025 wieder geschlossen ist, wird nun mit einem Defizit statt mit Überschüssen 

gerechnet. 

Diese Wirtschaftsprognosen bilden zusammen mit der Bevölkerungsprognose vom November 

2020 sowie wesentlichen Annahmen über den Arbeitsmarkt aus dem letztverfügbaren Ageing 

Report für den langfristigen Zeithorizont die Grundlage für das Hauptszenario über die 

längerfristige Entwicklung der öffentlichen Finanzen. Für die längerfristige volkswirtschaftliche 

Entwicklung basiert die Analyse im Schulden-Check zum Teil auf Annahmen, die auch im Ageing-

Report2 derart getroffen wurden. Die Arbeitsproduktivität je Arbeitsstunde legt im weiteren Verlauf 

auf jährlich 1,1 Prozent (bis 2030) und anschließend bis Mitte der 2030er Jahre auf 1,5 Prozent 

zu. Die Inflationsrate wird auf 2 Prozent festgelegt. In Bezug auf den Arbeitsmarkt geht der Ageing 

Report von einem Anstieg der Erwerbsquote der 20- bis 64-jährigen auf leicht unter 83 Prozent 

aus, der insbesondere auf eine höhere Frauenerwerbsbeteiligung zurückzuführen ist. Die höhere 

Frauenerwerbsbeteiligung wiederum ist die Folge eines leichten Anstiegs der Partizipation im 

Haupterwerbsalter (25 bis 54 Jahre) und einem deutlichen Anstieg bei den 55- bis 64-jährigen 

Frauen. Letzteres ist die Folge der Angleichung des Frauenpensionsantrittsalters zwischen 2024 

und 2033 an jenes der Männer. Dies wird in der weiteren Analyse durch die schrittweise 

Anpassung in diesem Zeitraum berücksichtigt. Die Arbeitslosenquote nach internationaler 

Definition der 15- bis 64-jährigen Personen wird mit 4,3 Prozent angenommen.3 

Die Bevölkerungsentwicklung folgt der Bevölkerungsprognose von Statistik Austria vom 

November 2020. Gemäß der Hauptvariante legt die Bevölkerung von 8,8 Mio. Personen bis zum 

Jahr 2060 auf rund 9,7 Mio. zu, der Altersabhängigkeitsquotient, d.h. das Verhältnis der 

65+jährigen zu den 15- bis 64-jährigen Personen, nimmt von 28,4 im Jahr 2019 bis 2060 auf 

49,6 Prozent zu.  

Für den Zinssatz der öffentlichen Verschuldung wird angenommen, dass dieser bis zum Jahr 

2025 noch weiter auf rund 1 Prozent zurückgeht und bis Anfang der 2030er Jahre auf diesem 

sehr niedrigen Niveau verbleibt. Erst im Anschluss erfolgt eine moderate Erhöhung bis zum Jahr 

2040 auf 1,9 Prozent und bis zum Jahr 2050 ein deutliches schrittweises Anziehen auf 

4,5 Prozent bzw. 4,8 Prozent bis 2060.4  

 

2 Siehe Europäische Kommission (2021a). 
3 Gegenüber dem Jahr 2025 bedeutet dies noch einen leichten Rückgang von 4,4 auf 4,3 Prozent.  
4 Für eine Diskussion über die Höhe des Zinssatzes der öffentlichen Verschuldung siehe Kapitel 2.2. 
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Gegeben, dass die Annahmen über die Entwicklung bestimmter Einflussgrößen das Ergebnis 

maßgeblich beeinflussen können, erfolgen im nächsten Kapitel 2.2 Sensitivitätsszenarien, die die 

Auswirkungen dieser Annahmen auf das Ergebnis darlegen. Untersucht werden der Einfluss des 

Zinsendienstes für die öffentliche Verschuldung, d.h. des Zinssatzes, der 

Bevölkerungsentwicklung und der Anpassung sozialer Transferleistungen. 

Langfristige Entwicklung der Öffentlichen Finanzen 

Die Entwicklung der öffentlichen Verschuldungsquote unter Berücksichtigung der fiskalischen 

Auswirkungen der COVID-19-Krise unter den oben dargestellten Annahmen (unter anderem 

beruhend auf dem Update der mittelfristigen Prognose des WIFO vom Juli 2021) ist im Post-

COVID-Szenario in Abbildung 2 dargestellt. Dem ist auch der Pfad der Verschuldungsquote 

gegenübergestellt, der vor der COVID-19-Krise (Prä-COVID-Szenario) im September 2019 mit 

dem Schulden-Check-Modell ermittelt wurde (Berger et al. 2019b). Vor der COVID-Krise war für 

das Jahr 2023 im Stabilitätsprogramm des Jahres 2019 noch ein Unterschreiten der Maastricht-

Grenze von 60 Prozent des BIP prognostiziert worden. Für die Folgejahre nach 2023 ergab die 

Modellsimulation mit dem Schulden-Check noch einen weiteren Rückgang der 

Verschuldungsquote auf 56 Prozent. Die öffentliche Verschuldungsquote hätte nach diesem Prä-

COVID-Szenario bis in die 2030er Jahre hinein das Maastricht-Kriterium von 60 Prozent erfüllt. 

Diese positive Entwicklung wird aber mittel- und längerfristig durch die fiskalischen Auswirkungen 

der demographischen Alterung überlagert. Dementsprechend war auch hier ein 

Konsolidierungsbedarf gegeben, für das Jahr 2060 war eine Verschuldungsquote von 

137 Prozent des BIP projiziert. 

Der wirtschaftliche Einbruch im Zuge der COVID-Pandemie, die diskretionären 

Unterstützungsmaßnahmen sowie die automatischen Stabilisatoren haben kurzfristig eine 

signifikante Erhöhung der öffentlichen Verschuldungsquote zur Folge. Anstatt der im 

Stabilitätsprogramm 2019 prognostizierten Reduktion der Verschuldungsquote auf 66,5 Prozent 

des BIP im Jahr 2020 ist die Verschuldungsquote auf 83,5 Prozent des BIP angestiegen. Trotz 

eines Defizits von 6,6 Prozent des BIP im Jahr 2021 und weiterer Defizite in den Folgejahren wird 

aufgrund des hohen Wirtschaftswachstums in der mittelfristigen Prognose des WIFO mit einem 

Wert von 75,9 Prozent im Jahr 2025 eine deutliche Rückführung der Verschuldungsquote 

prognostiziert. Dieser Wert liegt dennoch um knapp 19 Prozentpunkte höher als noch vor der 

COVID-Krise angenommen worden war. Mittel- und längerfristig werden wiederum die 

Auswirkungen der demographischen Alterung auf die öffentlichen Finanzen zusätzlich deutlich 

schlagend. Dies ist unter anderem auf die Pensionsantritte der geburtenstarken Babyboomer-

Jahrgänge der 1960er-Jahre zurückzuführen, was die Pensionsausgaben deutlich erhöhen wird 

- sowie laufend steigende Gesundheits- und Pflegeausgaben. Im Post-COVID-Szenario wird 

daher Ende der 2040er-Jahre die 100 Prozent-Verschuldungsquote erreicht, in der Folge ergeben 

sich entsprechend der Modellsimulation deutlich steigende Verschuldungsquoten. 

Wie schon oben diskutiert werden aktuell für das Ende des Prognosehorizonts der 

Mittelfristprognose höhere Defizite prognostiziert als dies noch vor COVID-19 der Fall war. Diese 

(Primär-)Defizite sind sozusagen die Basis für die längerfristige Projektion mit dem Schulden-

Check, in der in der Folge insbesondere die Auswirkungen der demographischen Entwicklung 
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abgebildet werden. Wie in Abbildung 2 dargestellt, steigt die Verschuldungsquote im Post-COVID-

Szenario nach 2025 weniger stark an als dies noch in der Projektion vom Jahr 2019 erwartet 

wurde. Dies ist (trotz höherer Primärdefizite) insbesondere auf die Annahme über die 

Zinsentwicklung zurückzuführen. Im vorliegenden Hauptszenario wird davon ausgegangen, dass 

der implizite Zinssatz5 für die öffentliche Verschuldung vom momentan historisch niedrigen 

Niveau noch etwas auf rund 1 Prozent zurückgeht und auch mittelfristig sehr moderat bleibt. 

Dadurch ergeben sich moderate Ausgaben für Zinszahlungen und dementsprechend moderatere 

Defizite. Erst in den 2040er-Jahren wird im vorliegenden Hauptszenario ein Anziehen des 

impliziten Zinssatzes von knapp 2 Prozent im Jahr 2040 auf 4,5 Prozent im Jahr 2050 unterstellt. 

Da der Annahme über den Zinssatz für die öffentliche Verschuldung eine wesentliche Bedeutung 

bei längerfristigen Projektionen zukommt, wird diese in Kapitel 2.2 explizit dargestellt und in 

Sensitivitätsszenarien analysiert. 

Abbildung 2: Entwicklung der Quote der Öffentlichen Verschuldung bis 2060 im 

Prä- und Post-COVID-Vergleich 

 

Zum Zeitpunkt der Erstellung der Vorgänger-Studie im November 2020 (Berger et al. 2020) waren 

noch deutlich negativere wirtschaftliche Auswirkungen und höhere Verschuldungsquoten in Folge 

der COVID-Pandemie prognostiziert worden als dies nun im Juli 2021 der Fall ist. 

Dementsprechend ergab die Modellsimulation in dieser Vorgänger-Studie deutlich höhere 

Verschuldungsquoten als im vorliegenden Hauptszenario. Dies illustriert neben dem nun 

vorherrschenden positiveren Ausblick auch die gewisse Unsicherheit, der Projektionen 

unterliegen, wobei naturgemäß sowohl Abwärts- als auch Aufwärtsrisiken gegeben sind. 

In Abbildung 3 wird die Entwicklung des Primärsaldos im zeitlichen Verlauf im Prä- bzw. Post-

COVID-Szenario dargestellt.6 Beim Vergleich der beiden Szenarien werden im Wesentlichen zwei 

 

5 Das heißt die geleisteten Zinszahlungen dividiert durch die öffentliche Verschuldung. 
6 Das „Prä-COVID“-Szenario wurde im Herbst 2019 erstellt und basiert dementsprechend auch für 2019 noch auf 

Prognosen. Dementsprechend ergeben sich auch für 2019 geringfügige Unterschiede zwischen diesen beiden Szenarien. 
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Phasen ersichtlich. Zum einen werden vor allem 2020 und 2021 deutlich ausgeprägtere 

(Primär-)Defizite erzielt, die die Verschuldung markant erhöhen. Zum anderen wird in der 

aktuellen Prognose des WIFO auch mittelfristig eine spürbare Verschlechterung der Primärsalden 

im Vergleich zu den Erwartungen vor COVID unterstellt. Diese Primär-Defizite sind eine wichtige 

Basis für die Langfrist-Projektion der öffentlichen Finanzen, da das entsprechende Defizit häufig 

auf einer (beinahe) geschlossenen Output-Lücke basiert. Aufgrund der höheren 

demographieabhängigen Ausgaben in den Bereichen Pensionen, Gesundheit und Pflege wird im 

aktuellen Hauptszenario eine spürbare Verschlechterung des Primärsaldos von -0,3 Prozent des 

BIP im Jahr 2025 auf -3,7 Prozent im Jahr 2060 projiziert. Dies ist dementsprechend um rund 

1 Prozentpunkt schlechter als im Prä-COVID-Szenario.7 Dass sich die Projektion des 

Primärsaldos nicht stärker in der Verschuldungsquote niederschlägt, ist auf die schon 

angesprochene Annahme einer moderaten Zinsentwicklung zurückzuführen. 

Abbildung 3: Entwicklung des Primärsaldos (in Prozent des BIP) im Prä- und 

Post-COVID-Vergleich 

 

Die im Schulden-Check projizierte Entwicklung im Hauptszenario in den verschiedenen 

Ausgabenbereichen ist in Abbildung 4 dargestellt. Kurzfristig steigt die Ausgabenquote in den 

Jahren 2020 und 2021 deutlich. Dies liegt zum einen natürlich daran, dass die öffentlichen 

Ausgaben durch diskretionäre Maßnahmen sowie automatische Stabilisatoren, etwa bei den 

Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik, deutlich höher sind. Zum anderen geht mit dem 

wirtschaftlichen Einbruch das BIP und damit der Nenner deutlich zurück. Damit steigen die 

einzelnen Ausgaben in Relation zum BIP deutlich an, selbst wenn, wie etwa bei Pensionen, die 

Krise kaum unmittelbare Auswirkungen auf die nominellen Ausgaben hat.  

 

7 Im Vergleich dazu war in der Modellrechnung vom Herbst 2020 aufgrund der etwas schwächeren wirtschaftlichen 

Entwicklung für 2060 noch ein um rund einen halben Prozentpunkt schlechteres Primär-Defizit als in der vorliegenden 

Simulation projiziert worden. 
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Die mittel- und langfristige Entwicklung ist insbesondere in den Bereichen Pensionen, Gesundheit 

und Pflege aufgrund der demographischen Alterung dynamisch. Durch den Pensionsantritt der 

geburtenstarken Babyboomer der 1960er-Jahrgänge nimmt die Ausgabenquote bei Pensionen 

schon in den kommenden Jahren bis etwa Mitte der 2030er-Jahre deutlich zu. Hier wirken die 

ausgabentreibende demographische Entwicklung stärker als die leistungsdämpfenden Effekte 

vergangener Pensionsreformen bzw. die Angleichung des gesetzlichen Antrittsalters für Frauen 

auf 65 Jahre. Ab etwa dem Jahr 2035 stabilisieren sich dann die Ausgaben für Pensionen auf 

hohem Niveau und liegen bei rund 15,5 Prozent des BIP.8 

Abbildung 4: Projektion der öffentlichen Ausgaben nach Kategorien im 

Hauptszenario, 2018-2060, in Prozent des BIP 

 

Auch bei den Gesundheitsausgaben zeigen sich die Auswirkungen der demographischen 

Entwicklung, sodass die projizierten Ausgaben bis 2060 auf rund 8,5 Prozent des BIP zunehmen. 

 

8 Der Anstieg der Ausgabenquote bei Pensionen ist mit etwa 2 Prozentpunkten zwischen 2018 und 2060 um rund 

1 Prozentpunkt schwächer als in der Schulden-Check-Analyse vom Herbst 2020. Die aktuelle Mittelfristprognose 

prognostiziert bei deutlich besserer BIP-Entwicklung bis 2025 ähnlich hohe Arbeitnehmerentgelte (bzw. eine deutlich 

moderatere Lohnquote) als die Prognose, die der Schulden-Check-Analyse vom Herbst 2020 zugrunde lag. Vereinfacht 

gesprochen werden damit in den beiden Szenarien ähnlich hohe Pensionsansprüche erworben und damit über die Zeit 

ähnlich hohe Pensionsaufwendungen geleistet. Diese Ausgaben werden aber durch ein merklich höheres BIP dividiert, 

wodurch sich ein weniger stark ausgeprägter Anstieg der Pensionsausgabenquote ergibt. Analog dazu ist aber ceteris 

paribus bei einer geringeren Lohnquote auch beispielsweise die Sozialversicherungseinnahmenquote niedriger. 
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Schließlich führt die Alterung der Gesellschaft auch bei den Ausgaben für Pflege zu einer 

deutlichen Steigerung der Ausgaben um knapp 1 Prozentpunkt des BIP. 

Zu den hier dargestellten öffentlichen Ausgaben in den verschiedenen Bereichen kommen 

erstens noch die „Sonstigen Ausgaben“ etwa für Allgemeine Öffentliche Verwaltung, Öffentliche 

Sicherheit und Öffentliche Investitionen hinzu. Diese werden für die Jahre nach 2025 im 

Wesentlichen als konstanter Anteil am BIP fortgeschrieben.9 Zweitens sind noch die Ausgaben 

für den Zinsendienst zu beachten, die gemeinsam mit Sensitivitätsszenarien explizit im folgenden 

Kapitel 2.2 analysiert werden. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass in verschiedenen 

Bereichen eine sehr dynamische Entwicklung der Ausgaben zu erwarten ist, wenn nicht 

entsprechende Maßnahmen gesetzt werden, die diese Ausgabendynamik dämpfen. 

Im Vergleich zu den Ausgaben verläuft die projizierte Entwicklung in den verschiedenen 

Einnahmenbereichen wie in Abbildung 5 dargestellt weniger dynamisch. Da 

Kurzarbeitszahlungen sozialversicherungspflichtig sind (wobei die Beiträge über die 

Kurzarbeitsbeihilfe vom AMS übernommen werden), brechen die Sozialversicherungsbeiträge 

kurzfristig weniger stark ein wie das BIP und die Einnahmenquote nimmt in den Jahren 2020 und 

2021 für diesen Bereich zu. Gemäß den Modellrechnungen wachsen die Einnahmen aus 

Sozialversicherungs- und Lohnsummenabgaben nach einem Rückgang bis 2025 langfristig 

weitgehend gleich stark wie das BIP und die Einnahmenquoten sind damit in der Folge 

weitgehend konstant. Die Einnahmenquote aus der Einkommensteuer ist zunächst in den Jahren 

2020 bis 2022 rückläufig, was auch auf die steuerlichen Entlastungen bzw. Maßnahmen zur 

Stärkung der Liquidität der Bundesregierung zurückzuführen ist. Mittelfristig nehmen die 

Einnahmen aus der Einkommensteuer aufgrund der Kalten Progression bis 2025 zu. In der Folge 

wird unterstellt, dass mit einer Steuerreform 2026 rund die Hälfte der Auswirkungen der kalten 

Progression der Jahre 2020 bis 2025 zurückgenommen wird und die Steuerbelastung im 

Anschluss auf diesem Niveau belassen.  

Bei den Konsumsteuern wird zunächst eine gedämpfte Entwicklung prognostiziert, was neben 

der schlechten wirtschaftlichen Entwicklung bzw. dem drastischen Rückgang des privaten 

Konsums auch aus den steuerlichen Maßnahmen zur Konjunkturstabilisierung resultiert. 

Mittelfristig ergibt sich ein leichter Anstieg der Konsumsteuerquote, weil der private Konsum 

etwas stärker wächst als das nominelle BIP und temporäre Stimulierungsmaßnahmen auslaufen. 

Die längerfristige Zunahme bei den Konsumsteuern ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die 

steigenden (aggregierten) Pensionsausgaben die verfügbaren Einkommen und damit den 

privaten Konsum erhöhen.10 Die ‚Steuern auf Kapital‘, das sind jene öffentlichen Einnahmen, die 

weitgehend dem Kapital bzw. dem Vermögen zugeordnet werden können und sich hauptsächlich 

aus der Körperschaftsteuer und der Kapitalertragsteuer zusammensetzen, sind im Jahr 2020 

deutlich eingebrochen und erholen sich auch in den Folgejahren nur langsam. Dies ist neben 

 

9 Eine kleine Abweichung ergibt sich hier, weil das Auslaufen der fiskalischen Effekte der COVID-19 Investitionsprämie in 

dieser Größe berücksichtigt ist. 
10 Da die zusätzlichen Pensionseinkommen entsprechend der Untersuchungsmethode über öffentliche Verschuldung 

finanziert werden, sinken die verfügbaren Einkommen anderer Bevölkerungsgruppen nicht, was der Fall wäre, wenn die 

höheren Pensionsausgaben durch höhere Beiträge oder geringere Transfers in anderen Bereichen finanziert würden. 

Dementsprechend legen der private Konsum und die daraus resultierenden Steuereinnahmen zu. 
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dem Einbruch der Bemessungsgrundlagen auch auf diskretionäre Maßnahmen wie die 

degressive Abschreibung zurückzuführen. Langfristig wird für diese Steuern auf Kapital eine 

etwas höhere Einnahmenquote projiziert, was u.a. auf den schrittweisen Anstieg des Zinssatzes 

zurückzuführen ist. Analog zu den Ausgaben wird für die „Sonstigen Einnahmen“ für die Jahre 

nach 2025 ein Wachstum unterstellt, das sich am BIP-Wachstum orientiert und somit die Quote 

konstant fortgeschrieben. 

Abbildung 5: Projektion der öffentlichen Einnahmen nach Kategorien im 
Hauptszenario, 2018-2060, in Prozent des BIP 

 

Die Ausgaben- und die Einnahmenquote ergeben sich aus der Summe der einzelnen Bereiche 

und sind in Abbildung 6 dargestellt. Die Einnahmenquote geht kurzfristig etwas zurück, was aus 

dem Rückgang der „Steuern auf Kapital“, aber auch bei Konsumsteuern und der 

Einkommensteuer resultiert. In der Folge zeigt sich jedoch aufgrund des Erholens bei den 

‚Steuern auf Kapital‘ sowie mittel- und längerfristig dem Anziehen der Konsumsteuern wiederum 

ein leichter Zuwachs. Im Wesentlichen ist die Einnahmenquote aber im Zeitverlauf annähernd 

konstant und liegt nach der Modellsimulation auch langfristig auf dem Wert von 2018. 
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Abbildung 6: Ausgaben- und Einnahmenquote im Hauptszenario 2018-2060 

 

Deutlich dynamischer entwickelt sich die Ausgabenquote. Abgesehen vom markanten Anstieg in 

den Jahren 2020 und 2021 bleibt die Quote der Primär-Ausgaben, d.h. der öffentlichen Ausgaben 

ohne Zinsendienst, auch in den Jahren bis 2025 deutlich höher als vor der Krise (47,1 Prozent im 

Jahr 2018). Mit der fortschreitenden Alterung geht die Lücke zwischen (Primär-)Ausgaben und 

Einnahmen deutlich auseinander. Bis zum Jahr 2060 steigen die Primärausgaben auf rund 

52,5 Prozent des BIP an und liegen damit um mehr 5 Prozentpunkte höher als 2019. Noch 

dynamischer zeigt sich die Entwicklung der Ausgabenquote insgesamt, d.h. inklusive des 

Zinsendienstes. Der deutliche Zuwachs beim Zinsendienst resultiert zum einen aus dem Zuwachs 

der Verschuldungsquote und zum anderen daraus, dass (zumindest im Hauptszenario) ein 

schrittweises Anziehen des Zinssatzes ab dem Jahr 2040 unterstellt wird. 

Primärsaldo und Maastricht-Saldo ergeben sich aus der projizierten Entwicklung der Ausgaben 

und Einnahmen. Auch abgesehen vom markanten Anstieg der Defizite in den Jahren 2020 und 

2021 ist der Primärsaldo in der mittleren Frist bis 2025 entsprechend der WIFO-Prognose mit 

mehr als 2 Prozentpunkten spürbar schlechter als im Jahr 2019, 2025 wird ein ausgeglichener 

Primärsaldo knapp verfehlt. In den nachfolgenden Jahren verschlechtert er sich aufgrund der 

demographischen Entwicklung wiederum. Die Modellrechnungen projizieren im vorliegenden 

Hauptszenario für das Jahr 2060 ein Primärdefizit im Ausmaß von 3,7 Prozent des BIP. Vor allem 

bis Mitte der 2030er-Jahre ist insbesondere aufgrund des Pensionsantritts der Babyboomer-

Generation die Entwicklung beim Primärsaldo dynamisch. Der Maastricht-Saldo betrug im Jahr 

2020 -8,8 Prozent des BIP und für das Jahr 2021 wird ein Defizit in der Höhe von knapp 7 Prozent 

prognostiziert. Er soll mittelfristig bis zum Jahr 2025 auf 1 Prozent des BIP zurückgehen. 

Langfristig legt das Maastricht-Defizit als Folge des steigenden Primärdefizits und der 

wachsenden Ausgaben für den Zinsendienst immer weiter zu, wenn keine konsolidierenden 

Schritte gesetzt werden.  
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Abbildung 7: Maastricht- und Primärsaldo im Hauptszenario, 2018-2060, in Prozent des BIP 

 

2.2. Sensitivitätsszenarien 

Generationenkontenmodelle projizieren die langfristige Entwicklung der öffentlichen Finanzen. 

Dafür werden bestehende langfristige Prognosen für einzelne Größen herangezogen, die die 

Budgetentwicklung mitbestimmen (z.B. die Bevölkerungsentwicklung). Zudem werden 

Annahmen über die zukünftige makroökonomische Entwicklung etwa für die Produktivität, den 

Arbeitsmarkt oder den Zinssatz getroffen. Gegeben die Unsicherheit in den Prognosen und 

Annahmen ist es sinnvoll, Sensitivitätsszenarien durchzuführen bzw. die Effekte alternativer 

Szenarien zu untersuchen. Diese Ergebnisse können auch als Entscheidungsgrundlage für die 

Wirtschaftspolitik verwendet werden, indem die Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen 

verglichen werden. Nachfolgend werden daher einige Sensitivitätsszenarien präsentiert.  

Die demographische Entwicklung ist ein maßgeblicher Bestimmungsfaktor für die Entwicklung 

der öffentlichen Finanzen. Die Alterung der Gesellschaft hat signifikante Auswirkungen auf 

öffentliche (Sozial-)Ausgaben, insbesondere auf die öffentlichen Pensions-, Gesundheits- und 

Pflegeausgaben. Die fiskalischen Auswirkungen der Alterung werden in einem 

Sensitivitätsszenario untersucht, wobei auf das Alterungsszenario der Bevölkerungsprognose 

von Statistik Austria anstelle der Hauptvariante zurückgegriffen wird.  

Im Hauptszenario des Schulden-Check-Modells wird unterstellt, dass monetäre Sozialtransfers 

(auf individueller Basis betrachtet) mittel- und längerfristig jährlich mit der Lohnentwicklung 

angepasst werden. Damit wird deren relative Bedeutung im Wesentlichen aufrechterhalten. 

Relevante Transferleistungen diesbezüglich sind monetäre Familientransfers, wie 

Familienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld und Familienbonus, Pflegegeld, bedarfsorientierte 

Mindestsicherung, Ausgleichszulage etc. In der Praxis werden viele Transfers nominell festgelegt. 

Um die reale Kaufkraft aufrechtzuerhalten werden diese diskretionär angepasst, aber es gibt oft 

keine gesetzlichen Regelungen für die Valorisierung. In einem Sensitivitätsszenario wird 

unterstellt, dass nominell festgelegte monetäre Transferleistungen ab dem Jahr 2026 mit der 
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jährlichen Inflation fortgeschrieben werden. In diesem Fall kommt es aufgrund des langen 

Zeithorizonts der Analyse zu einem erheblichen und immer weiter fortschreitenden 

Bedeutungsverlust dieser Transferleistungen für die privaten Haushalte und die öffentliche Hand. 

Der effektive Zinssatz der öffentlichen Verschuldung hat einen wesentlichen Einfluss auf die 

Entwicklung der öffentlichen Verschuldung. Hinsichtlich der langfristigen Zinsentwicklung 

bestehen unterschiedliche Erwartungen unter Ökonomen. Dementsprechend wird dies hier durch 

unterschiedliche Zinsannahmen berücksichtigt. Die verschiedenen Szenarien sind 

nachfolgend in Tabelle 1 kurz dargestellt und werden im Einzelnen im Anschluss diskutiert.  

Tabelle 1: Durchgeführte Sensitivitätsszenarien 

 

Sensitivitätsszenario 1: Alterungsszenario der Bevölkerungsprognose 

Ein wesentlicher Einflussfaktor für die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen ist die 

demographische Entwicklung. Diese spielt insbesondere deshalb eine signifikante Rolle, weil sie 

das Verhältnis der erwerbsfähigen Bevölkerung (die durchschnittlich wesentlich höhere Abgaben 

entrichtet als sie Leistungen von der öffentlichen Hand erhält) zu Kindern und Jugendlichen bzw. 

älteren Personen (die in der Regel Netto-EmpfängerInnen von öffentlichen Leistungen sind) 

bestimmt. 

Dem Hauptszenario im Schulden-Check liegt die Hauptvariante der Bevölkerungsprognose von 

Statistik Austria vom Herbst 2020 zugrunde. Im vorliegenden Sensitivitätsszenario wird das 

sogenannte „Alterungsszenario“ der Bevölkerungsprognose unterstellt, das eine niedrigere 

Fertilität, eine geringere Zuwanderung und eine höhere Lebenserwartung unterstellt11 als die 

Hauptvariante. Während in der Hauptvariante die Gesamtfertilitätsrate im Schnitt der Jahre 2019-

2060 1,54 beträgt, wird im Alterungsszenario lediglich eine Gesamtfertilitätsrate von 

durchschnittlich 1,27 unterstellt. Die Netto-Zuwanderung beträgt in der Hauptvariante im 

Jahresschnitt 2019-2060 31.000 Personen, im Alterungsszenario lediglich 13.400 Personen. 

Schließlich steigt die Lebenserwartung bei Geburt in der Hauptvariante von 79,5 (für Männer) 

 

11 Die Bevölkerungsprognose umfasst eine Reihe von verschiedenen Szenarien, die an diesen drei Ausprägungen 

variieren, etwa eine hohe und niedrige Wanderungs- oder eine Fertilitätsvariante. 
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bzw. 84,2 Jahren (für Frauen) bis zum Jahr 2060 auf 86,7 bzw. 90 Jahre. Demgegenüber ist der 

Anstieg der Lebenserwartung im Alterungsszenario auf 89,4 (für Männer) bzw. 92,2 Jahre (für 

Frauen) im Jahr 2060 deutlich stärker. 

Abbildung 8: Bevölkerung (in Mio.) und Altersabhängigkeitsquotient, Hauptvariante und Alterungsszenario 

 

Die demographische Entwicklung in diesen beiden Varianten ist in Abbildung 8 dargestellt. In der 

Hauptvariante nimmt die Bevölkerung schrittweise von 8,84 Mio. Personen im Jahr 2018 auf 

9,69 Mio. Personen im Jahr 2060 zu. Dem steht ein deutlicher Bevölkerungsrückgang auf 8,4 

Mio. Personen im Alterungsszenario gegenüber, der aus einer niedrigeren Fertilität und Netto-

Zuwanderung resultiert und durch die höhere Lebenserwartung nur teilweise gedämpft wird. 

Deutliche Unterschiede zeigen sich beim Altersabhängigkeitsquotienten, der das Verhältnis der 

älteren Bevölkerung (65 Jahre und älter) zur erwerbsfähigen Bevölkerung (15 bis 64 Jahre) 

ausdrückt. Dieser nimmt auch schon in der Hauptvariante der Bevölkerungsprognose von 

28,1 Prozent im Jahr 2018 auf knapp 50 Prozent im Jahr 2060 zu. Ein signifikanter Teil dieses 

Anstiegs fällt bereits in die 2020er und frühe 2030er-Jahre, weil die geburtenstarken 

Babyboomer-Jahrgänge das Alter von 65 Jahren erreichen. Im Alterungsszenario ergibt sich ein 

noch deutlich stärkerer Anstieg des Altersabhängigkeitsquotienten auf mehr als 60 Prozent im 

Jahr 2060. 

In Abbildung 9 ist dargestellt, wie sich die Ausgaben- und Einnahmenquoten in den einzelnen 

Bereichen im Alterungsszenario relativ zum Hauptszenario verändern.12 Da der 

Altersabhängigkeitsquotient im Alterungsszenario deutlich stärker als im Hauptszenario zunimmt, 

steigen insbesondere die Ausgabenquoten in den demographieabhängigen Bereichen. Bei den 

Pensionen würde die, im Durchschnitt deutlich ältere, Bevölkerung nach der Modellsimulation 

dazu führen, dass die Ausgabenquote bis zum Jahr 2060 um mehr als 3 Prozentpunkte stärker 

als im Hauptszenario und damit auf 18,6 Prozent des BIP ansteigt. Auch der zusätzliche Anstieg 

bei öffentlichen Gesundheits- (+0,8 Prozentpunkte) bzw. Pflegeausgaben (+0,5 Prozentpunkte) 

 

12 Für eine bessere Übersichtlichkeit sind nur jene Bereiche dargestellt, bei denen der Unterschied zum Hauptszenario 

langfristig mehr als 0,1 Prozentpunkte beträgt. 
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wäre kräftig.13 Umgekehrt sinkt durch die schwächere Fertilität der Anteil der Jungen an der 

erwerbsfähigen Bevölkerung (zumindest im betrachteten Zeitraum), was die Ausgabenquote für 

Bildung (-0,9 Prozentpunkte) und die diversen Transfers (-0,2 Prozentpunkte, insb. wegen 

geringerer Familientransfers) reduziert. Insgesamt würden die öffentlichen Ausgaben exklusive 

des Zinsendienstes im Alterungsszenario gemäß der Modellsimulation im Jahr 2060 um rund 

3,5 Prozentpunkte des BIP stärker ausfallen als im Hauptszenario. 

Abbildung 9: Sensitivität: Differenz von Ausgaben- und Einnahmenquoten zwischen Haupt- und 

Alterungsszenario, in Prozentpunkten 

 

Die stärkere Alterung hat auch fiskalische Auswirkungen auf der Einnahmenseite. Weil die 

Ausgabenquoten insbesondere bei Pensionsleistungen deutlich stärker als im Hauptszenario 

zunehmen und unterstellt wird, dass diese zusätzlichen Ausgaben über öffentliche Verschuldung 

finanziert werden (und nicht etwa über zusätzliche Einnahmen oder geringere Transfers in 

anderen Bereichen), erhöht dies die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte. Dies erhöht 

die Konsumabgabenquote, die um 1 Prozentpunkt kräftiger steigt als im Hauptszenario. Des 

Weiteren legen als Folge der höheren Pensionsausgaben die Einnahmen aus der Lohn- und 

Einkommensteuer in Prozent des BIP deutlich zu (dies gilt analog für die Sozialversicherung, 

wobei der Beitragssatz bei PensionistInnen mit 5,1 Prozent niedriger ist). Insgesamt würde die 

Einnahmenquote um gut 1,5 Prozentpunkte höher als im Hauptszenario sein. 

Der Primärsaldo und die öffentliche Verschuldung sind in Abbildung 10 dargestellt. Die 

signifikante Steigerung der Ausgabenquote um 3,5 Prozentpunkte langfristig würde durch einen 

Anstieg der Einnahmenquote um gut 1,5 Prozentpunkte ein Stück weit gegenfinanziert. Dennoch 

würde sich das Primärdefizit im Alterungsszenario langfristig um knapp 2 Prozentpunkte stärker 

 

13 Relativ zu den Ausgabenquoten im Hauptszenario (rund 15,5 Prozent bei Pensionen, 8,5 Prozent bei Gesundheit und 

2 Prozent bei Pflege im Jahr 2060) fallen die Steigerungen der Gesundheitsausgaben unterproportional aus. Dies ist 

darauf zurückzuführen, dass die „Stückkosten“ im Gesundheitsbereich, dem Ageing Report der Europäischen 

Kommission folgend, lediglich mit dem BIP/Kopf und nicht etwa mit dem BIP/Beschäftigtem steigen. Dadurch ist der 

Zuwachs bei den Gesundheitsausgaben vergleichsweise moderat, dies setzt jedoch eine hohe Ausgabendisziplin voraus. 
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erhöhen als im Hauptszenario. Dies wiederum führt zu laufend höherer Verschuldung und 

Mehrausgaben für den Zinsendienst. Gemäß den Modellanalysen würde die Verschuldungsquote 

im Alterungsszenario erheblich kräftiger zulegen als dies ohnehin im Hauptszenario schon der 

Fall ist.  

Abbildung 10: Sensitivität Alterungsszenario, Primärsaldo und öff. Verschuldung, in Prozent des BIP 

 

Selbst wenn im Alterungsszenario der Bevölkerungsprognose von Statistik Austria sehr starke 

Annahmen hinsichtlich einer stärkeren Alterung getroffen werden, verdeutlicht die an dieser Stelle 

vorgenommene Analyse den signifikanten Einfluss der demographischen Entwicklung auf die 

Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen. 

Sensitivitätsszenario 2: Monetäre Sozialtransfers wachsen mit Inflation 

Im Schulden-Check-Modell wird im Hauptszenario davon ausgegangen, dass monetäre 

Sozialtransfers auf individueller Basis mittel- und längerfristig jährlich mit der Lohnentwicklung 

angepasst werden. In der Praxis findet sich jedoch eine Vielzahl von Transfers, die nominell fixiert 

sind. Zumeist gibt es für die Valorisierung dieser Transfers keine gesetzlichen Regelungen. 

Dennoch werden diese diskretionär angepasst, um die reale Kaufkraft aufrechtzuerhalten. Unter 

einer sehr strikten No-policy-change-Annahme müssten diese Werte nominell fixiert werden. 

Relevante Transferleistungen diesbezüglich sind monetäre Familientransfers, wie 

Familienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld und Familienbonus, Pflegegeld, bedarfsorientierte 

Mindestsicherung, Ausgleichszulage etc.  

Die No-policy-change-Annahme lässt nun mehrere Alternativen zu, wie Anpassungen in der 

Zukunft vorgenommen werden. Eine Möglichkeit besteht darin, die derzeitige fiskalische 

Bedeutung der Transferleistung in die Zukunft zu projizieren. Dies ist dann der Fall, wenn die 

einzelnen Transfers mit der Einkommensentwicklung angepasst werden. 

Alternativ kann für diese Transferleistungen eine Anpassung auf Basis der Inflation vorgesehen 

werden. In diesem Fall kommt es jedoch aufgrund des langen Zeithorizonts der Analyse zu einem 

erheblichen Bedeutungsverlust der Transferleistungen relativ zu Erwerbseinkommen, abhängig 

von der Differenz zwischen dem Wachstum des Lohneinkommens und der Inflation. Je stärker 

die Produktivität und damit die Erwerbseinkommen zulegen, desto geringer wird die Bedeutung 

der Transferleistung im Zeitverlauf. Langfristig wäre daher eine Anpassung dieser 
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Transferleistungen nur mit der Inflation mit massiven Einbußen relativ zu den Erwerbseinkommen 

verbunden. 

Selbst wenn einzelne Transferleistungen nur mit der Inflation (oder teilweise gar nicht) angepasst 

werden, so erfolgt diskretionär immer wieder eine deutlich stärkere Anpassung nach oben oder 

die Einführung zusätzlicher Leistungen, wie beispielsweise des Kinderbetreuungsgeldes. 

Darüber hinaus darf nicht vernachlässigt werden, dass auch wichtige Verbrauchsabgaben 

nominell fixiert sind, wie die Mineralölsteuer, teilweise die Tabaksteuer, Energieabgaben etc. Bei 

diesen Abgaben stellt sich dieselbe Frage der Anpassung. Vor dem Hintergrund, dass das Niveau 

dieser Steuereinnahmen eine ähnliche Größenordnung aufweist wie die nominell festgelegten 

Transferleistungen, bietet sich eine gleichartige Behandlung an. Im Schulden-Check-Modell 

werden im Hauptszenario daher sowohl die Transferleistungen als auch die nominell fixierten 

Steuereinnahmen mittel- und längerfristig mit dem Lohneinkommen fortgeschrieben.14  

Nachfolgend wird ein Sensitivitätsszenario durchgeführt, bei welchem nominell festgelegte 

monetäre Transferleistungen ab dem Jahr 2026 mit der jährlichen Inflation fortgeschrieben 

werden. In diesem Szenario nehmen die öffentlichen Ausgaben in geringerem Umfang zu, 

verbessern damit den Primärsaldo bzw. den gesamtstaatlichen Finanzierungssaldo und 

verringern den Anstieg der öffentlichen Verschuldungsquote. 

Die Auswirkungen dieser Politik auf den Primärsaldo und die Verschuldungsquote sind in 

Abbildung 11 dargestellt. Wenn monetäre Transfers lediglich mit der Inflation angepasst werden, 

verbessern sich die öffentlichen Finanzen mittel- und längerfristig spürbar im Vergleich zum 

Hauptszenario, wenngleich diese Verbesserung nur schrittweise erfolgt. Das Primärdefizit beträgt 

in diesem Szenario im Jahr 2060 2,7 Prozent des BIP und fällt damit um 1 Prozentpunkt 

schwächer aus als im Hauptszenario. Dieser Effekt ist durch eine Reduktion der Ausgabenquote 

bedingt, insbesondere die Ausgaben für monetäre Familientransfers und das Pflegegeld bleiben 

hinter dem Hauptszenario zurück. Hinsichtlich der öffentlichen Einnahmen heben sich zwei 

Effekte zu einem erheblichen Teil gegenseitig auf, sodass sich die Einnahmenquote in diesem 

Szenario nur geringfügig ändert. Einnahmenerhöhend wirkt, dass der Familienbonus lediglich mit 

der Inflation erhöht wird. Die im Vergleich zum Hauptszenario niedrigeren monetären Leistungen 

dämpfen jedoch das verfügbare Einkommen und damit die Einnahmen aus Konsumsteuern. Die 

(schrittweise) Verbesserung der Primärsalden führt zu einem moderateren Zuwachs der 

Verschuldungsquote, wobei deutliche Verbesserungen erst gegen Ende des 

Beobachtungszeitraums eintreten. Im Jahr 2060 liegt die Verschuldungsquote mit 143 Prozent 

des BIP um 18 Prozentpunkte niedriger als im Hauptszenario. 

 

14 Dies gilt für die individuelle Ebene. Für die aggregierten Ausgaben etwa für Familienleistungen wird zudem die 

zukünftige Bevölkerungsentwicklung bzw. die Zahl der Kinder berücksichtigt. 
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Abbildung 11: Sensitivität Inflationsanpassung Monetäre Transfers, Primärsaldo und öff. Verschuldung, in 

Prozent des BIP 

 

Sensitivitätsszenarien 3a und 3b: Schwache und kräftige Zinssatzentwicklung 

Zinssatzentwicklung und Staatsschuldenabbau15 

Seit den 1980er Jahren sind die Zinsen für Staatsanleihen in den entwickelten Volkswirtschaften 

fast kontinuierlich gesunken (siehe etwa Farhi und Gourio 2018), ein derartig niedriges 

Nominalzinsniveau wie jetzt gab es in der industrialisierten Welt seit Beginn der Aufzeichnungen 

noch nie. Auch die kurz- und langfristigen Realzinssätze liegen nahezu überall auf einem 

niedrigen Niveau. 

Die Sekundärmarktrendite für zehnjährige Bundesanleihen befindet sich in Österreich seit 1995 

ebenfalls auf einem nahezu kontinuierlichen Abwärtstrend (siehe Abbildung 12). Unmittelbar vor 

der Finanz- und Wirtschaftskrise stieg die Verzinsung zwar wieder leicht von 3,4 Prozent auf 

4,4 Prozent an, jedoch war im Anschluss ein weiterer deutlicher Rückgang auf de facto Null bzw. 

sogar darunter zu verzeichnen. Seit Beginn der 2000er Jahre liegt die Sekundärmarktrendite 

unterhalb der durchschnittlichen impliziten Verzinsung bestehender Staatsschulden. 

Dementsprechend kann die jeweils abreifende Altverschuldung (im Durchschnitt) durch eine noch 

günstigere Neuverschuldung ersetzt werden. Damit ist die Bedeutung des Zinsaufwandes für die 

öffentlichen Budgets und damit auch der aus der Bedienung der Zinslasten resultierende 

Konsolidierungsdruck ebenfalls deutlich gesunken, von 7,7 Prozent der Primärausgaben im Jahr 

1995 auf 3 Prozent im Jahr 2019. 

Auf den Finanzmärkten sind verschiedene Einflussfaktoren für die langfristig rückläufige 

Zinsentwicklung relevant, wie beispielsweise ein Überhang an weltweiten Ersparnissen oder die 

Politik der Zentralbanken. Dabei ist empirisch schwer zu identifizierten, welche Einflussfaktoren 

dominieren, dementsprechend sind auch Prognosen über die zukünftige Zinsentwicklung 

schwierig. Zudem sind mögliche mittel- und längerfristige Auswirkungen der Pandemie auf den 

Zinssatz schwer vorhersehbar.16 

 

15 Diese Thematik wird ausführlicher in Berger et al. (2020) behandelt. Das vorliegende Kapitel fasst wesentliche 

Ergebnisse zusammen. 
16 So könnten zunehmende Unsicherheiten am Arbeitsmarkt auch auf mittlere Sicht vermehrtes Vorsichtssparen mit sich 

bringen (siehe etwa Mody et al. 2012). 
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Abbildung 12: Sekundärmarktrendite und implizite Verzinsung der Staatsverschuldung in 

Österreich 1995-2020 

 

Die Tatsache, dass in den vergangenen Jahren die effektive Verzinsung von Staatsschulden in 

vielen Ländern oft unter dem nominellen BIP-Wachstum gelegen ist, hat 

wirtschaftswissenschaftliche Diskussionen über mögliche Implikationen verstärkt. Blanchard 

(2019) argumentiert, dass die Wohlfahrtskosten von öffentlicher Verschuldung unter gewissen 

Bedingungen weniger hoch ausfallen können als meist angenommen wird. Er argumentiert zum 

einen, dass Perioden mit negativem Zins-Wachstums-Differential r-g in der Vergangenheit nicht 

nur in seltenen Einzelfällen auftraten, sondern häufiger vorkamen. In der Folge führt er aus, dass 

die Rollierung von öffentlicher Verschuldung (das heißt die Bedienung alter Schulden mit der 

Aufnahme neuer Schulden) realisierbar wäre, wenn ein negatives Zins-Wachstums-Differential 

auch in der Zukunft erfüllt wäre.17  

Inwiefern die Annahme einer dauerhaften Niedrigzinsphase Grundlage für fiskal- und 

wirtschaftspolitische Entscheidungen sein sollte, ist jedoch umstritten. Werding et al. (2020) 

warnen davor, die Lasten des demographischen Wandels oder auch weitere Ausgaben im 

Vertrauen auf anhaltend niedrige Zinsen über die Ausweitung der öffentlichen Verschuldung zu 

finanzieren. Dies würde die öffentlichen Finanzen einem enormen Zinsänderungsrisiko 

aussetzen, wenn das Vertrauen in die fiskalische Nachhaltigkeit schwindet und höhere 

Risikoprämien den Zinssatz erhöhen. Mauro und Zhou (2020) zeigen in diesem Zusammenhang, 

dass ein aktuell niedriges Zins-Wachstums-Differential r-g oft kein geeigneter Indikator dafür ist, 

ob ein Land einen kräftigen Zinsanstieg oder sogar eine Verschuldungskrise erleben wird. Auch 

Andersen (2020) argumentiert, dass Länder mit hohen Verschuldungsquoten leicht einem 

„Teufelskreis“ aus steigenden Zinssätzen und Verschuldungsquoten gegenüberstehen können. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass solide aufgestellte öffentliche Finanzen den 

 

17 Blanchard hält fest, dass seine Intention nicht sei, per se für höhere öffentliche Verschuldung zu argumentieren, sondern 

vielmehr, zu einer breiteren Diskussion über deren Kosten beizutragen. 
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Spielraum erhöhen, einer Krise (wie etwa aktuell der COVID-19-Pandemie) fiskalisch 

entgegenzutreten. 

Ein weiteres Argument gegen die von Blanchard (2019) dargestellte Möglichkeit der Schulden-

Rollierung liegt nach Wyplosz (2019) in dessen impliziter Annahme eines dauerhaft 

ausgeglichenen Primärsaldos. Treten jedoch Primärdefizite auf, dann kann die Schuldenquote 

trotz negativem Zins-Wachstumsdifferentials weiter laufend zunehmen – so erhöht sich die 

Verschuldungsquote im nachfolgend untersuchten Sensitivitätsszenario trotz dauerhaft sehr 

geringer Zinsen langfristig auf 210 Prozent und das Primärdefizit steigt auf gut 5 Prozent des BIP. 

Sensitivitätsszenarien: Schwache und Kräftige Zinsentwicklung 

Aus aktueller Sicht ist in mittlerer Frist eine moderate Zinsentwicklung eine plausible Annahme. 

Dennoch besteht insbesondere auf längere Sicht Unsicherheit über die Zinsentwicklung. In der 

Folge werden daher Sensitivitätsszenarien in Bezug auf die Entwicklung des Zinssatzes 

durchgeführt. Dies ist auch deshalb von Bedeutung, weil der Höhe des Zinssatzes eine 

wesentliche Rolle für die Bewertung der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen zukommt.  

In Abbildung 13 sind die untersuchten Zinsszenarien dargestellt. Zu berücksichtigen ist, dass hier 

die implizite Verzinsung auf Österreichs öffentliche Verschuldung dargestellt wird. Selbst wenn 

das Zinsniveau unmittelbar deutlich anziehen würde, schlägt sich dies erst schrittweise im 

impliziten Zinssatz nieder. 

Abbildung 13: Unterstellte Implizite Verzinsung in Sensitivitätsszenarien 

 

Schon im Hauptszenario in Kapitel 2.1 wird davon ausgegangen, dass die aktuelle Phase sehr 

moderater Zinsen auf Österreichs Staatsverschuldung auch aufgrund der COVID-19-Krise nun 

noch deutlich länger anhalten wird als noch in den Prä-COVID-Simulationen vom Jahr 2019 

unterstellt. Vor COVID-19 wurde noch angenommen, dass sich der Zinssatz ab dem Jahr 2023 

wieder „normalisiert“ und der implizite Zinssatz innerhalb von 10 Jahren auf seinen langjährigen 

Durchschnitt von nominell 4,8 Prozent von vor der Wirtschaftskrise ansteigt. Damit läge der 

Zinssatz langfristig um knapp 130 Basispunkte über dem nominellen Wirtschaftswachstum. Im 
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aktuellen Hauptszenario wird nun unterstellt, dass der implizite Zinssatz zwischen 2025 und 2030 

beim Wert von 2025 von knapp 1 Prozent liegt. Bis zum Jahr 2040 wird von einem weiterhin 

moderaten Zinssatz von unter 2 Prozent ausgegangen (d.h. das Zins-Wachstums-Differential 

liegt deutlich im negativen Bereich). Erst für die Jahre nach 2040 wird eine „Normalisierung“ 

unterstellt, sodass der nominelle Zinssatz über einen 10-Jahreszeitraum auf 4,5 Prozent im Jahr 

2050 bzw. in weiterer Folge bis 2060 auf 4,8 Prozent steigt. Schon im Hauptszenario wird also 

unterstellt, dass der Zinssatz über einen Zeitraum von 20 Jahren unter 2 Prozent liegt. Im 

Niedrigzins-Szenario wird angenommen, dass der Wert ab dem Jahr 2030 dauerhaft auf dem 

niedrigsten Wert von 1 Prozent verharrt, sodass der Realzinssatz durchgehend mit rund -100 

Basispunkten und r-g mit rund -250 Basispunkten negativ ist. Umgekehrt wird im Hochzins-

Szenario unterstellt, dass sich der Zinssatz für neu begebene Anleihen schon ab dem Jahr 2030 

und damit um 10 Jahre früher „normalisiert“ als im Hauptszenario. 

Dem sehr moderaten Zinsumfeld wurde teilweise auch in anderen Analysen über moderatere 

unterstellte Zinssatzentwicklungen Rechnung getragen. Im aktuellen Ageing Report (Europäische 

Kommission 2021a) sowie Sustainability Report (Europäische Kommission 2021b) wird für den 

Zinssatz innerhalb von zehn Jahren (bis 2031) eine Konvergenz hin zur forward market rate und 

innerhalb von 30 Jahren (bis 2051) eine Konvergenz zu einem realen impliziten Zinssatz von 

2 Prozent (und damit einem nominellen Zinssatz von 4 Prozent) unterstellt. Werding et al. (2020) 

und Raffelhüschen et al. (2021) nehmen langfristig (im Jahr 2060) einen impliziten Zinssatz auf 

langlaufende Staatsschuldentitel von nominell 5 Prozent bzw. real 3 Prozent an, wobei bei 

Werding et al. der Zinssatz vom Jahr 2024 an linear gegen diesen Wert konvergiert. Schiman et 

al. (2019) unterstellen längerfristig ein Differential zwischen Zinssatz und Produktivitätswachstum 

von 0,5 Prozentpunkten. Analog zur vorliegenden Studie werden die Zinsannahmen in diesen 

Arbeiten aus realisierten Zinssätzen in der Vergangenheit abgeleitet. Zusammenfassend kann 

festgehalten werden, dass die Annahme über die langfristige Zinsentwicklung im Hauptszenario 

im Wesentlichen mit den oben zitierten Studien vergleichbar ist. Das Anziehen des Zinssatzes 

wird in der vorliegenden Studie zeitlich stärker nach hinten verschoben. Dies basiert auf der 

Erwartung, dass die COVID-Krise die „Normalisierung“ des Zinsumfelds weiter verzögern wird. 

Die Entwicklung der öffentlichen Verschuldung im Haupt-, Niedrigzins- und Hochzins-Szenario ist 

in Abbildung 14 dargestellt. Wesentlicher Wirkungskanal in den Szenarien ist die Veränderung 

der Ausgaben für den Zinsendienst aufgrund der unterschiedlichen Zinsannahmen. Ein höherer 

Zinssatz erfordert höhere Zinsendienstausgaben, die wiederum das gesamtstaatliche Defizit und 

damit die Verschuldung erhöhen. Weiters bestimmen sich im Schulden-Check-Modell die 

Einnahmen aus der Kapitalertragsteuer endogen über den Zinssatz, dieser Wirkungskanal hat 

jedoch im Vergleich zum Zinsendienst eine deutlich geringere Bedeutung. 

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die beiden Zinsszenarien nicht 

symmetrisch zum Hauptszenario sind. Während im Niedrigzins-Szenario dauerhaft ein (deutlich) 

niedrigerer Zinssatz unterstellt wird, erfolgt im Hochzins-Szenario das Anziehen bereits früher, 

langfristig wird jedoch dasselbe Zinsniveau wie im Hauptszenario unterstellt. 

Sollte der Zinssatz auf die öffentliche Verschuldung vorzeitig (um 10 Jahre früher als im 

Hauptszenario) zum Vor-2008-Krisenniveau zurückkehren, würde die öffentliche Verschuldung 
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schrittweise stärker ansteigen als im Hauptszenario und im Jahr 2060 um gut 25 Prozentpunkte 

höher ausfallen. Umgekehrt würde sich die Verschuldungsquote im Niedrigzins-Szenario spürbar 

moderater entwickeln. Aber selbst bei einem dauerhaft niedrigen Zinssatz von 1 Prozent und 

damit einem negativen Realzinssatz und einem negativen Zins-Wachstums-Differential von rund 

2,5 Prozentpunkten würden die Ausgabensteigerungen im Zuge der demographischen 

Entwicklung dazu führen, dass die Verschuldungsquote schrittweise ansteigt. Gemäß den 

Modellsimulationen wird in diesem Szenario im Jahr 2060 eine Schuldenquote von knapp 

110 Prozent des BIP erreicht, was signifikant höher ist als dies aktuell der Fall ist.18 

Abbildung 14: Sensitivität Zinsszenarien, Öff. Verschuldung, in Prozent des BIP 

 

 

 

18 Langfristig, über 2060 hinaus, würde die Verschuldungsquote in diesem Niedrigzins-Szenario gegen rund 210 Prozent 

des BIP konvergieren. In den Szenarien, in denen der Zinssatz höher als das nominelle Wachstum liegt, ergäbe sich 

keine Konvergenz der Verschuldungsquote, sondern eine exponentielle Entwicklung. 
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3. Bestimmung des Konsolidierungsausmaßes 

Die Entwicklung der öffentlichen Finanzen wird die Fiskalpolitik in Österreich in den nächsten 

Jahren und Jahrzehnten vor Herausforderungen stellen. Die Analyse der Entwicklung des 

gesamtstaatlichen Defizits und der öffentlichen Schulden in Kapitel 2.1 zeigt, dass die COVID-

19-Krise und insbesondere die demographische Entwicklung zu einem beträchtlichen Anstieg der 

öffentlichen Verschuldung führen. Im Hauptszenario des Schulden-Checks wird der 

Schuldenstand, ausgehend von 70,5 Prozent des BIP im Jahr 2019, bis 2060 auf Basis der 

bestehenden rechtlichen Gegebenheiten auf rund 160 Prozent zulegen. Bei einer stärkeren 

Alterung der Gesellschaft wegen einer höheren Lebenserwartung, einer niedrigeren Geburtenrate 

und geringerer Zuwanderung wäre das Ausmaß des Anstiegs der öffentlichen Verschuldung noch 

deutlich stärker. Auch bei einer optimistischen Annahme über den impliziten Zinssatz ist mit einer 

öffentlichen Verschuldungsquote von etwa 110 Prozent des BIP im Jahr 2060 zu rechnen.  

Dementsprechend ist ein Gegensteuern notwendig, um nachhaltige öffentliche Finanzen zu 

erreichen und die öffentliche Verschuldung auf überschaubarem Niveau zu halten bzw. auf 

60 Prozent des BIP zurückzuführen. Darüber hinaus sind auch noch rechtliche Vorgaben zu 

berücksichtigen, die eine Konsolidierung erfordern. Dies sind der fiskalpolitische Rahmen der EU 

in Form des Stabilitäts- und Wachstumspakts, des Sixpacks, des Fiskalpolitischen Pakts sowie 

des Twopacks und das nationale Fiskalregelwerk gemäß dem Österreichischen Stabilitätspakt. 

Obwohl diese Regelungen vorübergehend (derzeit bis 2023) nicht in vollem Umfang in Geltung 

sind, sind die mittel- und längerfristigen Implikationen der Vereinbarungen zu berücksichtigen. 

Die Beurteilung der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen ist ebenso wichtig wie kompliziert. Sie 

ist wichtig, weil eine nicht-tragfähige Verschuldung oft in einer kostspieligen Kombination aus 

Zahlungsausfall, hoher Inflation und Verwerfungen im Finanzsystem resultiert. Die Beurteilung 

der Tragfähigkeit ist kompliziert, weil Tragfähigkeit untrennbar mit Fragen der Solvenz verbunden 

ist, d.h. mit der Fähigkeit des Staates, allen gegenwärtigen und zukünftigen 

Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Daher ist Tragfähigkeit ein rein zukunftsorientiertes 

Konzept, und Aussagen über die Tragfähigkeit der Staatsschulden laufen darauf hinaus, 

Projektionen für die unbekannte Zukunft zu generieren (Debrun et al. 2019). Zudem ist 

Tragfähigkeit ein langfristiges Konzept, d.h. die Projektionen bzw. Szenarien müssen für einen 

langen Zeitraum erstellt werden. 

Die Beurteilung der Frage, ob die Staatsfinanzen tragfähig sind, d.h. ob der Staat langfristig in 

der Lage ist, die Staatsschuld zu bedienen und zu tilgen, fußt auf der intertemporalen 

Budgetbeschränkung des Staates. Um seine Kreditwürdigkeit zu wahren, muss ein Staat 

prinzipiell in der Lage sein, seine Verschuldung, und zwar sowohl die explizit in der Vergangenheit 

aufgenommenen Kredite als auch die künftigen Eventualverbindlichkeiten aus staatlichen 

Garantien und Pensionsverpflichtungen, durch zukünftige Einnahmen zu decken. Dies gilt 

zumindest prinzipiell für einen unendlich langen Zeitraum (intertemporale Budgetbeschränkung). 

Eine Möglichkeit Nachhaltigkeit zu definieren, geht von einem dynamisch stabilen Pfad für die 

öffentliche Verschuldungsquote aus. Um diese Bedingung zu erfüllen, darf der Schuldenstand 

nicht dauerhaft schneller wachsen als das Bruttoinlandsprodukt. Eine langfristig tragfähige 
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Finanzpolitik nach diesem Konzept erlaubt daher sowohl einen positiven Schuldenstand als auch 

laufende Finanzierungsdefizite, die so groß sind, dass der Schuldenstand im Durchschnitt ebenso 

rasch wächst wie das Bruttoinlandsprodukt. Diese Regel hat allerdings auch Auswirkungen auf 

die Relation zwischen dem Schuldenstand und dem Primärsaldo, also dem um die Zinsausgaben 

bereinigten Budgetsaldo. Je höher der Schuldenstand ist, umso höher sind bei gegebenem 

Zinssatz die darauf fälligen Zinszahlungen und umso höher muss entsprechend der Primärsaldo 

sein, damit der gesamte Finanzierungssaldo, also der Primärsaldo inklusive der Zinszahlungen, 

ein nachhaltiges Niveau aufweist. Eine äquivalente Formulierung für die intertemporale 

Budgetbeschränkung des Staates lautet, dass der abdiskontierte Wert aller zukünftigen 

Primärsalden dem derzeitigen Schuldenstand entsprechen muss. 

Um die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen in Österreich greifbar zu machen, werden 

nachfolgend Indikatoren ermittelt, die die fiskalischen Herausforderungen in einer Zahl 

zusammenfassen. Beispielsweise werden auch im Rahmen des Europäischen Semesters zur 

Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen solche Indikatoren verwendet.19  

Die Europäische Kommission (2016) unterscheidet drei Indikatoren für die Beschreibung der 

fiskalischen Herausforderungen. Der Indikator S0 analysiert die öffentlichen Finanzen auf kurze 

Frist, Einjahresfrist, durch eine gewichtete Kombination aus Fiskal-, Finanz- und 

makroökonomischen Wettbewerbsfähigkeitsindikatoren. Gegeben, dass die wirtschaftliche Lage 

vom kräftigsten Abschwung seit dem 2. Weltkrieg und einer deutlichen Erholung gekennzeichnet 

ist und sich auch der Schuldenstand massiv erhöht, macht die Analyse dieses Indikators derzeit 

nur bedingt Sinn.20 

Der Indikator S1 betrachtet die mittelfristigen fiskalischen Herausforderungen, indem er den 

notwendigen Konsolidierungsbedarf ermittelt, um die im Stabilitäts- und Wachstumspakt 

festgelegte Obergrenze der Schuldenstandsquote von 60 Prozent zu erreichen. Dabei wird 

unterstellt, dass die Konsolidierung, d.h. Verbesserung des Primärsaldos, in den ersten fünf 

Jahren erfolgt.21 In den verbleibenden 10 Jahren des Betrachtungszeitraums verbleibt die 

Verbesserung auf diesem Niveau. Dieser Indikator liefert eine gute Annäherung an das 

notwendige Konsolidierungsausmaß zur Erfüllung der europäischen Verschuldungsregel. Die 

Rückführung der Schuldenstandsquote erfolgt innerhalb von 15 Jahren verglichen mit 20 Jahren 

des korrektiven Arms des Stabilitätspaktes, sodass die geforderte Rückführung der 

Verschuldungsquote erfüllt wird. In der Studie wird auch eine abgewandelte Form des S1 

ermittelt, der S1_10, bei welchem unterstellt wird, dass die Konsolidierung nicht innerhalb von 

fünf Jahren, sondern in 10 Jahren erfolgt. Damit sind insgesamt zwar höhere 

 

19 Siehe Europäische Kommission (2016).  
20 Auch die Europäische Kommission (2021b, S. 25) argumentiert, dass der S0 Indikator in Zeiten wirtschaftlicher 

Turbulenzen mit Vorsicht zu interpretieren ist.  
21 Im aktuellen Debt Sustainability Monitor weicht die Europäische Kommission (2021b) den aktuellen Umständen 

geschuldet („owing to the exceptional crisis circumstances“) signifikant von dieser Methode ab. Dort wird im Basisszenario 

unterstellt, dass sich der strukturelle Primärsaldo schrittweise wieder an jenen Wert anpasst, der vor der Krise für 2021 

prognostiziert worden war. Damit wird in den meisten Ländern implizit bereits im Basisszenario eine Konsolidierung 

unterstellt, die entsprechend die Nachhaltigkeitsindikatoren deutlich verbessert. So wird für Österreich im Basisszenario 

eine Verbesserung des strukturellen Primärsaldos von -2,1 Prozent im Jahr 2022 bzw. -0,7 Prozent im Jahr 2025 auf 

+1,1 Prozent im Jahr 2029 unterstellt. Die Angemessenheit dieser Annahme darf zumindest kritisch hinterfragt werden. 
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Konsolidierungsanstrengungen notwendig, da in den zusätzlichen fünf Jahren der Konsolidierung 

zusätzliche Schulden und Zinsen anfallen, das jährliche Konsolidierungsausmaß ist jedoch 

geringer. 

Der Indikator S2 reflektiert die langfristige fiskalische Herausforderung zur dauerhaften 

Stabilisierung der öffentlichen Finanzen. Der Indikator ergibt sich aus der no-Ponzi Bedingung, 

d.h., dass die Verschuldungsquote nicht schneller wachsen darf als das Zins-Wachstums-

Differential. Daraus ergibt sich, dass der Gegenwartswert der Primärüberschüsse, abgezinst mit 

dem Zins-Wachstums-Differential, der gegenwärtigen Verschuldungsquote entspricht. Der 

Indikator S2 spiegelt damit erstens Konsolidierungsmaßnahmen wider, um die bestehende 

Verschuldung zu finanzieren. Zweitens sind in der Konsolidierung aber auch die mit dem Zins-

Wachstums-Differential abdiskontierten zukünftigen Primärdefizite enthalten, sodass zusätzliche 

öffentliche Ausgaben berücksichtigt werden, die insbesondere durch die fortschreitende Alterung 

der Gesellschaft anfallen.  

Als dritter Indikator wird nachfolgend eine weitere Abwandlung des S1 Indikators dargestellt, der 

mit S60 bezeichnet wird. Dieser erfordert, dass die 60-prozentige Schuldenstandsquote im Jahr 

2060 erreicht wird. Ohne Kosten der demographischen Alterung würde dies einem längeren 

Konsolidierungshorizont und damit einem niedrigeren Konsolidierungsbedarf als bei S1 

entsprechen. Aufgrund der Alterung kann der Indikator jedoch sogar ein höheres 

Konsolidierungsniveau erfordern, weil auch die langfristigen Ausgabensteigerungen finanziert 

werden müssen. Die Konsolidierungsperiode wird im Falle von S60 mit fünf Jahren angenommen, 

im Falle von S60_10 mit 10 Jahren.  

3.1. Tragfähigkeitsanalyse basierend auf dem Hauptszenario 

In diesem Abschnitt werden die drei diskutierten Indikatoren zur fiskalischen Nachhaltigkeit und 

die jeweilige Konsolidierungsvariante basierend auf dem Hauptszenario des Schulden-Checks 

untersucht, die Analyse der Indikatoren in den Sensitivitätsszenarien erfolgt im folgenden Kapitel 

3.2. 

Der Indikator S1 stellt wie beschrieben den notwendigen Konsolidierungsbedarf im Sinne der 

Verbesserung des Primärsaldos dar, damit innerhalb von 15 Jahren nach Beginn der 

Konsolidierung die Maastricht-Grenze von 60 Prozent des BIP erreicht wird. Dabei wird 

unterstellt, dass diese Konsolidierung schrittweise über fünf Jahre umgesetzt wird. Für den 

Beginn der Konsolidierung wird das Jahr 2023 herangezogen. Dies gilt nachfolgend für alle 

Nachhaltigkeitsindikatoren in allen Sensitivitätsszenarien.  

Abbildung 15 illustriert die auf dem S1-Indikator basierende Verbesserung von Primärsaldo und 

öffentlicher Schuldenquote, beide in Relation zum Hauptszenario. Gemäß den 

Modellsimulationen beträgt der S1-Indikator für Österreichs öffentliche Finanzen rund 1,7 Prozent 

des BIP. Damit also im Jahr 2037, 15 Jahre nach dem unterstellten Beginn der Konsolidierung, 

eine Verschuldungsquote von 60 Prozent des BIP erreicht wird, ist ein um 1,7 Prozent des BIP 
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höherer Primärüberschuss nach der Konsolidierungsphase notwendig.22 Das jährliche 

Konsolidierungsausmaß über den Fünfjahreshorizont beträgt damit etwas über 0,3 Prozent des 

BIP. In diesem Fall beträgt der Primärsaldo im Jahr 2027 0,7 Prozent des BIP und liegt damit 

deutlich unter dem Niveau des Jahres 2018 mit 1,8 Prozent. Die Verschuldungsquote verbessert 

sich schrittweise auf 60 Prozent des BIP bis zum Jahr 2037. In der Folge zeigen sich die 

Auswirkungen der demographischen Alterung, sodass die Verschuldungsquote wieder zunimmt. 

Im Jahr 2060 würde sich eine Verschuldungsquote von knapp 100 Prozent des BIP ergeben. 

Abbildung 15: Haupt- und S1-Szenario, Primärsaldo und Öff. Verschuldung, in Prozent des BIP 

 

Alternativ zum S1 wird auch ein S1_10 ermittelt, zu dessen Berechnung die 

Konsolidierungsperiode auf 10 Jahre gestreckt wird, jedoch ebenso wie beim S1 die 

Verschuldungsquote von 60 Prozent nach 15 Jahren erreicht werden soll. Da die 

Konsolidierungsperiode gestreckt wird, ist das Gesamtausmaß der Konsolidierung höher. Dies 

spiegelt sich in einem um über 2 Prozent höheren Finanzierungssaldo nach der Konsolidierung 

beim S1_10 gegenüber 1,7 Prozent beim S1 wider. Demgegenüber ist das jährliche 

Konsolidierungserfordernis merklich niedriger und beläuft sich auf rund 0,2 Prozent des BIP 

anstatt 0,3 Prozent. In beiden Fällen wird das Niveau des Schuldenstandes von 60 Prozent des 

BIP im Jahr 2037 (15 Jahre nach Beginn der Konsolidierung) erreicht. Da im Falle des S1_10 im 

Jahr 2037 die gesamtstaatliche Defizitquote niedriger als beim S1 ist und die Konsolidierung 

fortgeschrieben wird, ist der Anstieg der Verschuldung in den Folgejahren etwas niedriger. 

Dementsprechend beläuft sich im Jahr 2060 die Schuldenquote auf 90 Prozent gegenüber knapp 

100 Prozent beim S1.  

 

22 In der Vorgängerstudie Berger et al. (2020) belief sich der Indikator S1 noch auf 2,7 Prozent. Damit ist der Indikator 

jetzt deutlich niedriger als noch im Herbst, obwohl der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo für das Jahr 2025 in der 

Prognose vom Juli 2021 mit -1 Prozent nur marginal besser ist als in der Mittelfristprognose vom Herbst 2020 

mit -1,1 Prozent. Der größte Teil des nun niedrigeren S1 ist Folge der geringeren prognostizierten Verschuldungsquote 

mit 79 Prozent 2023 anstatt 86 Prozent noch im Herbst. Dies verringert den Konsolidierungsbedarf entsprechend. 

Darüber hinaus läuft nun auch die Investitionsprämie noch bis 2025 und nicht bis 2024, wie noch im Herbst unterstellt 

wurde, sodass das Defizit für 2025 in der neuen Mittelfristprognose als Startpunkt für die Projektion in die Zukunft noch 

darum bereinigt wird. Zuletzt stärkt die beträchtlich bessere unterstellte Wirtschaftsentwicklung die 

Unternehmensgewinne deutlich. Es wird jedoch unterstellt, dass dies steuerlich zum Teil zeitlich verzögert schlagend wird, 

sodass mit einer etwas besseren fiskalischen Entwicklung gerechnet wird. Im Debt Sustainability Monitor der 

Europäischen Kommission (2021b) wird für Österreich ein negativer S1-Indikator von -0,3 Prozent ausgewiesen. Dieser 

deutlich bessere Wert ist zum überwiegenden Teil der Anpassung des Basisszenarios des Monitors geschuldet. 
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Abbildung 16: S1- und S1_10-Szenario, Primärsaldo und Öff. Verschuldung, in Prozent des BIP 

 

Abbildung 17: Haupt- und S60-Szenario, Primärsaldo und Öff. Verschuldung, in Prozent des BIP 

 

Der S60-Indikator, der die notwendige Verbesserung des Primärsaldos misst, wenn die 

Verschuldungsquote im Jahr 2060 60 Prozent des BIP betragen soll, fällt spürbar höher aus als 

der S1-Indikator. Dies ist eine Folge der fortschreitenden Alterung der Gesellschaft und damit 

verbundenen zusätzlichen öffentlichen Ausgaben. Der zeitliche Verlauf von Primärsaldo und 

Verschuldungsquote des S60-Szenarios ist in Abbildung 17 dargestellt. Das 

Konsolidierungsausmaß am Ende der Konsolidierungsperiode beläuft sich auf 2,7 Prozent des 

BIP bzw. rund 0,55 Prozent jährlich während der Konsolidierungsperiode. Entsprechend der 

stärkeren Konsolidierung ergäbe sich hier eine noch deutlichere Rückführung der 

Verschuldungsquote, die zeitweilig sogar unter 45 Prozent des BIP sinken würde, um in der Folge 

jedoch wieder anzusteigen. Die Darstellung verdeutlicht aber auch, dass dieses 

Konsolidierungsausmaß nicht hinreichend umfangreich ist, um die Verschuldungsquote 

langfristig zu stabilisieren.  

Der S60_10 Indikator, mit einer Konsolidierungsphase von 10 Jahren, beläuft sich auf 2,9 Prozent 

des BIP, ist damit wiederum etwas höher als der S60. Das jährliche Konsolidierungsniveau beläuft 

sich auf knapp 0,3 Prozent. Der relativ geringe Unterschied zum S60 lässt sich mit dem niedrigen 

Zinsniveau im betrachteten Zeitraum erklären. Bei einem höheren Zinssatz würde die langsamere 

Rückführung der Verschuldung einen strikteren Budgetvollzug erfordern. Das Ausmaß der 

jährlichen Konsolidierung entspricht etwa jenem von S1, wobei dieses über 10 anstatt 5 Jahre 

vollzogen wird. Dementsprechend würde eine konsequente Konsolidierung über einen längeren 
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Zeitraum unter den getroffenen Annahmen die Verschuldung bis zum Jahr 2060 auf 60 Prozent 

des BIP zu bringen.  

Abbildung 18: S60- und S60_10-Szenario, Primärsaldo und Öff. Verschuldung, in Prozent des BIP 

 

Der S2-Indikator, der die notwendige Konsolidierung ermittelt, damit die effektive öffentliche 

Verschuldung Null beträgt bzw. damit die intertemporale Budgetrestriktion inklusive No-Ponzi-

Bedingung erfüllt ist, fällt höher aus als der S60-Indikator und beläuft sich auf rund 4,3 Prozent 

des BIP. In diesem Fall würde sich unter den getroffenen Annahmen die Verschuldungsquote sehr 

langfristig stabilisieren. 

3.2. Tragfähigkeitsanalyse basierend auf den Sensitivitätsszenarien 

In Tabelle 2 werden die unterschiedlichen Nachhaltigkeitsindikatoren für die analysierten 

Sensitivitätsszenarien dargestellt. Zu Vergleichszwecken werden die entsprechenden Ergebnisse 

für das Hauptszenario nochmals dargestellt.  

Das Alterungsszenario der Bevölkerungsprognose unterstellt eine stärker alternde Bevölkerung 

(höhere Lebenserwartung, geringere Fertilität sowie geringere Nettozuwanderung). Dies wirkt 

negativ auf die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen, sodass die Indikatoren jeweils höher 

ausfallen als im Hauptszenario. Weil dieses Alterungsszenario langfristig stärker wirkt als 

mittelfristig, steigt der S1-Indikator (+0,9 Prozentpunkte im Vergleich zum Hauptszenario) 

weniger stark an wie der S2- und der S60-Indikator (jeweils +1,3 Prozentpunkte). 

Werden monetäre Transfers mittel- und längerfristig lediglich mit der Inflation angepasst, führt 

dies zu einer gewissen Entspannung bei den öffentlichen Finanzen. Weil der Effekt im Zeitverlauf 

merklich zunimmt, fällt die Verbesserung des S1-Indikators (etwas über 0,1 Prozentpunkte relativ 

zum Hauptszenario) schwach aus. Der S60-Indikator (um 0,5 Prozentpunkte) und insbesondere 

der S2-Indikator (um über 1,6 Prozentpunkte) verbessern sich jedoch deutlich im Vergleich zum 

Hauptszenario. 

Bei einer dauerhaft schwachen Zinsentwicklung verbessert sich die Nachhaltigkeit der 

öffentlichen Finanzen. Weil unterstellt wird, dass sich der Zinssatz erst nach 2030 und zwischen 

2030 und 2040 auch nur geringfügig von jenem im Hauptszenario unterscheidet, sind die 

Auswirkungen auf den mittelfristigen S1-Indikator nahezu vernachlässigbar, jene auf den S60-

Indikator mit -0,7 Prozentpunkten aber spürbar. Der langfristige S2-Indikator ist nicht definiert, 
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wenn der Zinssatz dauerhaft unter der Wachstumsrate liegt. Umgekehrt reduziert ein früher 

anziehender Zinssatz die Nachhaltigkeit im Sinne des mittelfristigen S1- sowie des S60-

Indikators. 

Tabelle 2: Verschuldungsquote 2060, S1, S2, S60, S1_10 und S60_10 in den Sensitivitätsszenarien 

 

Die Indikatoren, die eine längere Konsolidierungsphase von 10 Jahren vorsehen (S1_10 und 

S60_10), ändern sich im Vergleich zum Basisszenario in etwa im selben Ausmaß wie bei einer 

kürzeren Konsolidierungsperiode. Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass die 

Sensitivitätsszenarien erst über die Zeit eine kräftige Auswirkung auf die öffentlichen Finanzen 

haben und die Dauer der anfänglichen Konsolidierungsperiode von geringerer Bedeutung ist. 

Etwas kräftiger fällt der Anstieg im Szenario Kräftige Zinsentwicklung aus, dennoch ist der 

Unterschied nicht besonders groß. 

Die Nachhaltigkeitsindikatoren dienen als Richtschnur für das Ausmaß an notwendiger 

Konsolidierung, um nachhaltige öffentliche Finanzen gewährleisten zu können. Je nach Szenario 

und Indikator zeigen sich erhebliche Differenzen, was die Einschätzung darüber, ob eine 

Konsolidierung hinreichend umfangreich ist, erschwert. Dementsprechend ist auch eine laufende 

Nachjustierung notwendig. Dennoch zeigen die Ergebnisse, dass unter den getroffenen 

Annahmen und bei geltenden gesetzlichen Regelungen Handlungsbedarf besteht. Auch bei 

weiterhin sehr niedrigem Zinssatz wird die öffentliche Verschuldungsquote noch deutlich zulegen.  

 



  KONSOLIDIERUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN NACH DER CORONA-KRISE 33 

4. Bestimmung von Effizienzpotenzialen durch Benchmarking 

Die Politik hat im Verlauf der Corona-Krise Maßnahmen zur Eindämmung und Abfederung der 

wirtschaftlichen Folgen der Krise getroffen. Dies hat gemeinsam mit den automatischen 

Stabilisatoren zu einer starken Belastung der öffentlichen Haushalte geführt. Um nach der 

Corona-Krise auf einen Pfad der Sicherung von Wachstum und Wohlstand zurückzukehren, ist 

es erforderlich, die Ressourcen möglichst optimal und effizient einzusetzen. Dabei sind die 

Effizienzpotenziale nicht ausschließlich mit einer Rückführung von Ausgaben gleichzusetzen. 

Effizienzverbesserungen können sowohl auf der Inputseite, durch Einsparungen, als auch auf der 

Leistungsseite, durch Steigerung des Outputs bzw. des Wirkungsgrades, erreicht werden. 

Als Ausgangspunkt einer volkswirtschaftlichen Betrachtung ist zu beachten, dass für die 

Rückkehr auf einen nachhaltigen Pfad zur Sicherstellung von Wachstum, Nachhaltigkeit und 

Wohlstand auch die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes relevant ist. Dabei spielt die 

Effizienz der Erbringung öffentlicher Leistungen eine wichtige Rolle. Durch Nutzung von 

Effizienzpotenzialen kann dabei auch eine Konsolidierung der Haushalte erfolgen. In der 

öffentlichen Debatte ist die Identifikation und Nutzung von Effizienzpotenzialen dabei häufig mit 

der Sorge verbunden, dass eine Rückführung von Ausgaben auch den Umfang oder die Qualität 

der staatlichen Leistungen verringern würde. In Österreich wird, nicht nur unter dem Eindruck der 

COVID-19-Krise, die Qualität öffentlicher Leistungen häufig über die Inputseite bewertet. In 

diesem Verständnis wären Leistungsumfang und -qualität in erster Linie vom Ausgabenvolumen 

bestimmt, die Effizienz der Leistungserbringung wird dabei ausgeblendet. Wenn umgekehrt 

Leistungsverbesserungen angestrebt werden sollen, so ist dies häufig mit der Forderung nach 

mehr Ressourcen und entsprechend höheren Ausgaben verbunden. Dabei bleibt häufig 

unberücksichtigt, dass Österreich in vielen Leistungsbereichen bei den Ausgaben bereits im 

internationalen Spitzenfeld liegt. Durch Effizienzsteigerungen könnte ein hohes Wirkungs- und 

Leistungsniveau auch bei niedrigeren Ausgaben erreicht werden. Dabei besteht die Aussicht, 

zwei Ziele zu erreichen. Zum Ersten kann eine Rückführung von Ausgaben zu einer 

Konsolidierung der öffentlichen Haushalte beitragen. Zum Zweiten kann das Leistungs- und 

Wirkungsniveau durch die Nutzung von Effizienzpotenzialen zumindest gehalten werden. 

4.1. Internationale Benchmarking-Analyse 

Im Folgenden werden internationale Benchmarking-Analysen für Leistungsbereiche wie die 

öffentliche Verwaltung oder das Schulwesen durchgeführt, wobei den Ausgaben in bestimmten 

Leistungsbereichen Ergebnisindikatoren gegenübergestellt werden. Aus dem internationalen 

Vergleich werden relative Effizienzpotenziale für Österreich abgeleitet. Dabei werden nur solche 

Länder als Referenz herangezogen, die niedrigere oder höchstens gleich hohe Ausgaben und 

zugleich bessere oder zumindest gleich gute Ergebnisse erzielen. Die Betrachtung der 

Ausgabenseite erfolgt kaufkraftbereinigt. Die relativen Effizienzpotenziale zu den für Österreich 

relevanten Referenzländern werden dann auf die Ausgaben im jeweiligen Leistungsbereich 

bezogen. Auf diese Weise berechnet sich ein monetäres Effizienzpotenzial. Als Vergleichsländer 

werden im erweiterten EU-Vergleich die EU-Mitgliedstaaten plus die Schweiz, Island, Norwegen 

und das Vereinigte Königreich herangezogen. Dieser Analyseansatz dient damit zum einen der 
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Einordung der Ressourcenausstattung in den verschiedenen Leistungsbereichen, zum anderen 

der Betrachtung der Leistungs- und Wirkungsgrade im internationalen Vergleich. 

 Öffentliche Verwaltung 

Im Bereich der öffentlichen Verwaltung weist Österreich ein im erweiterten EU-Vergleich 

überdurchschnittliches Ausgabenniveau auf. Dabei werden für die Effizienzanalyse auf der 

Inputseite nur die „laufenden“ Personal- und Sachausgaben23 in den Teilbereichen der 

öffentlichen Verwaltung (COFOG 01)24 herangezogen. Diese Aufwendungen machen 2019 

9,6 Mrd. Euro aus. Dies entspricht etwa 2,4 Prozent des BIP oder 1.090 Euro pro Kopf (siehe 

Tabelle 3). Für den Effizienzvergleich werden die Ausgaben für alle anderen Länder auf 

österreichische Kaufkraftparitäten (KKP AT) umgerechnet. Dabei weist Österreich nach 

Luxemburg und Finnland bzw. nur knapp nach Schweden und faktisch gleichauf mit Deutschland 

die fünfthöchsten Ausgaben für die öffentliche Verwaltung pro Kopf auf. Dabei betragen die 

Ausgaben pro Kopf in österreichischen Kaufkraftparitäten in Schweden etwa 1.130 Euro, in 

Deutschland etwa 1.100 Euro. Einzig in Luxemburg und in Finnland liegen die 

Verwaltungsausgaben noch deutlich über dem Niveau von Österreich. 

Die Gegenüberstellung von Ausgaben pro EinwohnerIn ermöglicht eine plastische Darstellung 

der eingesetzten Ressourcen. Dabei zeigt sich, dass viele der europäischen Länder durchaus 

niedrigere Ausgaben haben. Dies gilt etwa für Frankreich (820 Euro), Dänemark (750 Euro) oder 

die Niederlande (670 Euro). Die Schweiz liegt mit 1.070 Euro fast gleichauf mit Österreich. Im 

erweiterten EU-Vergleich zeigt sich, dass Österreich überdurchschnittliche Ausgaben für die 

öffentliche Verwaltung aufweist und damit bei gleicher Effizienz eigentlich auch 

überdurchschnittliche Ergebnisse erzielen müsste. 

 

23 Im Effizienzvergleich werden auf Grundlage der COFOG Statistik Personalausgaben anhand von Arbeitnehmerentgelt 

(D1) und Sachausgaben anhand von Vorleistungen (P2) berücksichtigt.  
24 Im Effizienzvergleich werden Leistungsbereiche der COFOG-Gruppe 01 „Allgemeine öffentliche Verwaltung“ selektiv 

berücksichtigt. Einbezogen sind die Untergruppen GF0101 „Exekutiv- und Legislativorgane, Finanz- und Steuerwesen 

etc.“, GF0103 „Allgemeine Dienste“ sowie GF0106 „Allgemeine öffentliche Verwaltung, a.n.g.“. Weitere ebenfalls der 

COFOG-Gruppe 01 zugerechnete Leistungsbereiche wie „Wirtschaftshilfe für das Ausland“, „Grundlagenforschung“ oder 

„Staatsschuldentransaktionen“ werden nicht berücksichtigt. Im Unterschied zu früheren Berechnungen wurde außerhalb 

der COFOG-Gruppe 01 noch der Bereich GF0303 „Gerichte“ mitbetrachtet. 
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Tabelle 3: Laufende Ausgaben für öffentliche Verwaltung, Personal- und 

Sachaufwand in ausgewählten Bereichen 2019 gemäß COFOG im 

erweiterten EU Vergleich 

 

Die Weltbank hat im Rahmen der Worldwide-Governance-Indicators eine Index-Systematik zur 

Bewertung der Qualität der öffentlichen Verwaltung entwickelt. Grundlage für den WGI-Index 

bilden Einschätzungen von ExpertInnen aus Unternehmen, NGOs sowie aus dem öffentlichen 

Sektor zur Qualität von „Governance“ (vgl. hierzu Kaufmann et al. 2010, S. 2). Die Metastudie 

greift auf 31 Datenquellen zurück. Indexwerte werden für sechs Bereiche berechnet.25 Der Index 

bewertet „Verwaltungsqualität“ auf einer Skala von minus 2,5 bei schlechter Performance bis plus 

 

25 Mitsprache und Leistungsverantwortung („Voice and Accountability“), Korruptionskontrolle („Control of Corruption“), 

Wirksamkeit der staatlichen Systeme („Government Effectiveness“), politische Stabilität („Political Stability“), Qualität der 

Regulierung („Regulatory Quality“) sowie Verlässlichkeit des Rechtstaatsprinzips („Rule of Law“). 
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2,5 bei guter Performance. Dabei ist für den Teilindikator „Government Effectiveness“ zunächst 

ein hohes Niveau an Verwaltungsqualität unter den europäischen Vergleichsländern festzustellen 

(siehe Tabelle 4). Mit Ausnahme von Rumänien, das aber zuletzt starke Verbesserungen erzielte, 

erreichen alle einbezogenen 31 Länder eine positive Bewertung. 

Tabelle 4: Worldwide Governance Indicators, „Government Effectiveness” – 

Index der Weltbank, Mittelwert 2015 bis 2019 

 

Im durchgeführten Benchmarking wird Output auf Basis des WGI-Index gemessen (siehe Tabelle 

4). Dieser reflektiert die Qualität der öffentlichen Verwaltung bzw. Dienstleistungen, die 

Unabhängigkeit gegenüber politischem Druck, die Politikformulierung sowie deren 
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Implementation.26 Um kurzfristige Schwankungen auszugleichen, wird der Durchschnitt über die 

letztverfügbaren Jahre 2015 bis 2019 herangezogen. Dabei sind die Indexwerte für Österreich 

und für die meisten Vergleichsländer generell eher stabil. Österreichs Bewertung ist mit einem 

Indexwert von 1,49 im Jahr 2019 gleichauf mit jener von 2015. Bis 2018 ist die Bewertung 

geringfügig auf 1,45 gesunken, danach ist die Bewertung wieder gestiegen. Nennenswerte 

Verbesserungen sind für Bulgarien und Rumänien feststellbar, nennenswerte 

Verschlechterungen für Belgien, Polen oder Ungarn. Dabei sind die Verschlechterungen aber nie 

größer als 0,3 Indexpunkte. 

Abbildung 19: Effizienzgrenze allgemeine öffentliche Verwaltung 2019 

 

Österreich erreicht mit einem Wert von 1,49 Rang 10 im erweiterten EU-Vergleich unter 31 

Vergleichsländern, hinter der Schweiz, Finnland, Norwegen, Dänemark, den Niederlanden, 

Schweden, Luxemburg, Deutschland und dem Vereinigten Königreich. Dieses Ergebnis im guten 

Mittelfeld spiegelt die Qualität der öffentlichen Verwaltung in Österreich wider. Dennoch kommen 

einige der besser platzierten Länder mit niedrigeren Ausgaben aus (siehe Abbildung 19). Dabei 

ist insbesondere der Vergleich mit der Schweiz und Deutschland interessant. Diese beiden 

Länder weisen Ausgaben in ähnlicher Größenordnung wie Österreich auf, in einer Bandbreite von 

etwa 1.070 Euro für die Schweiz bis etwa 1.100 Euro in Deutschland. Österreich liegt mit etwa 

1.090 Euro dazwischen. Sowohl die Schweiz als auch Deutschland erzielen dabei aber bessere 

Ergebnisse als Österreich. Die Schweiz erreicht beim WGI-Index überhaupt das beste Ergebnis 

 

26 „Government Effectiveness (GE) – capturing perceptions of the quality of public services, the quality of the civil service 

and the degree of its independence from political pressures, the quality of policy formulation and implementation, and the 

credibility of the government's commitment to such policies” (Kaufmann et al. 2010, S. 4). 
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unter allen einbezogenen Vergleichsländern. Deutschland erreicht einen Ergebniswert von 1,68, 

um 0,2 Indexpunkte mehr als das österreichische Ergebnis.  

Am Verhältnis aus Input und Output werden relative Effizienzpotenziale berechnet. Dies erfolgt 

anhand der Abweichung der kaufkraftbereinigten Ausgaben je Indexpunkt zu den effizienteren 

Vergleichsländern. In Tabelle 5 sind in der fünften Spalte die relativen Effizienzpotenziale 

Österreichs gegenüber den Vergleichsländern abgebildet. Als Vergleichsländer werden nur 

solche herangezogen, die ähnlich gute oder sogar bessere Ergebnisse und gleichzeitig ähnlich 

hohe oder sogar niedrigere Ausgaben aufweisen. Diese Länder sind in der Abbildung 19 im 

farblich unterlegten Viereck links oben von der Position Österreichs umfasst. Als Vergleichsländer 

wurden die Schweiz, Dänemark, Deutschland und Norwegen herangezogen. In der letzten Spalte 

der Tabelle 5 sind die hypothetischen Ausgaben unter der Bedingung der „günstigeren“ 

Indexpunktkosten der Vergleichsländer angeführt. Die tatsächlichen Aufwendungen betrugen im 

Jahr 2019 in Österreich 9,6 Mrd. Euro. Würden dabei Verwaltungsleistungen so effizient und 

kostengünstig erbracht wie etwa in Norwegen, so würden die Ausgaben stattdessen 

7,2 Mrd. Euro betragen. Bei gleicher Effektivität der öffentlichen Verwaltung besteht für Österreich 

gegenüber Norwegen ein Effizienzpotenzial von etwa 25 Prozent. Abhängig vom jeweiligen 

Vergleichsland variiert das Effizienzpotenzial zwischen etwa 11 Prozent gegenüber Deutschland 

und 45 Prozent gegenüber Dänemark. Übertragen auf die tatsächlichen Aufwendungen im Jahr 

2019 entspricht dies einem Effizienzpotenzial von 1 Mrd. Euro bis zu 4,3 Mrd. Euro. Das hohe 

Effizienzpotenzial gegenüber Dänemark erklärt sich dabei zum größeren Teil über die Inputseite. 

Die Ausgaben pro Kopf betragen in Dänemark nur etwa 750 Euro, um etwa 330 Euro bzw. ein 

Drittel weniger als in Österreich. Darüber hinaus erzielt Dänemark mit einem WGI-Index von 1,87 

noch ein deutlich besseres Ergebnis als Österreich. 

Tabelle 5: Ermittlung der Effizienzpotenziale im Bereich der öffentlichen Verwaltung nach 

Referenzszenarien der Vergleichsländer 
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 Schulisches Bildungssystem 

Die öffentlichen Ausgaben für das schulische Bildungssystem sind anhand von COFOG Daten 

darstellbar. Der Ausgabenvergleich in Tabelle 6 erfolgt für 2019. Berücksichtigt werden der 

Systematik von COFOG folgend, staatliche Bildungsausgaben, abzüglich Investitionen, für den 

Elementarbereich, den Primarbereich sowie für die untere und obere Sekundarstufe. Dabei 

beliefen sich die Ausgaben 2019 in Österreich auf 13 Mrd. Euro. Dies entspricht etwa 3,3 Prozent 

des BIP bzw. etwa 10.080 Euro pro SchülerIn. 

Tabelle 6: Staatliche Bildungssausgaben 2019 gemäß COFOG, Elementar-, 

Primar- und Sekundarbereich 
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Im erweiterten EU-Vergleich weist Österreich damit recht hohe staatliche Bildungsausgaben auf. 

Kaufkraftbereinigt sind die staatlichen Ausgaben pro SchülerIn nur noch in Luxemburg, Island 

und der Schweiz höher. Nur unter EU-Mitgliedstaaten weist Österreich damit die zweithöchsten 

öffentlichen Bildungsausgaben der betrachteten Bereiche auf. 

Das Benchmarking im schulischen Bildungsbereich basiert auf der Gegenüberstellung von 

Bildungsausgaben pro SchülerIn und Ergebnissen beim PISA Leistungstest der OECD. Dabei 

werden im Effizienzvergleich die Elementar-, Primar- sowie die untere Sekundarstufe (ISCED 0.2 

bis ISCED 2) berücksichtigt. Die obere Sekundarstufe wird also nicht mitbetrachtet. Die COFOG-

Daten von Eurostat sind für diesen Zweck nicht geeignet. Hier wird nicht zwischen dem unteren 

und dem oberen Sekundarbereich differenziert. Aus diesem Grund erfolgt die weitere Betrachtung 

im Effizienzvergleich anhand der UOE-Bildungsausgabenstatistik27, auf deren Grundlage eine 

solche Unterscheidung möglich ist. In Tabelle 7 sind für das aktuell verfügbare Jahr 2018 die 

öffentlichen Bildungsausgaben bis zur unteren Sekundarstufe abgebildet. Dabei zeigt sich 

anhand der UOE-Bildungsausgabenstatistik ein ähnliches Bild wie oben auf Grundlage der 

COFOG Daten. Österreich weist im erweiterten EU-Vergleich hohe öffentliche Ausgaben im 

Schulbereich auf. In Österreich betrugen die öffentlichen Ausgaben von der Elementarpädagogik 

für Kinder über 3 Jahren (ISCED 0.2) bis zur unteren Sekundarstufe (ISCED 2) in Summe 9,6 

Mrd. Euro28 bzw. etwa 2,5 Prozent des BIP. Unter Berücksichtigung des Schulbesuchs in den 

betrachteten Schulstufen entspricht dies 10.215 Euro pro SchülerIn. Damit weist Österreich im 

erweiterten EU-Vergleich die fünfthöchsten Ausgaben auf. Nur unter EU-Mitgliedstaaten liegt 

Österreich nach Luxemburg an zweiter Stelle. 

Das Ergebnis spiegelt den Befund der OECD im Rahmen von Education at a Glance wider (vgl. 

OECD 2020b, S. 275, Abbildung C1.3). Im Vergleich der OECD29 unter 43 Ländern weist 

Österreich von der Primarstufe bis zur post-sekundaren, aber nicht tertiären Stufe (ISCED 0.2 bis 

4)30 die zweithöchsten Ausgaben auf. Nur in Luxemburg sind die Ausgaben für das schulische 

Bildungssystem noch höher. 

 

27 Die Bildungsausgabenstatistik basiert auf einem gemeinsamen statistischen Konzept von UNESCO, OECD und 

Eurostat (UOE). 
28 Hier ist zu berücksichtigen, dass die Ausgaben für die frühkindliche Erziehung für Kinder unter 3 Jahren (ISCED 0.1) 

nicht erfasst sind. Statistik Austria weist in seiner Bildungsausgabenstatistik höhere Werte für den Elementarbereich aus, 

die ausgewiesenen Werte für den Primarbereich und unteren Sekundarbereich stimmen hingegen überein. 
29 Die OECD betrachtet Gesamtausgaben in US-Dollar in Kaufkraftparitäten pro Vollzeit-SchülerIn. Private Aufwendungen 

sind berücksichtigt. Entsprechend den Definitionen der OECD (vgl. OECD 2020b, S. 161) werden als Vollzeit-

SchülerInnen nur solche berücksichtigt, deren schulische Auslastung zumindest 75 Prozent der üblichen 

Vollzeitauslastung von SchülerInnen beträgt: „A full-time student is someone who is enrolled in an education programme 

whose intended study load amounts to at least 75 percent of the normal full-time annual study load.” 
30 Entsprechend der Definition sind in den Ausgaben für die Primarstufe auch Teile der Elementarstufe umfasst: „Primary 

education includes pre-primary programmes“ (OECD 2020b, S. 270). In der Berechnung der OECD sind demnach die 

Bildungsstufen von ISCED 0.2 („Pre-primary education“) bis ISCED 4 („Post-secondary non tertiary education“) 

berücksichtigt. Die Berechnung der Bildungsausgaben pro SchülerIn in Tabelle 7 bezieht demgegenüber nur die 

öffentlichen Ausgaben für schulische Ausbildung von ISCED 0.2 bis ISCED 3 ein. 
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Tabelle 7: Öffentliche Bildungssausgaben 2018 gemäß Bildungsausgabenstatistik UOE, Elementar-, 

Primar und unterer Sekundarbereich 

 

Auf der Leistungsseite des Effizienzvergleichs werden die aktuell verfügbaren Testergebnisse des 

letzten PISA Tests 2018 berücksichtigt (vgl. OECD 2019, S. 17 und 18). Dabei wird der 

Punktedurchschnitt über alle drei Testbereiche ermittelt. PISA ist der international standardisierte 

Leistungstest über die Fähigkeiten von 15-jährigen SchülerInnen der OECD. Der Test wird im 

dreijährigen Zyklus durchgeführt, zuletzt im Jahr 2018. Im Survey nehmen alle 37 OECD Länder 

sowie 42 OECD Partnerländer teil. 
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Tabelle 8: PISA Resultate 2018 nach Bereichen und Mittelwert 

 

Die österreichischen SchülerInnen erzielten im Durchschnitt über alle drei Testbereiche 491 

Punkte (siehe Tabelle 8). Dies entspricht unter den 31 in den Effizienzvergleich einbezogenen 

Vergleichsländern dem 17. Rang. Die Ergebnisse spiegeln den hohen finanziellen Aufwand, den 

die öffentliche Hand in Österreich im Schulsystem betreibt, nicht wider. In den Testfeldern 

Naturwissenschaften und Lesen erreichen Österreichs SchülerInnen jeweils nur den 16. Rang. 

Die Bestwerte über alle einbezogenen Testbereiche erzielen die SchülerInnen in Estland mit 

durchschnittlich 525 Punkten, vor jenen in Finnland mit 516 Punkten, Polen mit 513 Punkten 

sowie Irland mit 505 Punkten. Diese Länder weisen zugleich deutlich niedrigere 

Bildungsausgaben auf. 
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Im Benchmarking-Ansatz werden auf der Inputseite nicht nur die staatlichen Bildungsausgaben 

gemäß COFOG berücksichtigt, sondern auch private Finanzierungsbeiträge.31 Datengrundlage 

ist auch hier die Bildungsausgabenstatistik nach dem UOE-Konzept. Das im Datenportal von 

Eurostat letztverfügbare Jahr ist 2018. Ein Herausrechnen der Investitionen, z.B. für Gebäude, 

ist auf Basis der verfügbaren UOE-Daten nicht möglich. In den Ergebnissen muss also noch 

berücksichtigt werden, dass der Effizienzvergleich zum „Nachteil“ jener Länder ist, deren 

Gesamtausgaben höhere Investitionen beinhalten. Hinweise, dass dies auf Österreich zutrifft, 

ergeben sich nach Maßgabe der Bildungsausgaben gemäß COFOG nicht. Österreich weist im 

internationalen Vergleich keine überdurchschnittlichen Investitionen auf: All jene Länder, die im 

Effizienzvergleich als für Österreich maßgeblich identifiziert wurden, weisen sowohl im Jahr 2018 

als auch 2019 höhere Investitionsanteile auf.32 

Abbildung 20: Effizienzgrenze schulisches Bildungssystem 2018 

 

Im Effizienzvergleich werden auf der Inputseite (x-Achse in Abbildung 20) die Gesamtausgaben 

pro SchülerIn über die Bildungsstufen von ISCED 0.2 bis ISCED 2 berücksichtigt. Der 

Effizienzvergleich erfolgt kaufkraftbereinigt zum österreichischen Preisniveau. Die Ausgaben pro 

SchülerIn werden auf der Ergebnisseite den PISA Ergebnissen von 2018 (y-Achse in Abbildung 

 

31 Maßgeblich sind hier methodische Überlegungen. In manchen der einbezogenen Vergleichsländern machen private 

Aufwendungen einen maßgeblichen Teil der Bildungsgesamtausgaben aus. Da auch die privaten Ressourcen einen 

Beitrag zum schulischen Bildungssystem liefern und entsprechend einen Einfluss auf die Leistungen und Fähigkeiten der 

getesteten SchülerInnen haben können, müssen diese in der Gesamtbetrachtung entsprechend berücksichtigt werden. 

Die ermittelten relativen Effizienzpotenziale werden anteilsmäßig auf die staatlichen Bildungsausgaben herabgebrochen. 
32 Auf Investitionen entfielen 2018 in Österreich 5,6 Prozent der Gesamtausgaben. Im Effizienzvergleich werden 

insbesondere fünf Länder als für Österreich relevante Vergleichsländer identifiziert (vgl. Abbildung 20). Dabei weisen 

Finnland (12 Prozent), die Niederlande (8,8 Prozent), Deutschland (6,2 Prozent), Schweden (9,7 Prozent) und Dänemark 

(7,1 Prozent) jeweils höhere Investitionsanteile auf. Ähnlich ist das Ergebnis für das Jahr 2019. 
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20) gegenübergestellt. Die orange strichlierte Linie in Abbildung 20 illustriert eine Effizienzgrenze. 

Es werden dabei nur solche Länder als für Österreich maßgebliche Referenzländer 

herangezogen, die ähnlich gute oder sogar bessere Ergebnisse und niedrigere bzw. höchstens 

ähnlich hohe Ausgaben aufweisen. Diese Länder sind im unterlegten Bereich links oben von der 

Position Österreichs abgebildet. Als Referenzländer werden Finnland sowie Dänemark, die 

Niederlande, Deutschland und Schweden herangezogen. Etwa erreichen die SchülerInnen in den 

Niederlanden über die drei PISA Testbereiche durchschnittlich 502 PISA Punkte, um über 11 

Punkte mehr als die SchülerInnen in Österreich. Gleichzeitig betragen die gesamten 

Bildungsausgaben in den Niederlanden nur etwa 8.555 Euro33 pro SchülerIn, um ca. 2.370 Euro 

weniger als in Österreich. Noch gravierender ist der Unterschied zu Finnland. Die SchülerInnen 

in Finnland erzielen durchschnittlich 516 Punkte beim PISA Test, um über 25 Punkte mehr als die 

SchülerInnen in Österreich. Finnland erreicht über alle einbezogenen Länder das zweitbeste 

Ergebnis nach Estland34. Gleichzeitig betragen die gesamten Bildungsausgaben der betrachteten 

Schulstufen in Finnland nur etwa 8.940 Euro pro SchülerIn, liegen also um mehr als 1.980 Euro 

pro SchülerIn unter den Ausgaben in Österreich. 

Tabelle 9: Ermittlung der Effizienzpotenziale im schulischen Bildungssystem nach Referenzszenarien der 

Vergleichsländer 

 

Zur Ermittlung der relativen Effizienzpotenziale wird das Verhältnis aus Input und Output – also 

Ausgaben pro SchülerIn je erzielten Ergebnispunkt beim PISA Leistungstest – ermittelt. Dieser 

Wert ist in der dritten Spalte in Tabelle 9 abgebildet. Diese Ausgaben betragen 22 Euro in 

Österreich, aber nur etwa 17 Euro in Finnland. Die Effizienzpotenziale werden nach Maßgabe der 

relativen Abstände gegenüber den Vergleichsländern quantifiziert. Sie sind in der vierten Spalte 

 

33 Dieser Wert bezieht sich auf die für den Effizienzvergleich in Abbildung 20 dargestellten Gesamtausgaben inklusive 

privaten Aufwendungen. In der Tabelle 9 sind zur Quantifizierung der Effizienzpotenziale für die öffentliche Hand nur die 

öffentlichen Ausgaben pro SchülerIn als Bezugsgröße dargestellt. 
34 Estland ist im Effizienzvergleich nicht berücksichtigt, weil keine aussagekräftigen Daten zu den Bildungsausgaben 

vorliegen. 



  KONSOLIDIERUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN NACH DER CORONA-KRISE 45 

in Tabelle 9 dargestellt. Die Effizienzpotenziale variieren von 13 Prozent relativ zu Schweden bis 

zu 24 Prozent relativ zu den Niederlanden. Bei öffentlichen Bildungsausgaben in Höhe von 9,6 

Mrd. Euro im Jahr 2018 gemäß Eurostat ergeben sich monetäre Effizienzpotenziale von 1,3 Mrd. 

Euro relativ zu Schweden bis zu 2,2 Mrd. Euro relativ zu den Niederlanden. 

 Zusammenfassung der Ergebnisse der internationalen Benchmarking-Analyse 

In Tabelle 10 werden die Ergebnisse der internationalen Benchmarking-Analysen 

zusammengefasst. Wie angemerkt, werden Effizienzpotenziale nur in Bezug zu Ländern ermittelt, 

die sowohl ähnliche oder bessere Ergebnisse als auch ähnliche oder geringere Kosten 

aufweisen. Dabei ergeben sich in jedem der Effizienzvergleiche Bandbreiten zwischen minimalen 

und maximalen Effizienzpotenzialen. Im Bereich der öffentlichen Verwaltung betragen die 

Effizienzpotenziale zwischen 11 Prozent gegenüber Deutschland und 45 Prozent gegenüber 

Dänemark. Im Jahr 2019 beliefen sich die öffentlichen Gesamtausgaben in den betrachteten 

Unterbereichen der allgemeinen öffentlichen Verwaltung auf 9,6 Mrd. Euro. Demnach betragen 

die Effizienzpotenziale in absoluten Größen zwischen 1 Mrd. Euro und 4,3 Mrd. Euro. 

Tabelle 10: Überblick über Ergebnisse des internationalen Benchmarking 

 

Im Bereich der schulischen Bildung betrugen die öffentlichen Gesamtausgaben vom Kindergarten 

ab 3 Jahren bis zur unteren Sekundarstufe im Jahr 2018 9,6 Mrd. Euro. Die relativen 

Effizienzpotenziale belaufen sich auf 13 Prozent relativ zu Schweden bzw. 24 Prozent relativ zu 

den Niederlanden. Daraus ergibt sich ein Effizienzpotenzial von 1,3 Mrd. Euro bis zu 2,2 Mrd. 

Euro im Schulwesen. 

4.2. Nationale Benchmarking-Analyse 

Neben dem Vergleich auf internationaler Ebene ermöglicht die föderale Struktur in Österreich den 

Vergleich der Effizienz auf Ebene der Bundesländer. Die Benchmarking-Analyse bietet hier 

zusätzliche Informationen. Auf der Ausgabenseite werden dabei aber nicht nur die Ausgaben der 

Bundesländer, sondern gesamtstaatliche öffentliche Ausgaben über die Finanzierungsträger für 

die jeweiligen Leistungen in den Bundesländern betrachtet. Im Bereich der öffentlichen 

Verwaltung werden hierzu Ausgaben der Länder und Gemeinden betrachtet, im Bereich der 

Pflegedienstleistungen die gesamtstaatlichen Ausgaben, im Bereich der Kinderbetreuung die 

Ausgaben der Gemeinden und der Länder, einschließlich der Finanzierungsbeiträge des Bundes 
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im Rahmen der 15a-Vereinbarung zur Ausweitung der Kinderbetreuung, und im Bereich des 

Pflichtschulwesens die Ausgaben der Länder und Gemeinden, einschließlich der Lehrergehälter, 

die zum größten Teil vom Bund getragen werden. In Anbetracht der in der föderalen 

Kompetenzverteilung häufig auseinanderfallenden Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung 

(vgl. etwa Pitlik et al. 2008, 196), kommt es auf der Finanzierungsseite in vielen Bereichen zu 

Mischfinanzierungen. Entsprechend bleiben auch die berechneten Effizienzpotenziale nicht auf 

die Haushalte der Bundesländer beschränkt. Im Benchmarking-Ansatz wird mit einer möglichst 

einheitlichen Methodik vorgegangen. Effizienzpotenziale werden anhand der relativen 

Effizienzlücken zum jeweils effizientesten Bundesland berechnet. Die Betrachtungen können eine 

tiefergehende und bereichspezifische Analyse zur Identifikation der strukturellen 

Effizienzhemmnisse nicht ersetzen. Der Benchmarking-Ansatz indiziert jedoch 

Effizienzunterschiede in der Erbringung öffentlicher Dienstleistungen. 

Zur Interpretation der Ergebnisse des nationalen und des internationalen Benchmarkings 

Die Ergebnisse des nationalen Bundesländer-Benchmarking sowie des internationalen Europa-

Benchmarking können nicht additiv verstanden werden. Es ist zu beachten, dass unterschiedliche 

Leistungsbereiche in unterschiedlichen Referenzgruppen betrachtet werden. Dabei werden im 

internationalen Benchmarking gesamtstaatliche Ausgaben in den jeweiligen Bereichen in Bezug 

zur „Peergroup“ der EU-Mitgliedstaaten plus der Schweiz, Island, dem Vereinigten Königreich 

und Island gesetzt. Es werden solche Länder als Referenz herangezogen, die bessere oder 

zumindest gleich gute Ergebnisse haben und zugleich niedrigere bzw. zumindest ähnliche 

Ausgaben haben. Im nationalen Bundesländer-Benchmarking werden gesamtstaatliche 

Ausgaben, die für ein Bundesland anfallen, mit denen der anderen Bundesländer verglichen. Dies 

impliziert, dass per Definition zumindest ein „effizientes“ Bundesland als Benchmark 

herangezogen wird. Wenn die Bereitstellung öffentlicher Leistungen auf Bundesländer-Ebene 

zumindest in einem österreichischen Bundesland am effizientesten erfolgt, heißt das nicht per se, 

dass in diesem Bundesland keine Effizienzpotenziale bestehen, sie sind nur aus der 

Referenzgruppe nicht ableitbar. Die beiden methodischen Ansätze sind miteinander verwandt, 

aber nicht einheitlich. 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass zwischen beiden Ansätzen Überlappungen bestehen. Etwa 

sind die im nationalen Benchmarking betrachteten Leistungsbereiche der Länder- und 

Gemeindeverwaltungen (Abschnitt 4.2.1), das allgemeinbildende Pflichtschulwesen (Abschnitt 

4.2.2) sowie die Elementarpädagogik für Kinder ab 3 Jahren im Rahmen formeller 

Kinderbetreuung (Abschnitt 4.2.4) als Teilmengen im internationalen Benchmarking mitbetrachtet. 

 Allgemeine öffentliche Verwaltung 

Die Ergebnisse der internationalen Benchmarking-Analyse zeigen, dass Österreich im 

internationalen Ländervergleich hohe Ausgaben für die öffentliche Verwaltung aufweist (siehe 

Tabelle 3). Im Rahmen des nationalen Benchmarkings werden auf der Ausgaben- bzw. Inputseite 

Netto-Ausgaben für die öffentliche Verwaltung der Bundesländer und Gemeinden betrachtet. 

Datengrundlage sind die Rechnungsabschlussdaten der Bundesländer und Gemeinden. 
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Herangezogen werden die Ausgaben im VA-Ansatz 0 (Vertretungskörper und allgemeine 

Verwaltung). Mit der Betrachtung von Netto-Ausgaben erfolgt eine Bereinigung um 

„Durchlaufposten“ in den jeweiligen Abschlüssen. Eine weitere Korrektur betrifft die laufenden 

Ausgaben für Pensionen und Ruhegenüsse. Diese Ausgaben sind für aktuell erbrachte 

Verwaltungsdienstleistungen nicht relevant und bleiben daher unberücksichtigt. 

Österreichweit beliefen sich die Ausgaben für die Allgemeine Verwaltung auf Bundesländer- und 

Gemeindeebene im Jahr 2019 auf etwa 4,7 Mrd. Euro (siehe Tabelle 11). Ohne Wien entfielen 

2,2 Mrd. Euro bzw. 46 Prozent auf die Bundesländer. 1,7 Mrd. Euro bzw. 36 Prozent entfielen auf 

die Gemeindeverwaltungen ohne Wien. Auf Wien als Bundesland und Gemeinde entfielen 

805 Mio. Euro bzw. 17 Prozent der gesamten Nettoausgaben. 

Die Ausgaben werden auf Bundesländerebene mit der Jahresdurchschnittsbevölkerung normiert. 

Es zeigt sich, dass die pro-Kopf-Ausgaben mit der Bevölkerungsgröße negativ korreliert sind. 

Das deutet auf Skaleneffekte hin. Um einen „fairen“ Vergleich abzubilden, wird für die 

strukturbedingten Größennachteile der kleineren Länder statistisch kontrolliert.35 Dabei weist das 

Burgenland mit etwa 730 Euro pro Kopf für die Landes- und Gemeindeverwaltungen auch nach 

der Korrektur die höchsten Ausgaben auf. Die Bundeshauptstadt Wien liegt mit 540 Euro pro Kopf 

im Mittelfeld der Betrachtung. Die niedrigsten pro-Kopf-Ausgaben weist mit 400 Euro die Länder- 

und Gemeindeverwaltung in Kärnten auf. 

Auf der Ergebnis- oder Outputseite stellt die „Messung“ der Qualität von öffentlichen 

Dienstleistungen eine Herausforderung dar. Zur Bewertung von „Good Governance“ haben sich 

Indizes zur Bewertung der Verwaltungsqualität etabliert. Auf nationaler Ebene stellt etwa der 

„World Governance Indicator“ (WGI-Index) der Weltbank einen solchen Indikator dar (siehe 

Tabelle 4). Auf regionaler Ebene publiziert die Europäische Kommission eine Bewertung der 

Verwaltungsqualität im Rahmen des „Regional Competitiveness Index“ (RCI) zur Bewertung der 

Wettbewerbsfähigkeit von 268 europäischen Regionen auf NUTS 2 Ebene (EU 2019b, S. 3). Der 

RCI inkludiert dabei eine „Institutionensäule“. Sie umfasst Indikatoren, die u.a. auf die 

Wahrnehmung der Qualität der öffentlichen Verwaltung abzielen. Datenquelle ist hier der 

„European Quality of Government“ Index (EQI-Index), der von der Universität von Göteborg 

publiziert wird (vgl. hierzu etwa Charron et al. 2016). Dieser EQI wird im Effizienzvergleich als 

Output-Maß herangezogen. Der erste Teilindikator deckt die Qualität und Verantwortlichkeit von 

Verwaltungsleistungen ab („Quality and accountability of government services“), der zweite die 

Wahrnehmung von Korruption („Corruption“) und der dritte die Unparteilichkeit der Verwaltung 

(„Impartiality of government services“). Die empirische Grundlage des EQI-Index bilden 

Umfragedaten (vgl. Charron et al. 2016) zu Wahrnehmungen und Erfahrungen mit 

 

35 Zwar stellen Größeneffekte einen maßgeblichen Effizienzhebel dar, im Effizienzvergleich sollen aber Bundesländer 

nicht schon aufgrund ihrer Größe einen Effizienzvorteil haben. Eine Erläuterung zur statistischen Strukturbereinigung 

findet sich in der EcoAustria Policy Note Nr. 28 (vgl. EcoAustria 2018). 
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Verwaltungsdiensten.36 Der EQI-Index wird zur Output-Bewertung im Effizienzvergleich 

herangezogen. Dabei wird ein Mittelwert der Jahre 2017 und 2021 gebildet. 

Der Effizienzvergleich betrachtet Ausgaben für die öffentliche Verwaltung pro Kopf und die 

wahrgenommene Qualität von Verwaltungsdiensten anhand des EQI-Index. Kärnten weist auf 

der Inputseite zwar die niedrigsten Netto-Ausgaben auf (siehe Tabelle 11), ist aber auf der Output-

Seite unterdurchschnittlich. Kärnten erzielt nach Wien den zweitniedrigsten Wert beim EQI-Index. 

Den Bestwert unter den österreichischen Bundesländern erzielt Vorarlberg vor Tirol. Für Tirol 

ergibt sich das günstigste Kostenverhältnis. Dieses bildet den Benchmark im Effizienzvergleich 

ab. 

Tabelle 11: Benchmarking-Vergleich der Ausgaben für die allgemeine Verwaltung der  

Bundesländer und Gemeinden 2019 

 

Die Berechnung der Effizienzpotenziale erfolgt nach Maßgabe der relativen Distanzen zum Tiroler 

Benchmark Wert (siehe Tabelle 11). An einem Beispiel: Die Ausgaben pro Kopf je Indexpunkt 

betragen in Tirol etwa 480 Euro, in Vorarlberg 550 Euro. Damit ergibt sich für Vorarlberg ein 

Effizienzabstand von etwa 13 Prozent. Im Benchmarking-Ansatz wird unterstellt, dass die 

Bundesländer den Kostensatz des effizientesten Bundeslandes erreichen. Unter dieser 

Bedingung würden die Netto-Gesamtausgaben in Vorarlberg anstatt 270 Mio. Euro nur etwa 

235 Mio. Euro ausmachen. Daraus ergibt sich ein Effizienzpotenzial von rund 35 Mio. Euro für 

Vorarlberg. Über die Landes- und Gemeindeverwaltungen aller Bundesländer würde sich auf 

diese Weise ein Potenzial von etwa 22 Prozent bzw. etwa 1 Mrd. Euro ergeben. 

 

36 Im methodischen Handbuch der Autoren heißt es hierzu: „The European Quality of Government Index (EQI) is the result 

novel survey data on corruption and governance at the regional level within the EU, conducted in first in 2010 and then 

again in 2013. The data focus on both perceptions and experiences with public sector corruption, along with the extent to 

which citizens believe various public sector services are impartially allocated and of good quality. […] The EQI data is built 

on 16 survey questions, aggregated from the individual level to the regional level and then combined into a single number 

for each region in the study. The questions are in large part framed around the central concepts of quality, impartiality, and 

corruption and ask about both respondents' experience and their perceptions” (Charron et al. 2016, S. 52). 
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 Allgemeinbildende Pflichtschulen 

Im Folgenden werden Effizienzpotenziale für den Bereich der Allgemeinbildenden Pflichtschulen 

auf Bundesländer-Ebene ermittelt. Allgemeinbildende Pflichtschulen (APS) sind Volksschulen, 

Hauptschulen bzw. die Neuen Mittelschulen (NMS), Sonderschulen sowie polytechnische 

Schulen. Die Ausgaben- bzw. Input-Seite wird im Benchmarking mit Hilfe der 

Bildungsausgabenstatistik von Statistik Austria abgebildet. Sie weist öffentliche 

Bildungsausgaben des Bundes, der Bundesländer und der Gemeinden nach 

Bildungseinrichtungen und Bundesländern aus. Die Ausgaben der Gemeinden werden nach 

Bundesländern aggregiert publiziert. Die Bezüge der LandeslehrerInnen werden ausgabenseitig, 

unabhängig von der Finanzierung, die faktisch zum überwiegenden Teil durch den Bund erfolgt, 

als Bildungsausgaben der Bundesländer ausgewiesen.37 Exkludiert wird der Posten „Ministerium 

und Schulverwaltung“.38  

Die Bildungsausgaben werden auf die Anzahl der SchülerInnen bezogen. Dabei werden analog 

zu den Bildungsausgaben wieder Volksschulen, Hauptschulen, NMS, Sonderschulen und 

Polytechnische Schulen einbezogen. Datengrundlage ist die Schulbesuchsstatistik 2018/2019 

und 2019/2020. Die Anzahl der SchülerInnen im Jahr 2019 wird auf Basis des Mittelwerts der 

beiden Schuljahre gebildet. Vorarlberg mit etwa 11.470 Euro und die Steiermark mit 11.050 Euro 

weisen die höchsten Ausgaben je SchülerIn auf. Die niedrigsten Ausgaben hat Oberösterreich 

mit 9.790 Euro (siehe Spalte 4 in Tabelle 12). 

Auf der Ergebnisseite werden die Resultate der Bildungsstandüberprüfungen (BiST) des BIFIE 

herangezogen. Im Rahmen der Leistungsüberprüfung werden standardisierte Tests über 

maßgebliche Lerninhalte für die SchülerInnen der 8. Schulstufe in APS und in AHS durchgeführt. 

Im Effizienzvergleich werden die durchschnittlichen Punkte der SchülerInnen in APS auf 

Bundeslandebene herangezogen und den Ausgaben pro SchülerIn gegenübergestellt. Die 

Ergebnisdaten sind den Bundesergebnisberichten des BIFIE entnommen (vgl. BIFIE 2017, 2018, 

2020). Im Testzyklus wird jedes bzw. jedes zweite Jahr ein anderer Bereich getestet. Im 

Effizienzvergleich werden die Testrunden der Prüfungen für die achte Schulstufe berücksichtigt, 

Deutsch im Jahr 2016, Mathematik im Jahr 2017 und Englisch im Jahr 2019.  

Die statistische Analyse zeigt, dass die Testergebnisse in allen drei Bereichen von der Verteilung 

der SchülerInnen auf APS und AHS abhängig sind. Hier scheint ein Selektionseffekt erkennbar. 

Wo AHS verfügbar sind, besuchen SchülerInnen der Tendenz nach häufiger eine AHS und 

seltener eine APS. Dies schlägt sich zunächst in höheren Anteilen von AHS-SchülerInnen an allen 

an der BiST teilnehmenden SchülerInnen nieder, aber auch in schlechteren Ergebnissen der 

APS-SchülerInnen. Es zeigt sich, dass die APS-SchülerInnen dort, wo SchülerInnen häufiger eine 

AHS und seltener eine APS besuchen, schlechtere Ergebnisse erzielen. Der Anteil von APS-

SchülerInnen an allen an der BiST teilnehmenden SchülerInnen betrug in Wien bei allen drei 

Testrunden nur etwa 50 Prozent, hingegen 75 Prozent in Vorarlberg oder Tirol. Da die Verteilung 

 

37 Die betrachteten Bildungsausgaben inkludieren auch die Personalaufwendungen für die sogenannten 

ÜberhanglehrerInnen (vgl. hierzu Graf et al. 2020). 
38 Diese Ausgabenposition berücksichtigt neben Verwaltungskosten auch Studienbeihilfen, bildungsrelevante Teile der 

Familienbeihilfe und Sozialleistungen wie Schülerfreifahrt sowie sonstige Schulen. 
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der SchülerInnen auf AHS und APS auf Bundesländer-Ebene mit Testergebnissen der APS 

SchülerInnen korreliert, wird für diesen Struktureffekt anhand des APS-Anteils kontrolliert. 

Die Analyse der Testergebnisse ergibt auch, dass für die BiST 2016 in Deutsch noch ein zweiter 

Struktureffekt auf Bundesländerebene erkennbar ist. Dabei weisen SchülerInnen, die nicht 

Deutsch als Erstsprache haben, schlechtere Ergebnisse in Deutsch auf (vgl. BIFIE 2017, S. 122). 

Hier wurden entsprechend beide Faktoren, d.h. sowohl der Anteil der SchülerInnen in APS als 

auch der Anteil der SchülerInnen mit einer anderen Erstsprache, statistisch berücksichtigt. Für 

die Ergebnisse in Mathematik und in Englisch ist der Effekt der Erstsprache auf 

Bundesländerebene nicht erkennbar. Hier erfolgt die Bereinigung nur anhand des Anteils von 

SchülerInnen in APS. Für die Ergebnisbewertung im Benchmarking wird der Mittelwert der drei 

Testergebnisse gebildet. Die Ergebnisse sind in der fünften Spalte der Tabelle 12 dargestellt. 

Dabei hat Salzburg vor Niederösterreich und der Steiermark die besten Ergebnisse. 

Tabelle 12: Benchmarking-Vergleich der öffentlichen Ausgaben für allgemeinbildende Pflichtschulen 2019 

 

Die Berechnung von Effizienzpotenzialen basiert auf Ausgaben je SchülerIn im Jahr 2019 pro 

Ergebnispunkt bei den BiST 2016 bis 2019. Oberösterreich weist die niedrigsten Ausgaben je 

SchülerIn bei guten bis mittleren Testergebnissen auf. In der Effizienzbetrachtung weist 

Oberösterreich vor Salzburg knapp das beste Ausgaben/Ergebnis-Verhältnis auf. Die relativen 

Effizienzpotenziale für die weiteren Bundesländer bestimmen sich nach Maßgabe des 

Effizienzabstands zum oberösterreichischen Bestwert. An einem Beispiel: Im Burgenland 

betragen die Ausgaben je SchülerIn pro durchschnittlichem Ergebnispunkt beim BIFIE Test 20 

Euro. In Oberösterreich betragen diese nur 19 Euro. Daraus leitet sich für das Burgenland ein 

Effizienzpotenzial von etwa 5 Prozent ab. Wäre das Pflichtschulwesen im Burgenland so effizient 

wie jenes in Oberösterreich, so würden die Ausgaben hier anstelle von 189 Mio. Euro nur 

179 Mio. Euro betragen. Dies entspricht einem Effizienzpotenzial von etwa 10 Mio. Euro für das 

Burgenland. Über alle Bundesländer ergibt sich auf diese Weise ein Effizienzpotenzial von etwa 

440 Mio. Euro bzw. 7 Prozent. 



  KONSOLIDIERUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN NACH DER CORONA-KRISE 51 

 Pflegedienstleistungen 

Für die Organisation und Bereitstellung der Pflegedienste sind in Österreich die Bundesländer 

und die Gemeinden zuständig. Die Finanzierung erfolgt in einem komplexen Transfersystem 

zwischen Bundesländern und Gemeinden sowie darüber hinaus durch Finanzierungsbeiträge des 

Bundes im Rahmen des Pflegefondsgesetzes. Im Folgenden werden Effizienzpotenziale im 

Pflegeversorgungsbereich im Rahmen des Bundesländer-Benchmarking39 betrachtet. Dabei wird 

zwischen stationären und mobilen Pflegediensten unterschieden. Auf diese beiden Formen von 

Pflegedienstleistungen entfallen mehr als 90 Prozent der im Pflegefondsgesetz umfassten 

Versorgungsdienstleistungen. Datengrundlage ist die Pflegedienstleistungsstatistik für 2019. Die 

Bruttoausgaben für Dienstleistungen der Pflegeversorgung betrugen im Jahr 2019 etwa 4,2 Mrd. 

Euro. Hiervon entfielen etwa 3,4 Mrd. Euro auf stationäre Leistungen und etwa 669 Mio. Euro auf 

mobile Dienste. 

Stationäre Pflegedienstleistungen 

Das Benchmarking erfolgt bei stationären Pflegedienstleistungen anhand der öffentlichen 

Nettoausgaben für stationäre Dienste. Dabei betragen die Nettoausgaben österreichweit etwa 

1,9 Mrd. Euro. Etwa 57 Prozent der Gesamtausgaben für stationäre Leistungen werden von der 

öffentlichen Hand getragen. Für den Effizienzvergleich werden die Nettoausgaben auf 

Bundesländerebene in Bezug zur Anzahl von für stationäre Leistungen verrechnete Bewohntage 

gesetzt. Dabei wird für zwei Faktoren, nämlich für die Betreuungsintensität sowie für den 

Kostendeckungsgrad durch die öffentliche Hand, kontrolliert. Als Indikator zur Bestimmung der 

Betreuungsintensität wird der Anteil der Pflegestufen 6 und 7 an allen stationär gepflegten 

Personen herangezogen. Dieser Anteil variiert zwischen Bundesländern beträchtlich, von 

12,5 Prozent in Salzburg bis 19,9 Prozent in der Steiermark. Ein höherer Anteil von stationär 

gepflegten Personen in höheren Pflegestufen geht mit höheren Nettoausgaben je verrechnetem 

Bewohntag einher. Famira-Mühlberger und Firgo (2014, S. 60) haben Anbieter mobiler und 

stationärer Pflegedienste nach ihrer Einschätzung der Eignung von Betreuungsformen abhängig 

vom Betreuungsbedarf befragt. Dabei werden stationäre Pflegedienstleistungen für die höheren 

Pflegestufen ab Stufe 4 bis 7 als adäquat angesehen, während die Angemessenheit anderer 

Betreuungsformen wie etwa 24-Stundenbetreuung, mobile Hauskrankenpflege und andere 

Pflegeformen als deutlich weniger geeignet angesehen werden. Im Pflegefondsgesetz ist 

zugrunde gelegt, dass die Aufnahme einer Person in ein Pflegeheim möglichst erst bei Vorliegen 

der Pflegegeldstufe 4 erfolgt. Dies ist in der Praxis nicht immer gegeben, unter anderem weil 

individuelle Betreuungsbedürfnisse vorliegen können, die eine Aufnahme in stationäre Pflege 

schon in niedrigeren Stufen erforderlich machen. Auffallend ist, dass auch der Anteil der Personen 

in den Pflegestufen 4 bis 5 an den stationär gepflegten Personen zwischen Bundesländern stark 

streut. Er beträgt nur etwa 58 Prozent in Wien. Den Höchstwert erreicht das Burgenland mit 

86 Prozent. 

 

39 Die dargestellten Effizienzvergleiche bauen auf der Benchmarking-Methodik von EcoAustria auf. Für die Bereiche der 

Pflegedienstleistungen und der Kinderbetreuung ist primär aus Gründen der Datenverfügbarkeit und -vergleichbarkeit 

derzeit kein methodischer Ansatz für den internationalen Vergleich verfügbar. Hier erfolgt der Effizienzvergleich nur auf 

nationaler Ebene zwischen Bundesländern. 
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Ein zweiter relevanter Faktor ist der Deckungsgrad durch die öffentliche Hand. Dieser wird am 

Verhältnis der Nettoausgaben für stationäre Dienste zu den Bruttoausgaben bemessen.40 Die 

statistische Analyse legt nahe, dass ein höherer Deckungsgrad auch mit signifikant höheren 

Nettokosten der öffentlichen Hand in Verbindung steht. Im Effizienzvergleich werden beide 

Faktoren berücksichtigt. Es zeigt sich, dass beide Faktoren, also der Anteil gepflegter Personen 

mit Pflegestufen 6 und 7 und der Deckungsgrad der öffentlichen Hand, miteinander korreliert sind. 

In Bundesländern mit einer betreuungsintensiveren Pflegestruktur sind auch höhere 

Finanzierungsanteile der öffentlichen Hand gegeben. Die statistische Korrektur erfolgt anhand 

des Deckungsgrades. Der Einfluss einer intensiveren Betreuungsstruktur wird angesichts der 

Korrelation der beiden Faktoren in der Kontrolle um den Deckungsgrad implizit mitberücksichtigt. 

Tabelle 13: Benchmarking-Vergleich der öffentlichen Ausgaben für stationäre Pflegedienstleistungen 2019 

 

Die Ergebnisse des Benchmarking-Vergleichs sind in der Tabelle 13 dargestellt. Nach Maßgabe 

der strukturbereinigten Kosten je Bewohntag stellt sich Salzburg als das effizienteste Bundesland 

dar. Die relativen Effizienzpotenziale werden berechnet, indem das Kostenverhältnis von 

Salzburg, die Ausgaben bzw. Kosten je verrechnetem Bewohntag betragen hier 53 Euro, auf die 

anderen Bundesländer übertragen wird. In Niederösterreich beispielsweise betragen diese 

Ausgaben 64 Euro pro Bewohntag, daraus ergibt sich ein Effizienzpotenzial von 17 Prozent. Bei 

Gesamtausgaben von 250 Mio. Euro ergibt sich für Niederösterreich ein Effizienzpotenzial von 

44 Mio. Euro. Bundesländerübergreifend beträgt das Effizienzpotenzial 480 Mio. Euro. 

Mobile Pflegedienstleistungen 

In ähnlicher Weise werden im Folgenden die mobilen Pflegedienste betrachtet. Datengrundlage 

ist auch hier die Pflegedienstleistungsstatistik für das Jahr 2019. Zunächst zeigt sich, dass die 

mobile Betreuung sowohl absolut betrachtet als auch bezogen auf die Zahl der gepflegten 

Personen deutlich günstiger ist als die stationäre Pflege. Die gesamten Bruttoausgaben machen 

 

40 Die Nettoausgaben entsprechen den Bruttoausgaben minus den Einnahmen. Die Einnahmen wiederum setzen sich 

zum großen Teil aus den privaten Eigenbeiträgen, d.h. Beiträgen und Ersätzen von betreuten Personen, 

unterhaltspflichtigen Angehörigen und Drittverpflichteten zusammen. 
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hier im Jahr 2019 670 Mio. Euro aus, gegenüber 3,4 Mrd. Euro für stationäre 

Pflegedienstleistungen. Pro gepflegte Person betragen die Bruttoausgaben für mobile Pflege 

4.370 Euro im Jahr 2019, gegenüber 35.320 Euro für die stationäre Pflege. Dabei ist zu betonen, 

dass sich die Angemessenheit der verschiedenen Versorgungsdienstleistungen nach dem 

Pflege- und Betreuungsbedarf richtet. Wie Famira-Mühlberger und Firgo (2014) aufzeigen, ist 

nicht jede Betreuungsform gleichermaßen für jeden Betreuungsbedarf geeignet. 

Das Benchmarking erfolgt auf Grundlage der Nettoausgaben für mobile Pflegedienste zu den 

verrechneten Leistungsstunden für mobile Pflegedienste. Auch hier wird entsprechend die 

Betreuungsintensität der gepflegten Personen berücksichtigt. Dabei zeigt sich in der Analyse, 

dass der Betreuungsbedarf, gemessen an Personen in Pflegestufe 6 und 7, die über mobile 

Dienste betreut werden, einen signifikanten Einfluss auf die Nettoausgaben, d.h. auf die Kosten, 

je verrechneter Leistungsstunde hat. Dabei gehen auf Bundesländer-Ebene höhere Anteile von 

gepflegten Personen in den höheren Pflegestufen 6 und 7 mit höheren Kosten je verrechneter 

Stunde einher. Im Effizienzvergleich wird für den Betreuungsbedarf kontrolliert.41  

Tabelle 14: Benchmarking-Vergleich der öffentlichen Ausgaben für mobile Pflegedienstleistungen 2019 

 

Nach Maßgabe der strukturbereinigten Ausgaben betragen die Nettokosten je verrechneter 

Leistungsstunde etwa in Niederösterreich etwa 23 Euro. Unter allen Bundesländern weist Wien 

das günstigste Kostenverhältnis auf. Hier betragen die Nettokosten je verrechneter 

Leistungsstunde ungefähr 20 Euro. Die relativen Effizienzpotenziale werden ermittelt, indem das 

Kostenverhältnis Wiens auf die anderen Bundesländer übertragen wird. Für Niederösterreich 

ergibt sich dabei ein Effizienzpotenzial von 17 Prozent relativ zu Wien. Bei Gesamtausgaben in 

Niederösterreich in Höhe von 82 Mio. Euro ergibt sich daraus ein Effizienzpotenzial von 

14 Mio. Euro für Niederösterreich. Bundesländerübergreifend beträgt das so errechnete 

Effizienzpotenzial rund 100 Mio. Euro. 

 

41 Anders als bei den stationären Diensten hat der Deckungsgrad der Pflegekosten durch die öffentliche Hand keinen 

nachweisbaren Einfluss. 
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 Kinderbetreuungswesen 

Im Folgenden werden die Effizienzpotenziale für das Kinderbetreuungswesen anhand eines 

Effizienzvergleichs auf Bundesländer-Ebene ermittelt. Die Betrachtung der Ausgaben- bzw. 

Inputseite erfolgt im Benchmarking,42 wie schon im Pflichtschulbereich (siehe Abschnitt 4.1.2), 

auf Grundlage der Bildungsausgabenstatistik. Maßgeblich ist dabei das aktuell verfügbare Jahr 

2019. Betrachtet werden die öffentlichen Ausgaben der Länder und Gemeinden für die 

Bereitstellung der unterschiedlichen Formen der Kinderbetreuung. Erfasst werden dabei die 

Ausgaben für Krippen (für unter 3-Jährige), Kindergärten (3-Jährige bis zur Schulpflicht), 

altersgemischte Einrichtungen und Horte. Auf der Leistungsseite des Benchmarking-Vergleichs 

wird den Ausgaben der Bundesländer und Gemeinden die Zahl der betreuten Kinder 

gegenübergestellt. Grundlage ist die Kindertagesheimstatistik 2018/2019 sowie jene für 

2019/2020 (vgl. Statistik Austria 2019 bzw. 2020). Über beide Jahre werden Mittelwerte gebildet.  

Die statistische Analyse identifiziert zwei relevante Strukturfaktoren. Dabei ist zunächst die 

Öffnungszeitenstruktur, die anhand der Zahl der Schließtage approximiert wird, relevant. 

Schließtage stellen die durchschnittliche Anzahl der Tage, an denen Einrichtungen geschlossen 

haben, dar. Ein durchschnittliches Kindertagesheim in Österreich hat mehr als 21 Betriebstage 

pro Jahr geschlossen. Die meisten Schließtage fallen in die Sommerferien (durchschnittlich elf 

Tage) (Statistik Austria 2019 für 2018/2019, S. 11). Die Anzahl der Schließtage ist mit den 

durchschnittlichen Öffnungszeiten korreliert. Mit anderen Worten: Wo längere Öffnungszeiten 

gegeben sind, fallen auch weniger Schließtage an. Eine größere Zahl von Schließtagen senkt die 

Ausgaben je betreutem Kind. Im Burgenland beträgt die durchschnittliche Zahl der Schließtage 

pro Einrichtung fast 33 Tage pro Jahr, in Wien nur knapp 7. 

Tabelle 15: Effizienzvergleich der öffentlichen Ausgaben zur Kinderbetreuung 2019 

 

 

42 Die dargestellten Effizienzvergleiche bauen auf der Benchmarking-Methodik von EcoAustria auf. Für die Bereiche der 

Pflegedienstleistungen und der Kinderbetreuung ist primär aus Gründen der Datenverfügbarkeit und -vergleichbarkeit 

aktuell kein methodischer Ansatz für den internationalen Vergleich verfügbar. Hier erfolgt der Effizienzvergleich nur auf 

nationaler Ebene zwischen Bundesländern. 
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Der zweite relevante Faktor ist der Hortanteil. Ausgaben für Hortbetreuung sind in der 

Bildungsausgabenstatistik den Kindertagesheimen zugerechnet und können nicht weiter 

herausgefiltert werden. Der Großteil der betreuten Kinder entfällt zwar grundsätzlich auf 

klassische Kinderbetreuungseinrichtungen für Kinder bis zum schulpflichtigen Alter. Dennoch ist 

der Hortanteil relevant, weil er zwischen den Bundesländern variiert und ein höherer Anteil von 

Hortkindern im Durchschnitt zu niedrigeren Ausgaben je Kind führt. Dies ist darauf 

zurückzuführen, dass die Hortbetreuung im Schnitt günstiger ist als die Kleinkindbetreuung. Der 

Effizienzvergleich erfolgt unter der Bedingung eines gleichen durchschnittlichen Hortanteils sowie 

der gleichen Anzahl von durchschnittlichen Schließtagen in allen Bundesländern. 

Im Bundesländervergleich weist Tirol nach der statistischen Bereinigung die niedrigsten 

Ausgaben je Kind auf (siehe Tabelle 15). Diese betragen etwa in Niederösterreich 8.500 Euro, in 

Tirol hingegen nur 6.805 Euro. Effizienzpotenziale der Bundesländer werden anhand der relativen 

Abstände zum Tiroler Benchmark-Wert berechnet. Dabei beträgt das relative Effizienzpotenzial 

am Beispiel Niederösterreich 20 Prozent der tatsächlichen Kosten. Nach Maßgabe der Ausgaben 

pro Kind sind die Kindergärten in Tirol also um 20 Prozent kostengünstiger als jene in 

Niederösterreich. Übertragen auf die Ausgaben für Kindertagesheime in Niederösterreich in Höhe 

von 560 Mio. Euro ergibt sich hier ein Effizienzpotenzial von 110 Mio. Euro. Über alle 

Bundesländer ergibt sich auf die Weise ein Effizienzpotenzial von 13 % bzw. über 380 Mio. Euro. 

 Zusammenfassung der Ergebnisse der nationalen Benchmarking-Analyse 

In der Tabelle 16 werden die Effizienzpotenziale des nationalen Benchmarkings 

zusammengefasst. Im Bereich der öffentlichen Verwaltung auf Ebene der Bundesländer und 

Gemeinden betragen die Effizienzpotenziale etwa 22 Prozent der Ausgaben in diesem Bereich. 

Dies entspricht rund 1 Mrd. Euro. Im Bereich der Allgemeinbildenden Pflichtschulen wurde auf 

Basis der Benchmarking-Analyse ein Effizienzpotenzial von 440 Mio. Euro bzw. 7 Prozent der 

Ausgaben identifiziert. Für stationäre und mobile Pflegedienstleistungen beträgt das 

Effizienzpotenzial 580 Mio. Euro und im Bereich der Kinderbetreuung 380 Mio. Euro. 

Benchmarking-Analysen können eine umfassende Strukturanalyse und Systemevaluierung nicht 

ersetzen. Die Ergebnisse deuten dabei aber auf erhebliche Unterschiede im Kosten-

Leistungsverhältnis der verschiedenen Aufgabenbereiche hin. Über alle im Rahmen der 

nationalen Benchmarking-Analyse einbezogenen Bereiche ergibt sich ein Effizienzpotenzial von 

2,4 Mrd. Euro. 
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Tabelle 16: Überblick über Ergebnisse des nationalen Bundesländer-Benchmarking 

 

Die Identifikation konkreter Hemmnisse und Barrieren erfolgt nicht im Rahmen von 

Benchmarking-Analysen. Hierzu sind detaillierte Strukturbetrachtungen in den Leistungs- und 

Politikbereichen und Systemevaluierungen erforderlich. Gängige Betrachtungen der Strukturen 

und Effizienzhemmnisse in den verschiedenen Leistungsbereichen betonen in Österreich 

verschiedene institutionelle Hemmnisse, beispielsweise das Auseinanderfallen von Aufgaben- 

und Finanzierungsverantwortung zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen, die 

Mischfinanzierung über verschiedene staatliche Sektoren, mangelnde Effizienz- und 

Kooperationsanreize in den Systemen der Finanzierung bzw. der Bereitstellung von Leistungen, 

mangelnde Aufgabenorientierung insbesondere im Kontext des Finanzausgleichs, das Fehlen 

von Anreizen und Strukturen zur Nutzung von Skalen- und Verbundeffekten, eine mangelhafte 

Abstimmung von Politik- und Leistungsbereichen über die verschiedenen staatlichen und 

gebietskörperschaftlichen Ebenen, die fehlende Systematik einer umfassenden Aufgabenkritik 

und zum Teil auch Wirkungsorientierung. Ein Beitrag zur Hebung von Effizienz wird dabei auch 

in der Implementation und Nutzung digitaler Technologien gesehen. 

Einordnung im Rahmen internationaler Indikatoren 

Dabei werden die Qualität und der Umfang öffentlicher Leistungen in Österreich von der 

Bevölkerung im Allgemeinen positiv bewertet. Dies lässt sich etwa an Ergebnissen des 

Eurobarometer darstellen. Gemäß der Befragung vom Sommer 2020 (EU 2020a, S. 38; Frage 

QA1a.7) bewerten 73 Prozent der befragten ÖsterreicherInnen die Bereitstellung öffentlicher 

Dienstleistungen mit „gut“. Damit liegt Österreich im EU-Vergleich auf Rang 7, nach Luxemburg, 

den Niederlanden, Finnland, Estland, Dänemark und Schweden. Auch das Vertrauen in die 

öffentliche Verwaltung ist hoch. Österreich wird dabei auch als „gut verwaltet“ wahrgenommen. 

Etwa geben in Österreich über 70 Prozent der Befragten an, dass sie der öffentlichen Verwaltung 

„eher vertrauen“ (EU 2020, S. 49; Frage QA6a). Höher als in Österreich liegt das Vertrauen in die 

öffentliche Verwaltung nur in Luxemburg und Dänemark. Der Qualität der Verwaltung und ihrer 

Leistungen stehen hohe Kosten gegenüber. Wie dargestellt, weist Österreich 
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überdurchschnittliche öffentliche Verwaltungsausgaben auf. Darüber hinaus ist der 

Verwaltungsaufwand von Unternehmen, Beschäftigten und BürgerInnen relevant. Das World 

Economic Forum (WEF 2019) weist in seinem Global Competitiveness Report den Teilindikator 

der Belastung durch Regulierung43 aus. Österreich belegt hier im WEF-Ranking des Jahres 2019 

Rang 56 unter 141 Vergleichsländern (WEF 2019, S. 71). Bei der Zeit, die zur 

Unternehmensgründung notwendig ist44, liegt Österreich im Ranking des Jahres 2019 

beispielsweise nur auf Rang 105 (WEF 2019, S. 73) und bei den Kosten, die bei der Gründung 

eines Unternehmens anfallen45, belegt Österreich im Ranking des Jahres 2019 Rang 58. Die 

Wahrnehmung einer weitreichenden und zum Teil restriktiven Verwaltung spiegelt sich in weiteren 

Betrachtungen wider. Beim IMD Ranking 2019 erreicht Österreich bei der Anzahl der Verfahren, 

die zur Unternehmensgründung nötig sind46, nur Rang 47 unter 63 Vergleichsländern (IMD 2019). 

Beim Bürokratieindikator47 liegt Österreich auf Rang 32 und damit im Mittelfeld unter 63 

Vergleichsländern. Einen häufig referenzierten Indikator für die Einfachheit der 

Unternehmensgründung publiziert die Weltbank im Rahmen des „Doing Business Report“. Dabei 

erzielt Österreich 2020 im Hinblick auf die Unternehmensgründung einen Gesamtscore von 83,2 

von 100. Unter den 190 Vergleichsländern liegt Österreich damit auf Rang 12748. Ein relevanter 

Indikator sind hier die Kosten zur Erledigung der Verfahren zur Unternehmensgründung in 

Prozent des Einkommens pro Kopf49. Diese Kosten betrugen 2020 in Österreich 4,7 %. 

Wenngleich Österreich im Allgemeinen als „gut verwaltet“ wahrgenommen wird und die Qualität 

und Reichweite der Leistungsbereitstellung positiv wahrgenommen werden, so zeigen die 

nationalen und regionalen Effizienzvergleiche auf, dass die Leistungsbereitstellung zum Teil mit 

hohen Kosten verbunden ist. Die Benchmarking-Analysen indizieren Effizienzpotenziale auf 

nationaler sowie auf regionaler Ebene auf. Die Hebung dieser Effizienzpotenziale kann dabei 

auch einen Beitrag zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte liefern. Dabei können sich aber 

auch längerfristig positive Effekte entfalten und budgetären Spielraum zur Bewältigung 

zukünftiger Herausforderungen und Belastungen schaffen. Bei Effizienzsteigerungen besteht 

Aussicht auf doppelten Nutzen: Zum Ersten können Finanzierungslasten verringert werden und 

dadurch Spielraum zur Bewältigung zukünftiger Herausforderungen geschaffen werden, zum 

anderen kann durch Nutzung von Effizienzpotenzialen auch das Niveau und die Qualität von 

Leistungen im bestehenden Spektrum erhöht werden. 

 

43 Teilindikator 1.10 „Burden of Government Regulation“. 
44 Teilindikator 11.02 „Time to start a business, days”. 
45 Teilindikator 11.01 „Cost of starting a business, % of GNI per capita”. 
46 Teilindikator 2.4.15 „Start-up procedures, Number of procedures to start a business”. 
47 Teilindikator 2.3.12 „Bureaucracy, Bureaucracy does not hinder business activity”. 
48 Die Ergebnisse des aktuellen Doing Business Report 2020 sowie historische Zeitreihen sind über das Datenportal der 

Weltbank abrufbar unter dem Weblink. 
49 Teilindikator „Cost - Men (% of income per capita)”. 

https://www.doingbusiness.org/en/custom-query
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5. Optionen der Digitalisierung als Beitrag zur Steigerung der 

Effizienz von Abläufen im öffentlichen Bereich 

Mit Anwendungen der digitalen Verwaltung ist das Ziel verbunden, den bürokratischen Aufwand 

in der Verwaltung selbst, sowie bei Unternehmen, Beschäftigten und BürgerInnen zu verringern, 

zu einer effizienteren Bereitstellung von Leistungen beizutragen und darüber hinaus Reichweite, 

Qualität und Komfort der Leistungsbereitstellung sowie der dahinter stehenden Prozesse und 

Abläufe zu verbessen. Ein wesentlicher Hebel für ökonomische Effekte besteht dabei in der 

Zeitersparnis, die mit der digitalen Abwicklung von Prozessen für BürgerInnen, Unternehmen 

sowie für die Verwaltungsbehörden selbst verbunden sein sollen. Gleichzeitig sind mit diesen 

Anwendungen auch Fragestellungen des Datenschutzes bzw. von personenbezogenen Rechten 

verbunden, die im konkreten Anwendungsfall zu klären sind. 

Mit der Erweiterung von Möglichkeiten und Anwendungsfeldern unterliegt die Digitalisierung von 

öffentlichen Dienstleistungen gerade einem starken technologischen, institutionellen, aber auch 

begrifflichen Wandel. In einer ersten Implementationsphase von E-Government ab Ende der 

1990er bzw. in den frühen 2000er Jahren wurden Informationsseiten sowie einzelne Prozesse 

zwischen Behörden und BürgerInnen in digitaler Form entwickelt und angeboten.50 Für einzelne 

Prozesse wurden schrittweise digitale Anwendungen entwickelt. Diese Anwendungen in dieser 

Phase lassen sich fünf Bereichen zuordnen (siehe EU 2019a, S. 15): Information, Zwei-Wege-

Kommunikation, Transaktion, Integration und politische Partizipation. Auch in Österreich gehen 

Anfänge von E-Government auf die 1990er Jahre zurück.51 Österreich war in dieser ersten Phase 

der Einführung von E-Government erfolgreich, belegte etwa beim E-Government Benchmark 

2006 den ersten Platz (Falb et al. 2006, S. 490). 

Vor dem Hintergrund der erweiterten technologischen Möglichkeiten sind viele Länder ab etwa 

Mitte der 2010er Jahre bestrebt, weiter zu gehen, um einen umfassenden und integrierten Ansatz 

von „Digital Government“52 zu implementieren und die erweiterten technologischen Möglichkeiten 

zu nutzen. Etwa haben Portalanwendungen und datengetriebene Verfahren mit automatisierten 

Entscheidungsprozessen („Automated Decision Making“ – ADM), künstliche Intelligenz (AI) und 

maschinelles Lernen, Blockchain-Technologien, Internet of Things (IoT), verhaltensorientierte und 

 

50 Die OECD hält zu dieser ersten Implementationsphase von E-Government fest: „The early adoption of information and 

communication technologies (ICTs) – known as e-government – focused on increased efficiency and transparency in the 

public sector through the digitisation of existing processes” (OECD 2020, S. 6). 
51 Im Jahr 1997 wurde etwa das schon zuvor bestehende „Rechtsinformationssystem“ (RIS) über Internet kostenfrei für 

die Öffentlichkeit freigeschaltet (siehe Falb et al. 2006, S. 483). In diesem Jahr wurde auch das Bürgerportal „help.gv.at“ 

(mittlerweile „oesterreich.gv.at“) eröffnet und der „elektronische Akt“ (ELAK) in der Bundesverwaltung implementiert. IKT 

Anwendungen zur Unterstützung von Prozessen zwischen Behörden und BürgerInnen wurden in den Jahren nach der 

Jahrtausendwende verstärkt etabliert. Das Steuerportal „FinanzOnline“ wurde von der Finanzverwaltung 1998 für 

berufsmäßige Mandantenvertreter, etwa Wirtschaftstreuhänder, Notare und Rechtsanwälte, geschaffen. Im Jahr 2003 

wurde dieses Service für alle BürgerInnen und Unternehmer geöffnet (Falb et al. 2006, S. 494). Ein frühes 

„Aushängeschild“ von E-Government in Österreich war dabei auch die Digitalisierung der zentralen Datenregister, in 

denen wesentliche Stammdaten wie Melde-, Adresse-, Gebäude- und Wohnungs- oder Personenstandsdaten 

gespeichert sind (siehe Sallmann 2021, S. 11) und darauf aufbauende Anwendungen. 
52 „Now, governments are seeking to use data and digital technologies to go further: to foster new forms of governing that 

are more participatory, innovative and agile. Digital government entails the full digitalisation of the public sector which can 

enable the level of integration needed to deliver better services to citizens and businesses.“ (OECD 2020a, S. 6). 
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prädiktive Analytik („behavioural and predictive analytics“), Robotisierung und Automatisierung 

(RPA), raumbezogene Datenverarbeitung, Open Data u.v.m. das Potenzial, einen „disruptiven“ 

Wandel von Verwaltungsdienstleistungen zu bewirken (siehe etwa OECD 2020a, S. 11 ff; EU 

2019a, S. 18 ff). Im Fokus der aktuellen Digitalisierungsoffensive in der öffentlichen Verwaltung 

stehen umfassende und stark integrierte Lösungen, die etwa ein hohes Maß an Interoperabilität, 

Multifunktionalität und Durchdringung über unterschiedliche Anwendungsfelder hinweg 

ermöglichen. 

Auch Österreich hat in jüngerer Vergangenheit Fortschritte erzielt und etwa die digitale Signatur 

oder die Verwaltungsplattform „österreich.gv.at“ inklusive der mobilen Anwendung „Digitales Amt“ 

eingeführt. Die „eGründung“ ist ein Beispiel einer Anwendung im Unternehmensserviceportal 

(USP), die auf die digitale Signatur zurückgreift. Gleichzeitig zeigen international vergleichende 

Betrachtungen für Österreich auch Aufholpotenzial auf. Etwa rangiert Österreich beim Digital 

Government Index der OECD nur auf Rang 20 im erweiterten OECD-Vergleich unter 33 

Vergleichsländern (OECD 2020a, S. 54). Die führenden Länder sind hier etwa Korea, das 

Vereinigte Königreich, Dänemark, Japan oder Kanada. 

5.1. Wirkungskanäle 

Mit der Implementierung von Digital Government ist die Erwartung einer Leistungsverbesserung 

und Steigerung der Effizienz verbunden (siehe etwa EU 2015, S. 4). Mit Blick auf ökonomische 

Effekte sind mit der Steigerung der Produktivität sowie der Effizienz von Organisationen 

insbesondere zwei Hebel maßgeblich53 (siehe EU 2020b). Digitale Anwendungen haben dabei 

sehr vielfältige Einsatzfelder und können etwa Verwaltungsverfahren effizienter machen oder zu 

einem effizienteren Kapazitäten- und Ressourcenmanagement beitragen. Portaloberflächen 

integrieren unterschiedliche E-Government Prozesse. Sie tragen zu einer Vereinfachung an den 

Schnittstellen dieser verschiedenen Abläufe und damit zur Interoperabilität bei. Blockchain- und 

Distributed-Ledger-Technologien können vor allem bei mehrstufigen und integrierten Prozessen 

unter Beteiligung unterschiedlicher Akteure und Organisationen zu einer Verringerung und 

Vereinfachung der Verfahrensschritte und gleichzeitig zur Datensicherheit und Transparenz 

beitragen (siehe EU 2020b, S. 50). Anwendungen der künstlichen Intelligenz (AI) können die 

Treffsicherheit von Leistungen verbessern. Beispiele finden sich im Bereich der 

Gesundheitsversorgung im Hinblick auf personalisierte Medizin, öffentliche Sicherheit, 

kommunale Versorgung. Big Data und prädiktive Analytik können die Treffsicherheit und damit 

die Wirksamkeit und Effizienz von Leistungen verbessern und zu einer stärker evidenzbasierten 

Leistungsausgestaltung und -bereitstellung beitragen. Digitale Anwendungen können helfen, die 

Steuerung und Auslastung von Kapazitäten zu verbessern und die verschiedenen Komponenten 

und Sektoren der Leistungsbereitstellung besser aufeinander abzustimmen. Beispiele finden sich 

in der Gesundheits- und Pflegeversorgung, aber auch im Bildungsbereich. 

Darüber hinaus sind weitere Effekte zu berücksichtigen, die über indirekte Wege wirksam sind 

und ebenfalls positive ökonomische Folgen haben können. Digital Government kann etwa die 

 

53 „From an economic perspective, the primary impact of the use of ICT in government (including new digital technologies 

such as AI, blockchain and predictive analytics) is on productivity and internal efficiency” (EU 2020b, S. 49). 
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Zufriedenheit der BürgerInnen und damit die Legitimation von Prozessen, Behörden und 

Institutionen unterstützen. Durch Digital Government kann die Interaktion zwischen BürgerInnen 

und Verwaltung verbessert werden, was wieder die Treffsicherheit, Wirksamkeit, Nachhaltigkeit 

und Inklusion der Leistungen verbessern kann (siehe EU 2020b, S. 50). Der positive Nutzen 

digitaler Technologien hat sich dabei gerade im Kontext der COVID-Pandemie etwa im Schul- 

oder Gesundheitsbereich, aber auch im Rahmen von allgemeinen behördlichen administrativen 

Prozessen gezeigt. Dabei heben Freeguard et al. (2020) in einer Studie des britischen Institute 

for Government hervor, dass gerade durch Nutzung digitaler Anwendungen die Kontinuität der 

Verwaltungsleistungen auch während der COVID-Pandemie aufrechterhalten werden konnte. 

Durch die Nutzung digitaler Technologien, wie dies gerade unter dem Druck der COVID Pandemie 

verstärkt der Fall gewesen ist, können auch Vorbehalte und Misstrauen gegenüber digitalen 

Technologien abgebaut werden sowie digitale Kompetenzen der Bevölkerung verbessert werden. 

5.2. Ökonomische Effekte 

Anwendungsfelder von Digital Government sind vielfältig. Digitalisierung stellt eine, die 

verschiedensten Bereiche durchdringende Schlüsseltechnologie dar, die sich in sehr 

heterogenen internen und externen Prozessen wiederfindet und unterschiedliche Ausprägungen 

aufweist. Entsprechend herausfordernd ist die Quantifizierung ökonomischer Effekte.  

Hebel für positive ökonomische Effekte lassen sich insbesondere auf Produktivitäts- und 

Effizienzsteigerungen zurückführen. Aus Sicht der Verwaltung selbst ergibt sich ein 

Rationalisierungs- und Einsparungspotenzial (Schratzenstaller 2018, S. 867). Dem stehen 

Kosten und Investitionen für Infrastruktur, Komponenten, Hardware, Software und IT-

Dienstleistungen gegenüber. Zudem ergeben sich Anforderungen und Anpassungsbedürfnisse 

an die rechtlich-institutionellen und strukturellen Rahmenbedingungen, etwa im Hinblick auf 

Datenschutz, Urheberrecht, Ausgestaltung der internen Strukturen und Kompetenzen in der 

Verwaltung (Schratzenstaller 2018, S. 868). 

Mit der Einführung und Nutzung digitaler Angebote ergeben sich dabei nicht nur Wirkungen für 

die Verwaltung selbst, sondern insbesondere auch für die BürgerInnen und für die Unternehmen, 

welche die digitalen Dienste nutzen und dadurch ihrerseits Effizienzerlöse erzielen können. Das 

österreichische Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort verweist etwa 

darauf, dass Unternehmen durch Nutzung digitaler Verwaltungsangebote mehr als 50 Prozent 

der Kosten für Behördeninteraktion senken können.54 Daraus entstehen 

Produktivitätssteigerungen für die Unternehmen. Auf Österreich umgelegt ergibt sich hier ein 

Produktivitätspotenzial von über 100 Mio. Euro pro Jahr. 

Der „Digital Efficiency Report“ der britischen Regierung55 zieht zur Abschätzung der Effekte der 

Digitalisierung herkömmlicher Prozesse ebenfalls insbesondere Kostenersparnisse heran. Diese 

Kostenersparnisse stammen dabei aus vier maßgeblichen Quellen: 1) einer verringerten 

Bearbeitungszeit für Prozesse, 2) Einsparungen im Bereich der Büroräumlichkeiten und 

Infrastruktur („estates and accomodation“), 3) Büromaterial und Sachaufwand und 4) 

 

54 Siehe hierzu die Information im Webportal „Digital Austria“ unter dem Weblink. 
55 Die Studienergebnisse sind über das Webportal der britischen Regierung unter dem Weblink abrufbar. 

https://www.digitalaustria.gv.at/initiativen/verwaltung.html
https://www.gov.uk/government/publications/digital-efficiency-report/digital-efficiency-report
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Effizienzsteigerungen durch Integration von IT-Abteilungen. Basierend auf historischen Daten 

werden Kosteneinsparungen auf 1,7 bis 1,8 Mrd. britischen Pfund pro Jahr bzw. etwa 2 Mrd. Euro 

geschätzt. Dies entspricht rund 0,1 Prozent des BIP des Vereinigten Königreichs pro Jahr. 

AutorInnen von Deloitte führten 2015 eine Studie über Kosteneinsparungen durch Digitalisierung 

von Verwaltungsdienstleistungen in Australien durch. Berücksichtigt sind hier Einsparungen 

durch Prozesse zwischen BürgerInnen und der Verwaltung, etwa im Rahmen der 

Steuerverwaltung, bei der Beantragung und Abwicklung von Förderungen, der Abwicklung und 

Ausstellung von Führerscheinen oder bei Verfahren zur Registrierung und Meldung von 

BürgerInnen. Dabei wurden etwa 811 Mio. Transaktionen berücksichtigt. 40 Prozent der 

einbezogenen Dienstleistungen werden weiterhin auf konventionellem Weg per Telefon, Fax oder 

durch persönliche Konsultation erledigt. Für ein Szenario, bei dem der Anteil konventioneller 

Erledigung um 20 Prozent reduziert würde, würde der Schätzung zufolge über die zehnjährige 

Laufzeit des Szenarios ein Ertrag durch Produktivitäts- und Effizienzsteigerungen von etwa 17,9 

Mrd. australischen Dollar entstehen (Deloitte 2015). Darüber hinaus ergeben sich indirekte 

Effekte etwa aus Zeitersparnis für BürgerInnen in Höhe von 8,7 Mrd. australischen Dollar. Beide 

Kanäle zusammen machen einen Ertrag von etwa 26,6 Mrd. australischen Dollar aus. Die mit 

dem Szenario verbundenen Kosten werden auf 6,1 Mrd. australische Dollar geschätzt. 

Demzufolge ergibt sich ein Nettoertrag von etwa 20,5 Mrd. australischen Dollar. Dies entspricht 

etwa 1,3 Prozent des australischen BIP bzw. etwa 2.000 australischen Dollar pro Haushalt (etwa 

1.250 Euro) über die zehnjährige Laufzeit des berechneten Szenarios. 

5.3. Anwendungsfelder und Beispiele 

Im Folgenden werden Einsatzfelder digitaler Technologien im öffentlichen Sektor beispielhaft 

dargestellt. Im Vordergrund stehen dabei Prozesse und Verfahren der allgemeinen, öffentlichen 

Verwaltung sowie die im Rahmen des Benchmarking untersuchten Leistungsbereiche. 

Government as a Platform (GaaP) 

Das Konzept von „Government as a platform“ (GaaP) zielt auf eine gemeinsame, sektoren- und 

bereichsübergreifende technologische Infrastruktur ab, auf deren Grundlage digitale 

Anwendungen und Dienste aufsetzen können. Wie aufgezeigt, bestand in der ersten Phase von 

E-Government der treibende Ansatz darin, bestehende Prozesse Stück für Stück in digitale 

Anwendungen zu „übersetzen“. Auf dieser Grundlage entstand ein „Fleckerlteppich“ digitaler 

Anwendungen, d.h. eine Vielzahl von digitalen Angeboten, die aber untereinander nicht integriert 

waren. Das Konzept von GaaP zielt darauf ab, die verschiedenen Anwendungen und digitalen 

Angebote zu integrieren. Von Seiten der britischen Regierung etwa heißt es dazu: „Government 

as a Platform is a common core infrastructure of shared digital systems, technology and 

processes on which it’s easy to build brilliant, user-centric government services”.56 Eine 

Umsetzung des GaaP-Konzepts im Vereinigten Königreich erfolgt im Rahmen von „GOV.UK“. Ein 

Anwendungsbeispiel für GaaP aus Österreich ist die Anwendung „Digitales Amt”, die das 

Verwaltungsportal „österreich.gv.at“ in eine mobile Plattform überträgt. Die Plattform 

 

56 Abrufbar ist die Definition über das Webportal der britischen Regierung unter dem Weblink. 

https://gds.blog.gov.uk/category/government-as-a-platform/
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„oesterreich.gv.at“ ist die bereichsübergreifende Verwaltungsplattform der Republik.57 Hier 

können über Webdienste oder mobile Geräte Informationen abgerufen werden, und es kann auf 

Anwendungen zur Erledigung von digitalen Behördenwegen zugegriffen werden. Über „Single 

Sign-On“ Zugang, etwa mittels Handy-Signatur, sind viele Services direkt erreichbar, wie etwa 

das elektronische Postfach „MeinPostkorb“, der Familienbonus Plus-Rechner zur Abrechnung 

der steuerlichen Familienförderungen sowie die Portale „FinanzOnline“, das 

Unternehmensserviceportal USP, das Transparenzportal oder der „e-Tresor“58 zum Speichern 

digitaler Dokumente. 

Robotisierte Prozessautomatisierung (RPA) 

Bei mengenintensiven und standardisierbaren Prozessen hat Automatisierung im Allgemeinen 

ein hohes Potenzial. Prozessunterstützende Softwareprogramme werden auch als Software-

Roboter, „Bots“ oder „Robotics“ bezeichnet (IFAA 2019). Dabei werden informationstechnische 

Tätigkeiten vollständig oder teilweise automatisiert. Dies erfolgt aber nicht mit physischen 

Maschinen, sondern auf Grundlage von Softwareprogrammen. Robotisierte 

Prozessautomatisierung (RPA für „robotic process automation“) hat kooperativen Charakter, da 

sie in der Praxis nur für einen bestimmten Teil der Tätigkeiten eingesetzt wird, während parallel 

dazu weiterhin Tätigkeiten von Menschen durchgeführt werden. Anwendungsbeispiele zum 

Einsatz von RPA finden sich etwa in der Verwaltung und Abwicklung von Förderungen oder 

Sozialleistungen, in der Gesundheitsverwaltung, bei behördlichen Bewilligungsverfahren in der 

Sozialverwaltung oder im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung. Dabei haben Verwaltungssysteme 

auch Prozesse automatisierter Entscheidung implementiert („Automated Decision Making“). Als 

Anwender von RPA Anwendungen auf kommunaler Ebene ist die schwedische Gemeinde 

Trelleborg beispielhaft (siehe EU 2020c, S. 43 und 44). In den Anwendungen sind automatisierte 

Entscheidungsprozesse implementiert. Sie werden insbesondere zur Beurteilung von 

Anspruchsberechtigung auf Leistungen der Langzeitpflege, Krankengeld, Arbeitslosengeld und 

andere Sozialleistungen sowie zur Berechnung von Steuern eingesetzt. Durch die Nutzung der 

RPA Technologie ist es in Trelleborg gelungen, die Bearbeitungszeit von Anträgen auf 

Sozialleistungen von im Durchschnitt acht und einem Maximum bis zu 20 Tagen auf 24 Stunden 

zu verringern.59 Eine andere schwedische Gemeinde, Upplands-Bro, setzt den Roboter „Tengai“ 

bei Bewerbungsinterviews ein. Tengai ist ein Interviewroboter, der darauf ausgerichtet ist, den 

Bewerbungsprozess objektiver und vorurteilsfreier zu gestalten (siehe EU 2020c, S. 45). 

In Polen wurde ein automatisiertes Profiling von Arbeitslosen implementiert. Dabei werden auch 

Methoden der künstlichen Intelligenz (AI) sowie der prädiktiven Analytik eingesetzt (siehe unten). 

Das System wurde im Rahmen einer Reform der Arbeitsämter PUP („Powiatowe Urzędy Pracy“) 

 

57 Informationen sind direkt über oesterreich.gv.at zugänglich, unter dem Weblink. 
58 Der e-Tresor ist ein elektronischer „Datensafe“, der speziell auf das Speichern von Dokumenten, Formularen, 

Bescheiden, Verträgen oder Rechnungen ausgerichtet ist und ein hohes Maß an Datensicherheit gewährleistet. 

Zielgruppe sind in erster Linie Unternehmen und Unternehmensvertreter. Dabei kann der e-Tresor aber auch in Prozessen 

zwischen BürgerInnen und Behörden hilfreich sein. Er wurde von A-Trust entwickelt, einem privaten Unternehmen. 

Gesellschafter sind etwa die Wirtschaftskammer Österreich, die Notartreuhandbank AG, der Österreichische 

Rechtsanwaltskammertag oder die Raiffeisen Informatik GmbH. Die über e-Tresor gespeicherten Daten werden in einem 

Hochsicherheits-Rechenzentrum des Unternehmens abgespeichert. 
59 Siehe hierzu die Informationen des Unternehmens „UiPath“ zur Nutzung von RPA in Trelleborg unter dem Weblink. 

https://www.bmdw.gv.at/Themen/Digitalisierung/Verwaltung/Plattform-oesterreich-gv-at.html
https://www.uipath.com/resources/automation-case-studies/trelleborg-municipality-enterprise-rpa
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eingeführt. Der Algorithmus unterteilt arbeitslose Personen in unterschiedliche Kategorien. Die 

Zuordnung in die Gruppen ist maßgeblich für den abgeschätzten Betreuungsbedarf, von 

„Vermittlungsfähig“, bis „Weiterbildung“, „Ausbildung“, mit „Aktivierungsbeihilfe“ bzw. ohne eine 

solche (siehe EU 2020c, S. 46). Qualitätskontrollen zeigen, dass nur eine von hundert 

Zuordnungen von den VermittlerInnen korrigiert werden muss. 

Aus Sicht des österreichischen Bundesrechnungszentrums BRZ steht die öffentliche Verwaltung 

im Spannungsfeld, einerseits reliable, rechtssichere Dienstleistungen zu erfüllen, andererseits 

zunehmend komplexere Anforderungen, die sich aus dem regulatorischen Rahmen, aber auch 

aus den Ansprüchen der BürgerInnen und Unternehmen ergeben, zu bewältigen. RPA ist nach 

Sicht des BRZ ein Instrument, „um die Herausforderungen erfolgreich zu bewältigen. Die 

Einsatzmöglichkeiten von RPA reichen von einfachen Dokumenten-Workflows bis hin zu 

komplexen Business-Abläufen, von Desktop-Arbeiten bis zu Backoffice-Prozessen und von reiner 

Automatisierung bis zu entscheidungsunterstützenden Assistenzsystemen“ (siehe BRZ 2019) 60. 

Künstliche Intelligenz (AI) und datengetriebene Prozesse 

In vielen der Anwendungsbeispiele überlappen sich technologische Komponenten. Etwa weisen 

Anwendungen von RPA häufig Schnittstellen zu Anwendungen von künstlicher Intelligenz auf. 

Dabei wird in der Literatur Wert auf die Unterscheidung zwischen RPA (siehe oben) und 

künstlicher Intelligenz (AI) gelegt. AutorInnen der OECD halten fest: „Robotic Process Automation 

is a business process automation technology that automates manual tasks that are largely rules 

based, structured and repetitive using software robots, also known as bots. […] While Machine 

Learning focuses on learning, the core aspect of RPA is doing” (Berryhill et al. 2018, S. 43). Die 

Definition der europäischen Kommission hebt die Fähigkeit technischer Systeme, ihr Umfeld zu 

analysieren, daraus Rückschlüsse zu ziehen und diese im technischen-determinierten Rahmen 

umzusetzen, um bestimmte definierte Ziele zu erreichen, hervor (siehe EU 2018). AI bildet eine 

technische Klammer über eine Vielzahl von sehr unterschiedlichen Anwendungen. Für die 

öffentliche Verwaltung und den öffentlichen Sektor können folgende Bereiche als aussichtsreich 

dargestellt werden (siehe EU 2020c, S. 14): 

- Automatisierte oder halb-automatisierte Kommunikation mit NutzerInnen bzw. BürgerInnen 

über Chatbots, Kommunikationstools, virtuelle Assistenten u.ä. auf Grundlage der 

Interpretation von Textdaten bzw. Sprache: Anwendungen finden sich etwa im 

Gesundheitssystem im Vorfeld von Diagnosen oder als Unterstützung bei elektronischen 

Antragsformularen u.ä. 

- Analyse großer Datenmengen, zum Zweck von Vorhersagen bzw. Optimierung, die weitaus 

umfassender und genauer sind und/oder menschliche Entscheidungen unterstützen. Solche 

Anwendungen finden sich etwa zur Prävention von Kriminalität oder im Rahmen von 

Verkehrsleitsystemen. 

- Ableitung von fallbasierter Information aus vorherigen Interaktionen zur Unterstützung der 

Prozessautomatisierung: Solche Technologien können etwa im Gesundheitssystem zur 

Abschätzung bestimmter Behandlungs- und Therapieverläufe zur Anwendung kommen. 

 

60 Siehe hierzu die Stellungnahme des BRZ zur RPA unter dem Weblink.  

https://www.brz.gv.at/was-wir-tun/geschaeftsfelder/innovative-technologies/digitale-gemeinde-der-zukunft.html
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- Sammlung, Verarbeitung und Analyse von Daten aus unterschiedlichen Formaten wie etwa 

Bilddaten zum Zweck der Unterstützung der Prozessautomatisierung: Solche Anwendungen 

kommen etwa im Rahmen der Förderabwicklung zur Anwendung. 

„CitizenLab“ ist eine beispielhafte Anwendung des gleichnamigen Technologieunternehmens. Ziel 

ist die Verarbeitung von BürgerInnen-Partizipation (siehe Berryhill et al., S. 141). Die 

Anwendung61 sieht eine Plattform für Bürgerbeteiligung vor. CitizenLab strukturiert und sortiert 

Inputs nach Inhalt, Relevanz bzw. Dringlichkeit, Eigenschaften des Bürgers bzw. der Bürgerin, 

etwa Alter, Geschlecht, Wohnort. Dabei werden Trends und Häufungen identifiziert. Dieser 

Prozess erfolgt mittels Auswertungsalgorithmen in automatisierter Form. Dabei werden Methoden 

des maschinellen Lernens implementiert.62 Anwendung fand die Technologie im Zusammenhang 

mit Umweltprotesten in Belgien.  

Die Verwaltung des lettischen Unternehmensregisters hat 2018 ein Chatbot System zur 

Beantwortung häufig gestellter Fragen in Zusammenhang mit der Gründung und Registrierung 

von Unternehmen eingeführt (EU 2020c, S. 44). Der Chatbot UNA ist rund um die Uhr über die 

Website des Unternehmensregisters verfügbar. UNA beantwortet typische Fragen zur 

Unternehmensregistrierung, zur Unternehmensauflösung und Liquidation von Unternehmen, zu 

Händlern, Firmen und relevanten Organisationen. Ein vergleichbarer Chatbot-Dienst ist im 

Verwaltungsportal „Digitales Amt“ in Österreich implementiert. 

Die Bereitstellung mobiler Pflegedienstleistungen impliziert bei Anbietern solcher Leistungen ein 

hohes Maß an Logistik und Tourenmanagement. Dabei gilt es gleichermaßen den Anspruch an 

Effizienz und Versorgungssicherheit bzw. -qualität zu gewährleisten. Das Technologie Start-up 

adiutaByte bietet Software-Anwendungen zur Optimierung der mobilen Pflege.63 Ziel der 

Anwendung ist es, Fahrtzeiten zu verkürzen, den Aufwand für Logistik und Management von 

Touren, Betreuungs- und Einsatzplänen zu verringern und die Qualität und Zufriedenheit von 

KundInnen und PatientInnen zu steigern.64 Die Anwendung kombiniert Verfahren der 

angewandten Mathematik, etwa Optimierung, Operations Research, Numerik, mit Methoden von 

Künstlicher Intelligenz und kann dazu beitragen die Effizienz mobiler Pflegedienstleistungen zu 

erhöhen.65 

Der Ausbau des Angebots von institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen stellt in vielen 

europäischen Ländern ein politisches Ziel dar. So sehen etwa die sogenannten Barcelona-Ziele 

für die Kinderbetreuung der EU-Mitgliedstaaten vor, dass für Kinder unter 3 Jahren eine 

Betreuungsquote von 33 Prozent anzustreben ist, für Kinder von 3 bis 6 Jahren eine 

Betreuungsquote von 90 Prozent. Die Gewährleistung dieser Ziele setzt in vielen Ländern eine 

Erweiterung des Angebots zeitlich umfassender und qualitativ hochwertiger 

Betreuungseinrichtungen voraus. Die Sicherstellung von qualitativen Vorgaben geht mit 

 

61 Informationen finden sich auch auf der Website des Unternehmens unter dem Weblink. 
62 „Pursuant to its mission, CitizenLab has developed a public participation platform that uses machine-learning algorithms 

to help civil servants easily process thousands of citizen contributions and use these insights efficiently in decision-making” 

(Berryhill et al. 2018, S. 141). 
63 Siehe hierzu Informationen im Portal „deutsche startups“ unter dem Weblink. 
64 Siehe hierzu Informationen über die Website des Anbieters unter dem Weblink. 
65 Eine Beschreibung der technologischen Grundlagen findet sich auf der Website des Anbieters unter dem Weblink. 

https://www.citizenlab.co/
https://www.deutsche-startups.de/2020/02/21/adiutabyte-flottenplanung/
https://www.adiutabyte.de/pflege
https://www.adiutabyte.de/technology
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administrativem Aufwand für die zuständigen Behörden einher. In Belgien werden einzelne 

Einrichtungen in Form von Inspektionen auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben überprüft 

(siehe hierzu EU 2020c, S. 43). Im Jahr 2014 hat die flämische Agentur für Kind und Familie 

(„Kind en Gezin“) eine AI-Anwendung zur Qualitätssicherung von Einrichtungen und zur 

Entlastung der Inspektoren implementiert. Sie zielt darauf ab, im Vorfeld von Inspektionen solche 

Einrichtungen zu identifizieren, die nach Maßgabe der Analyseergebnisse des AI-Modells einen 

erhöhten Inspektionsbedarf haben. 

Im Schulwesen bieten sich Anwendungsfelder zur Implementierung von personalisiertem Lernen 

durch die Kombination schulischer Bildung mit datengetriebenen Prozessen. „School of One“ 

(SO1) ist ein innovatives, technologieunterstütztes Lernkonzept. Es wurde auf Initiative des „New 

York City Department of Education“ entwickelt. Die Programmentwickler haben Lehrstoff in 

Lernfelder unterteilt. Jedes einzelne Lernfeld wird dabei in Kursen aufbereitet. Das Programm 

zielt darauf ab, für die SchülerInnen entsprechend ihren Fähigkeiten und Schwächen ein 

optimales individuelles Lehrprogramm zusammenstellen.66 Anstatt jeder SchülerIn die gleichen 

Inhalte zu lehren, verwendete das Lernkonzept Daten und Ergebnisse von Tests und 

Bewertungen und ermittelt, an welchen Fähigkeiten jede SchülerIn unmittelbar arbeiten muss. 

Maßgeblich sind etwa sogenannte „exit slip“. Dabei handelt es sich um eine kurze Online-Prüfung, 

die jeder Schüler und jede Schülerin täglich am Ende des Unterrichts ausfüllt.67 Das System 

überprüft, wer den Stoff verstanden hat, wer noch üben muss oder wer bereit ist für eine neue 

Lektion. 

Verhaltensorientierte bzw. prädiktive Analytik 

Prädiktive Analytik ist ein Prozess, bei dem mithilfe von Data Mining, Statistiken und Modellen 

Vorhersagen getroffen und Wahrscheinlichkeiten ermittelt werden. Zusammen mit vielen anderen 

Anwendungen liegt verhaltensorientierte Analytik an einer Schnittstelle zwischen künstlicher 

Intelligenz (AI) und Big Data Analyse: Dabei werden Parameter definiert, die mit bestimmten zu 

identifizierenden Handlungen, Eigenschaften oder Verhaltensweisen in Verbindung gebracht 

werden können. Prädiktive Analytik bestimmt anhand von Software und Datenanalyse 

Wahrscheinlichkeiten von Verhaltensweisen bzw. Sachverhalten. Mit verhaltensorientierter 

Analytik ist die Hoffnung verbunden, zu einer treffsicheren Bereitstellung von Leistungen 

beizutragen. Anwendungen im öffentlichen Sektor finden sich etwa im Kriminalitätsbereich oder 

im Bereich der öffentlichen Sicherheit, im Bildungs- und Sozialbereich, im Gesundheitssystem im 

Hinblick auf eine stärker personalisierte Medizin und Identifikation von Krankheiten, im 

Wohnungswesen, bei der Organisation des Verkehrs und zur Identifikation von Missbrauch und 

Betrug etwa bei Förderungen. 

In den Niederlanden sind die Gemeinden für die Abwicklung von Leistungen der Sozialhilfe 

zuständig. Einige Gemeinden setzen Anwendungen der künstlichen Intelligenz und der 

prädiktiven Analytik zum Aufdecken von Sozialmissbrauch ein (siehe EU 2020c, S. 45). Das 

System greift auf Indikatoren zum Leistungsbezug, Steuerleistung, Gesundheitsversicherung, 

 

66 Siehe hierzu Informationen auf der Website des Pädagogik-Portals „EdSearch“ unter dem Weblink. 
67 Siehe hierzu den Medienberichte von „tagesspiegel“ unter dem Weblink oder „Das Erste“ unter dem Weblink. 

https://www.edsurge.com/schools/school-of-one
https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/digitale-kindheit-was-die-schueler-sagen-und-wie-die-technik-den-unterricht-veraendert/12249046-2.html
https://www.daserste.de/information/wissen-kultur/wissen-vor-acht-zukunft/sendung/wissen-vor-acht-zukunft-1254.html
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Wohnort, Bildungsniveau zurück und errechnet eine Wahrscheinlichkeit, dass bestimmte 

Leistungen missbräuchlich bezogen werden. SyRi wurde 2014 entwickelt und implementiert. 

Dadurch ist es auch gelungen, die mit der Kontrolle von Leistungsbezug verbundenen 

Verwaltungskosten zu senken.  

In Zürich haben ForscherInnen der eidgenössischen technischen Hochschule (ETH-Zürich) ein 

Analysemodell zur Identifikation von kriminalistischen „Hotspots“ entwickelt.68 Das System 

implementiert Methoden des maschinellen Lernens und zielt darauf ab, Einbrüche in wenig 

besiedelten Gebieten vorherzusagen. Im Rahmen einer Reliabilitätsprüfung wurden die 

Modellergebnisse im Kanton Aargau den tatsächlichen Einbrüchen gegenübergestellt. Es stellte 

sich heraus, dass 60 Prozent der Vorhersagen zutreffen (Kadar et al. 2019).  

Ein Beitrag von Apolitical, einer Informationsplattform zur Förderung von Innovationen im 

öffentlichen Sektor, stellt die Anwendung von prädiktiver Datenanalyse zur Beförderung der 

Kinder- und Jugendwohlfahrt in London dar.69 Ziel ist es, anhand von Daten abzuschätzen, welche 

Kinder von einem erhöhten Risiko von Vernachlässigung oder Missbrauch betroffen sind. Der Big 

Data Ansatz greift auf Daten und Informationen etwa über Schulbesuch, Gesundheitszustand, 

Wohnsituation, wirtschaftliche Situation der Familie etc. zurück und errechnet einen Risikofaktor. 

Algorithmen werten Zeitreihen über drei Jahre aus. Ein erhöhter Risikofaktor gilt als Alarm für die 

Behörden und signalisiert Unterstützungs- und Handlungsbedarf. In Hackney, einem der 

Boroughs von London, ergaben Reliabilitätschecks, dass 80 Prozent der Ergebnisse valide 

waren.  

Blockchain und Distributed-Ledger-Technologien 

Definitionen verweisen auf Blockchain als ein elektronisches Register für digitale Datensätze, 

Prozesse oder Transaktionen, die von TeilnehmerInnen eines dezentralen Rechnernetzes 

verwaltet und genutzt werden. Eine Blockchain ist eine dezentrale Datenstruktur, in der Einträge 

in Blöcken gruppiert werden (Schlatt et al. 2016, S. 8). Diese Blöcke sind in chronologisch 

miteinander verknüpft. Jeder Block enthält Aufzeichnungen der Aktivitäten seit dem Hinzufügen 

des letzten Blocks. Im Netzwerk sind mehrere unabhängige Rechner als „Netzknoten“ verbunden, 

die sich miteinander synchronisieren. Dabei speichert jeder Netzknoten einen gemeinsamen 

Status des Systems. Die Daten der Blockchain werden in jedem Knoten gespeichert. Blockchain-

Technologien zielen darauf ab, Transaktionen und Informationsaustausch in dezentralen 

Netzwerken zu organisieren. Dabei handelt es sich im Gegensatz zu einer zentralen Datenbank 

um ein System dezentraler Datensysteme, in das die jeweiligen SystemteilnehmerInnen 

einarbeiten und unter den jeweiligen Zugangsbedingungen und Sicherheitspolicies Zugang 

 

68 Siehe hierzu die Informationen der ETH-Zürich unter dem Weblink. 
69 Informationen finden sich in der Online-Plattform unter dem Weblink. 

https://ethz.ch/en/news-and-events/eth-news/news/2019/05/burglary-prediction.html
https://apolitical.co/en/solution_article/london-uses-data-predict-which-children-abuse
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haben.70 Blockchain-Anwendungen gewährleisten Ansprüche der Datensicherheit, 

Verlässlichkeit, Legitimation, Authentizität in automatisierter Form.71  

Anwendungsbeispiele für Blockchain-Technologien im Verwaltungsbereich finden sich 

insbesondere dort, wo unterschiedliche Organisationen und Akteure in gemeinsamen Prozessen 

interagieren. Dies ist etwa im Gesundheitsbereich, im Sozialversicherungswesen oder bei 

integrierten Verwaltungsprozessen der Fall. Beispielhaft ist die Übertragung von 

Immobilieneigentum eine verwaltungsintensive Materie, nicht nur in Österreich. In Schweden 

wurde 2016 im Rahmen eines Pilotprojekts eine Anwendung entwickelt, in deren Rahmen die 

Transaktion von Immobilieneigentum per Blockchain-Technologie abgewickelt werden kann. 

Projektpartner sind die schwedische Immobilienregistrierungsbehörde, die Landshypotek Bank, 

SBAB, Telia, Chromaway und KaIros Future. Das aktuell bestehende Verfahren impliziert ein 

hohes Maß an Informationsdefiziten, sowohl auf Seiten des Käufers als auch auf Seiten des 

Verkäufers. Allessie et al. (siehe EU 2019a, S. 26) identifizieren zwei technologische Grundpfeiler 

im neuen Verfahren. Dies sind 1) auf „Smart Contracts“ basierende automatisierte Teilprozesse 

und 2) eine Blockchain-Plattform.72 Jeder einzelne Schritt des Prozesses ist dokumentiert und für 

die Beteiligten historisch nachvollziehbar. Auf diese Weise werden die Synchronisation und 

Authentizität zwischen den an der Transaktion beteiligten Teilnehmern sichergestellt. 

Ein anderes Anwendungsbeispiel für Blockchain-Technologien findet sich im niederländischen 

Pensionsversicherungssystem. Hier bieten private Versicherungsunternehmen nach Maßgabe 

gesetzlicher Regelungen Pensionsversicherungsschemen an, sodass die Datenstruktur 

vergleichsweise dezentral ist. Die Anwendung setzt bei der Problemstellung an, dass 

Beschäftigungskarrieren nicht mehr die Kontinuität vergangener Jahrzehnte aufweisen. Im 

Verlauf eines Arbeitslebens finden heute sehr viele Übergänge statt. Eine Herausforderung in der 

Berechnung von Pensionsansprüchen besteht darin, einen dokumentierten Überblick über die 

 

70 „It is a form of distributed computing in which transactions are democratised by introducing consensus mechanisms 

allowing a transaction to happen. In other words, it supports trusted and traceable digital assets management” (siehe EU 

2019a, S. 27). 
71 Berryhill et al. (2018) greifen auf ein illustratives Bild zur Beschreibung zurück. Viele Prozesse und Interaktionen, etwa 

der Abschluss eines Geschäfts, involvieren einen intermediären Mittelsmann. Dieser übernimmt wesentliche institutionelle 

Aufgaben im Rahmen der Interaktion, er authentifiziert, legitimiert, bezeugt. Diese Rolle kann typischerweise ein Notar, 

ein Makler, ein Beamter oder eine Beamtin einer Behörde, die VertreterIn einer Bank, ein Wirtschaftsprüfer oder ein 

einfacher Zeuge übernehmen. In Blockchain-Systemen sind diese Aufgaben in automatisierter Form implementiert. Dies 

beschleunigt den Austausch und die Interaktion, wodurch die Effizienz von Prozessen erhöht wird. Blockchain-Systeme 

werden in der Literatur auch als „trust machines“ beschrieben (siehe Berryhill et al. 2018, S. 10), die das erforderliche 

„Vertrauen“ in digitalen Prozessen gewährleisten sollen. 
72 Der Verkäufer eines Grundstücks startet den Prozess und steigt in die Webapplikation, den „Chromaway Web Browser“, 

ein. Über diesen hat er Zugriff auf den „Smart Contracts“ Mechanismus, im Rahmen dessen er automatisch einwilligt, 

dass seine Liegenschaft zum Verkauf steht. Darauf aufbauend kommt die Registrierungsbehörde zum Zug. Sie hat die 

Aufgabe, Informationen zum betreffenden Grundstück bzw. zur Immobilie hinzuzufügen. Danach wird der Makler 

involviert. Er fügt Informationen zur Immobilie hinzu. Der Makler lädt den Kaufinteressenten in den Prozess ein. Dieser 

fügt sein Angebot in die Anwendung ein. Nun ist wieder der Verkäufer am Zug, er akzeptiert das Angebot oder weist es 

zurück. Nachdem der Verkäufer eingewilligt hat, bestätigt der Käufer sein Kaufinteresse. Danach lädt der Verkäufer die 

Bank des Käufers in den Prozess ein. Diese implementiert die Dokumente der Finanzierungsvereinbarungen zwischen 

dem Käufer und der Bank, etwa die Unterlagen zu einem Hypothekarkredit. Abhängig von der jeweiligen 

Zahlungsvereinbarung verpflichtet sich die Bank des Käufers, eine Zahlung in Höhe des vereinbarten Betrags zu 

überweisen bzw. überweist diesen Betrag. Nun muss der Makler bestätigen, dass der Käufer im Besitz der Immobilie ist. 

Er lädt wieder die Registrierungsbehörde in den Prozess ein. Diese überprüft den Prozess und bestätigt den 

Eigentumstransfer, indem sie den Käufer als neuen Eigentümer der Immobilie registriert. 



 KONSOLIDIERUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN NACH DER CORONA-KRISE 68 

verschiedenen Phasen und ihre Unterbrechungen und Brüche zu haben. In den Niederlanden 

wurde eine auf Blockchain basierende Infrastruktur entwickelt. Maßgeblich für die 

Projektentwicklung waren zwei der größten Pensionsversicherungen der Niederlande (APG und 

PGGM). Der entwickelte Prototyp ist vergleichbar mit einem von allen teilnehmenden Parteien 

geteilten Pensionsverwaltungssystem.73 Gesteuert wird es über sogenannte „Smart Contracts“, 

also einen Satz programmierter Regeln, die etwa festlegen, wer die Daten anzeigen, ändern und 

verwenden kann. Der Einsatz der Blockchain-Technologie ermöglicht es, pensionsrelevante 

Informationen in den Knoten des Blockchain-Netzwerks zu speichern. Als Knotenpunkte prüfen 

die Systeme der teilnehmenden Organisationen die Informationen, führen die programmierten 

Verträge aus und synchronisieren sich miteinander. 

Internet of Things (IoT) 

Das Konzept von „Internet of Things“ (IoT) basiert auf der Kombination von IKT mit physischen 

Prozessoren, Sensoren und Geräten.74 Die Anwendungen kombinieren damit die Erhebung von 

Daten und Informationen sowie deren Transfer und schaffen eine Grundlage für die 

informationstechnische Verarbeitung und mögliche Überführung in intelligente systemgesteuerte 

Prozesse.75 Anwendungsfelder im Bereich öffentlicher Dienstleistungen sind etwa das Transport- 

und Verkehrswesen (etwa „Smart transportation“), die Energieversorgung („Smart energy“), 

Abfallwirtschaft, Gesundheits- oder Pflegeversorgung (etwa „Telemedizin“ und „Fernkontrolle“) 

und öffentliche Sicherheit und Verteidigung. Dabei wird in IoT das Potenzial gesehen, zu einer 

vermehrten Effizienz, Treffsicherheit und Flexibilität von Leistungen beizutragen (EU 2020c, S. 

25). 

Ein aussichtsreiches Anwendungsfeld für IoT sind „Smart City“-Konzepte. Die katalanische 

Hauptstadt Barcelona hat sehr früh begonnen, smarte Technologien einzusetzen. Dies zielt 

einerseits auf eine Verringerung der mit der Versorgung verbundenen Kosten, andererseits auf 

eine Ökologisierung der Stadt ab. Etwa wurden Technologien zur Identifikation freier Parkplätze 

eingeführt oder auch vakuumbasierte Mistkübel, die einerseits die Geruchsbelästigung verringern 

und zudem mit Sensoren ausgestattet sind, um die Befüllung zu identifizieren.76 Das städtische 

Beleuchtungssystem basiert auf der Verwendung intelligenter LED-Laternen.77 Die Lichter 

enthalten Sensoren zur Erfassung von Bewegungen: Sie veranlassen es, das Licht zu dimmen, 

wenn keine Bewegung registriert wird, um Energie zu sparen (siehe auch EU 2016, S. 8). Die 

intelligenten Lichtsysteme werden ferngesteuert und versorgen die Stadt mit für die BürgerInnen 

kostenlosem WLAN. Sensoren messen zudem die Luft- und Lärmbelastung. 

 

73 Siehe hierzu auch Informationen von APG unter dem Weblink. 
74 Siehe hierzu die Informationen zu IoT in einem EU Commission Staff Working Document: „Based on existing 

communication technologies like the Internet, the IoT represents the next step towards digitisation where all objects and 

people can be interconnected through communication networks, in and across private, public and industrial spaces, and 

report about their status and/or about the status of the surrounding environment“ (EU 2016, S. 5). 
75 Die AutorInnen des JRC Science for Policy Report zu Digital Government halten fest: „IoT refers to the networking of 

physical objects through the use of embedded sensors, actuators, and other devices that collect and transmit information 

about real-time activity within the network” (siehe EU 2019a, S. 25). 
76 Siehe hierzu die Informationen zum Einsatz smarter Technologie in Barcelona unter der Website der 

Technologieplattform in Barcelona „barcinno – Barcelona Tech, Start ups and Innovation“ unter dem Weblink. 
77 Siehe hierzu die Informationen des Portals „Smart City Lab“ unter dem Weblink. 

https://apg.nl/en/publication/apg-and-pggm-develop-a-blockchain-application-for-pension-administration/
http://www.barcinno.com/barcelona-smart-city-technologies/
https://www.smartcitylab.com/blog/urban-environment/lighting-the-road-to-smart-cities-and-sustainability/
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Der Einsatz digitaler Technologien erscheint etwa auch im Bereich der Erbringung von 

Pflegedienstleistungen relevant. Hier sind wieder unterschiedliche Anwendungsbereiche zu 

unterscheiden, etwa Organisation, Management und Logistik, der Einsatz von Robotik im Bereich 

stationärer Pflegedienstleistungen in Heimen sowie die Nutzung von IoT-Anwendungen im 

Rahmen von „Care-at-home“ Lösungen. Gillie ist ein finnisches Medizintechnik-Unternehmen, 

das seine Produkte in Finnland und Großbritannien anbietet. „Gillie.IoT“ und „Gillie.AI“ bieten 

Anwendungen der Fernüberwachung im Rahmen von häuslicher Pflege. Die Anwendungen 

verbinden Fernüberwachung auf Basis von IoT und Analytik auf Basis von künstlicher Intelligenz. 

Viele der technischen Anwendungen und Instrumente zur Überwachung von Vitalfunktionen, die 

sonst nur in stationärer Pflege oder in Spitälern verfügbar sind, sind hier in Form von Remote-

Anwendungen umgesetzt. Eine vergleichbare Anwendung zur Unterstützung der häuslichen 

Pflege ist Kwido Home. Es handelt sich um ein sensorbasiertes Fernmonitoring-System, das 

speziell für die Anwendung von Fernbetreuung durch Telecare im Rahmen der häuslichen 

Pflegebetreuung entwickelt wurde. Anwendungen unterstützen die Selbständigkeit und 

Unabhängigkeit pflegebedürftiger Menschen und können dazu beitragen, einen Heimaufenthalt 

zu verhindern.78 

Einsatz von Robotik im Pflegebereich 

Im Projekt „SeRoDi“ (für Servicerobotik bei personenbezogenen Dienstleistungen) arbeitete das 

Fraunhofer IPA mit Forschungs- und Anwendungspartnern daran, neue Serviceroboter-Lösungen 

für die stationäre Pflege zu entwickeln (siehe Schiller et al. 2019). Im Rahmen des Projektes 

wurde u.a. der „intelligente Pflegewagen“ entwickelt.79 Er erfüllt zunächst die Funktionalität eines 

herkömmlichen Pflegewagens, indem er mit medizinischen und pflegerischen Materialien befüllt 

ist und dem Pflegepersonal als mobiles „Magazin“ dient. Die Besonderheit ist, dass der 

intelligente Pflegewagen autonom zum Einsatzort navigiert und dabei auch Fahrstühle benutzen 

kann. Das Pflegepersonal kann ihn über das Smartphone rufen. 

SARA Robotics hat spezielle Roboter zur Anwendung in Pflegeheimen entwickelt. Die 

Pflegeroboter von SARA („Social & Autonomous Robotic Health Assistant“) zielen darauf ab, die 

Lebensqualität der Heimbewohner zu erhöhen, den Wunsch nach sozialer Interaktion zu 

bedienen und das Personal zu entlasten. Gegenwärtig wird an Erweiterungen zum selbständigen 

bzw. programmierten Navigieren gearbeitet.80 SARA Roboter kommunizieren mit den 

BewohnerInnen und dienen der Unterhaltung und dem kognitiven und physischen Training der 

HeimbewohnerInnen. Sie spielen Musik ab, zeigen Fotos, bieten Wissens- oder 

Geschicklichkeitsspiele, sie assistieren bei Tätigkeiten und animieren zum Essen, Trinken oder 

zu körperlichen Aktivitäten, etwa durch Abspielen von Trainingsvideos. 

Digitales Lernen durch Nutzung von Plattformen 

Digitalisierung verändert auch die schulische Bildung. Zum Ersten haben Möglichkeiten der 

Digitalisierung Auswirkungen auf die Art des Unterrichts und damit auf die Form der Bereitstellung 

 

78 Siehe hierzu Informationen des Anbieters von Kwido-Home unter dem Weblink. 
79 Siehe hierzu Informationen des Fraunhofer Instituts unter dem Weblink. 
80 Zur Navigationsfähigkeit von SARA Robotern siehe Informationen von „Nobleo Technology“ unter dem Weblink. 

https://kwido.com/elderly-home-monitoring-system/
https://www.ipa.fraunhofer.de/de/referenzprojekte/serodi.html
https://nobleo-technology.nl/project/care-robot-sara/
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schulischer Bildung. Durch digitale Technologien können Teile des physischen Unterrichts in eine 

digitale Umgebung verschoben werden. Damit wird der Unterricht von der physischen 

Zusammenkunft in einer Räumlichkeit oder Örtlichkeit entbunden und über digitale Anwendungen 

wie Video-Conferencing oder digitale Lernplattformen abgehalten. Die Bedeutung der 

Digitalisierung für den Schulunterricht zeigte sich insbesondere in der COVID-Pandemie, als 

Schulen von Schließungen betroffen waren und der Unterricht primär über digitale Anwendungen 

im Rahmen von Distanzlernen organisiert wurde (siehe oben). Die Praxisbeispiele zeigen die 

vielseitigen Einsatzmöglichkeiten von digitalen Technologien im schulischen Unterricht. Eine 

wichtige Anwendung, die dabei in Österreich eingesetzt wurde, ist SchoolFox.81 Die Betreiber der 

Anwendung beschreiben SchoolFox zunächst als Schulmessenger. Es handelt sich in erster Linie 

um ein Tool zur Organisation des Schulunterrichts im digitalen Umfeld. Auf Basis der Anwendung 

wird insbesondere die Kommunikation zwischen LehrerInnen, SchülerInnen und Eltern digital 

organisiert. Dabei kann auch ein digitaler Unterricht in Form von Video-Conferencing stattfinden. 

Ein anderes Anwendungsbeispiel wird im Rahmen von Third Space Learning im Vereinigten 

Königreich umgesetzt. Die Organisation bietet Online-Nachhilfe-Formate an (Torgerson et al. 

2017). Dabei können SchülerInnen mit Lernrückständen individuell mit einem Nachhilfelehrer 

lernen. Ein Beispiel eines solchen Lernprogramms ist „Affordable Math Tuition“ von Third Space 

Learning. Die Entwicklung geht ursprünglich auf das Jahr 2014 zurück.82 Der Fokus zielt darauf 

ab, leistbare Nachhilfe im Online-Format für „benachteiligte“ Kinder aus Familien mit niedrigem 

Einkommen anzubieten. Die SchülerInnen erhalten Nachhilfeunterricht von graduierten 

NachhilfelehrerInnen im Bereich Mathematik aus Indien und Sri Lanka (siehe Torgerson et al. 

2017). Eine innovative Anwendung stammt mit „GoStudent“ aus Österreich. Hier werden 

SchülerInnen im Einzel- oder Gruppenunterricht mit LehrerInnen weltweit verknüpft.83 

„eSquirrel“ ist eine österreichische E-Learning-Plattform für Lehrkräfte und SchülerInnen sowie 

für Unternehmen. Das Unternehmen wurde 2015 gegründet und hat seit dem Start nach eigenen 

Angaben mehr als 100.000 NutzerInnen. Inkludiert sind Kurse, digitale Übungen als Begleitung 

der Schulbücher, Tests, Auswertungen und Hausübungen sowie Materialien zum selbständigen 

Lernen. LehrerInnen können ganze Klassen anmelden und Lernfortschritte verfolgen. Mit 

eSquirrel können individuelle Kursmaterialien und Lernunterlagen erstellt werden. Das Lernportal 

(mit AutorInnen-Tool, LehrerInnen-Portal und alternativ nutzbarem SchülerInnenportal) wird von 

einer Quiz-App begleitet, auf der SchülerInnen oder Studierende in digitaler Umgebung lernen 

können. 

 

81 Siehe hierzu die Informationen über die Website von SchoolFox unter dem Weblink. 
82 Siehe hierzu die Informationen zur Entwicklung des Programms „Affordable Math Tuition“ von Third Space Learning 

auf der Website des Projekts unter dem Weblink. 
83 Informationen finden sich auf der Website von GoStudent unter dem Weblink. 

https://foxeducation.com/schoolfox/
https://thirdspacelearning.com/blog/eef-trial-affordable-online-maths-tuition/
https://www.gostudent.org/
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6. Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen 

Die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen spielt für die Stabilität einer Ökonomie und den 

Finanzierungsspielraum in den öffentlichen Budgets eine wichtige Rolle. In Österreich hat sich 

die Verschuldungsquote in den letzten Jahrzehnten schrittweise erhöht. Infolge der COVID-19-

Krise legt sie wieder auf das Niveau von nach der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Im Gegensatz 

zu dieser letzten großen Krise ist der Anstieg der Verschuldung diesmal nicht mit dem Erwerb 

von Aktiva verbunden, die in nachfolgenden Jahren wieder verkauft werden können. Daher sind 

die Rahmenbedingungen für eine Reduktion des Schuldenstandes derzeit noch 

herausfordernder.  

Vor der COVID-19-Pandemie wurde erwartet, dass die öffentliche Verschuldungsquote bis Mitte 

dieses Jahrzehnts noch merklich zurückgehen wird und auch unter die Maastricht-Grenze von 

60 Prozent des BIP zum Liegen kommen könnte. Erst in den Folgejahren würde dann der 

gesamtstaatliche Schuldenstand als Folge des Übergangs der Babyboomer-Generation in den 

Ruhestand ohne weitere Maßnahmen deutlich ansteigen. Mit der COVID-19-Krise hat sich die 

Situation nun noch verschärft. Durch den stark negativen Finanzierungssaldo in den Jahren 2020 

und 2021 und die nur schrittweise Reduktion des Defizits in den Folgejahren wächst die 

Staatsschuldenquote erheblich. Abweichend von den ersten Einschätzungen zu den langfristigen 

wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise dürfte nach den neuesten Wirtschaftsprognosen 

schlechtestenfalls nur ein sehr moderater dauerhafter Effekt auf die Wirtschaftsleistung zu 

erwarten sein. Dennoch soll das Defizit im Jahr 2025 gegenüber den Prognosen von vor der Krise 

nun höher sein. Auf das Auslaufen der Krise folgt fiskalisch zudem beinahe nahtlos die 

Herausforderung der Finanzierung der deutlich steigenden öffentlichen Pensionsausgaben. 

Darüber hinaus fallen auch in den Bereichen Gesundheit und Pflege deutliche Mehrausgaben an. 

Werden keine weiteren Maßnahmen getroffen, dann indiziert die Schulden-Check-Projektion im 

Hauptszenario, dass die 100-Prozent-Marke für die öffentliche Verschuldungsquote im Jahr 2048 

überschritten werden könnte.  

Die Analyse in diesem Bericht zeigt, dass eine erhebliche Verbesserung des Primärsaldos 

notwendig ist, damit die Verschuldungsquote wieder auf den Maastricht-Referenzwert von 

60 Prozent der Wirtschaftsleistung zurückgeführt werden kann. Der mittelfristige Nachhaltigkeits-

Indikator S184 zeigt, dass der Primärsaldo um 1,7 Prozent des BIP höher als nach der rezenten 

mittelfristigen Wirtschaftsprognose des Wirtschaftsforschungsinstituts ausfallen müsste, damit 

dieses Ziel 15 Jahre nach Beginn der Konsolidierung erreicht werden kann. Dies entspricht einer 

über die Prognose hinausgehenden jährlichen Verbesserung des Primärsaldos in der 

Konsolidierungsphase von 0,3 Prozent des BIP. Der längerfristige Indikator S60 zeigt, dass die 

Konsolidierung sogar 2,7 Prozent des BIP betragen müsste, um im Jahr 2060 60 Prozent zu 

 

84 Für die Ermittlung der Nachhaltigkeitsindikatoren wird eine Konsolidierungsperiode von 5 Jahren unterstellt. In jedem 

dieser 5 Jahre wird ein Fünftel des erforderlichen zusätzlichen Primärüberschusses konsolidiert. Im Anschluss an diese 

5 Jahre wird der konsolidierte zusätzliche Primärüberschuss weitergeführt. Der Indikator S1 gibt Auskunft darüber, um 

wieviel der Primärüberschuss steigen muss, damit die Verschuldungsquote 15 Jahre nach Beginn der Konsolidierung 

60 Prozent beträgt. Der Indikator S60 entspricht jenem Konsolidierungsniveau, bei welchem sich die Verschuldungsquote 

im Jahr 2060 auf 60 Prozent beläuft. 
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erreichen. Dies ergibt eine jährliche zusätzliche Verbesserung des Primärsaldos von 0,5 

Prozentpunkten über fünf Jahre. Wird die Konsolidierungsperiode von fünf auf 10 Jahre 

ausgeweitet, dann fällt das jährliche Konsolidierungsausmaß zwar niedriger aus, die 

schlussendlich notwendige Verbesserung des Primärsaldos ist mit 2 Prozent beim S1 bzw. 

2,9 Prozent beim S60 jedoch höher. Eine länger gestreckte Konsolidierungsperiode ist aber mit 

einem höheren Schuldenstand während der Konsolidierung verbunden. Vor dem Hintergrund, 

dass potenziell die Konsolidierung vor der nächsten Krise nicht abgeschlossen ist, kann dies 

kumulativ zu immer höherer Verschuldung führen. So wurde auch vor der COVID-19-Krise die 

Schuldenquote nicht auf unter 60 Prozent des BIP zurückgeführt.  

Ist Konsolidierung überhaupt notwendig? 

Vor dem Hintergrund der derzeit niedrigen Zinsen, eines möglicherweise auf längere Sicht 

negativen Zins-Wachstums-Differentials85, sowie der in Fachkreisen stattfindenden Diskussion 

über die Bedeutung nachhaltiger öffentlicher Finanzen wird diese Frage durchaus kontroversiell 

eingeschätzt. Die in der vorliegenden Studie durchgeführten Analysen mit dem Schulden-

Check-Modell zeigen, dass bei unveränderter Fiskalpolitik die öffentliche Verschuldung mittel- 

und längerfristig drastisch zulegen wird. Auch unter der Annahme eines negativen Zins-

Wachstums-Differentials nimmt die Verschuldungsquote nicht ab, sondern sie legt aufgrund 

wachsender Primärdefizite weiterhin zu. Des Weiteren befindet sich die Geldpolitik bereits an der 

Nullzinsgrenze, sodass von der Geldpolitik nach derzeitiger Prognose keine weiteren Zinsimpulse 

und somit auch keine weitere Reduktion der Zinsen auf neu ausgegebene Staatsanleihen zu 

erwarten sind.  

Die Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise sowie die rasch anziehenden Zinsspreads in 

einzelnen Ländern im Frühjahr 2020 haben gezeigt, dass eine hohe Verschuldungsquote rasch 

zu einem Anstieg der Risikoprämie und damit einer Instabilität der öffentlichen Finanzen führen 

kann. Darüber hinaus kann expansive Fiskalpolitik langfristig inflationäre Risiken auslösen, die 

wiederum die Notenbanken dazu veranlasst, mittels steigender Zinsen gegenzusteuern. Aber 

auch wenn keine Zinsreaktion erfolgt,86 bedeutet höhere Inflation im Euroraum, dass die 

preisliche Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Volkswirtschaft zurückgeht, womit eine 

schwächere Wachstums- und Arbeitsmarktentwicklung verbunden ist.  

Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass auch bei einem niedrigen Zinssatz ein Teil der 

öffentlichen Einnahmen für den Zinsendienst aufgewendet werden muss. Ein höherer 

Schuldenstand reduziert damit den Spielraum für andere notwendige öffentliche Ausgaben, wie 

Investitionen im Bereich des Klimaschutzes, in Bildung oder Digitalisierung.  

Wie soll die Konsolidierung vorgenommen werden? 

Bezüglich der Frage, wie die Konsolidierung durchgeführt werden sollte, sind mehrere 

Zielvorstellungen zu beachten. Erstens sollte die Konsolidierung einen möglichst geringen 

negativen Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung haben. Als zweites Ziel ist anzuführen, dass 

die Konsolidierung dauerhaft zu einer Verbesserung des Primärsaldos und zu einer Reduktion 

 

85 Im Jahr 2020 war das Zins-Wachstums-Differential extrem hoch. 
86 Wovon auszugehen ist, wenn die Inflation lediglich in Österreich anzieht. 
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der Verschuldungsquote führt. Eine nur kurzfristige Reduktion verursacht Verwerfungen in der 

Volkswirtschaft. Als drittes Ziel ist anzuführen, dass die politischen Kosten, die mit einer 

Konsolidierung im Zusammenhang stehen, nicht zu hoch ausfallen. Diese drei Ziele sind 

miteinander verwoben. Hohe volkswirtschaftliche Kosten verringern die Wahrscheinlichkeit, dass 

die Reduktion der Verschuldung dauerhaft ausfällt, und implizieren auch hohe politische Kosten. 

Den Ergebnissen der wissenschaftlichen Literatur folgend, hängen die makroökonomischen 

Effekte ausgabenbasierter Maßnahmen davon ab, bei welchen Ausgaben angesetzt wird. So 

haben Kürzungen der laufenden Ausgaben geringere Auswirkungen auf die Produktion als 

Kürzungen der öffentlichen Investitionen. Eine gut ausgebaute Infrastruktur ist einer der 

Eckpfeiler für die Standortattraktivität und bildet eine wesentliche Voraussetzung für private 

Investitionstätigkeit. Konsolidierungen sind dann nachhaltig erfolgreich, wenn sie an den Treibern 

der dynamischen Ausgabenentwicklung ansetzen.  

Die internationalen Benchmarking-Analysen in dieser Studie zeigen, dass auf öffentliche 

Leistungen in Österreich vergleichsweise hohe Ausgaben, jedoch zugleich oft nur mittelmäßige 

Ergebnisse entfallen. Auf Grundlage von Ländervergleichen unter den EU-Mitgliedstaaten plus 

Norwegen, Schweiz, Großbritannien und Island wurde für die Bereiche der allgemeinen 

öffentlichen Verwaltung sowie des Schulwesens bis zur unteren Sekundarstufe ein 

Effizienzpotenzial in Höhe von 2,3 Mrd. Euro bis zu 6,5 Mrd. Euro identifiziert. Dabei wurden 

Effizienzpotenziale nach Maßgabe der relativen Effizienzabstände zu Ländern, die sowohl 

niedrigere oder höchstens gleich hohe Ausgaben und bessere oder zumindest gleich gute 

Ergebnisse aufweisen, ermittelt. Neben der internationalen Benchmarking-Betrachtung erfolgt 

eine Effizienzbetrachtung von staatlichen Ausgaben auf Bundesländerebene für die Bereiche 

öffentliche Verwaltung, allgemeinbildende Pflichtschulen, Kinderbetreuungswesen und 

Pflegedienstleistungen. Hier wurde ein Effizienzpotenzial von etwa 2,4 Mrd. Euro identifiziert. Die 

beiden Ansätze des internationalen Benchmarkings sowie des Bundesländer-Benchmarking sind 

methodisch nicht einheitlich und weisen Überlappungen auf. Die Ergebnisse sind damit nicht 

additiv, zeigen jedoch an, dass bei der Bereitstellung öffentlicher Leistungen in Österreich 

erhebliche Effizienzpotenziale bestehen.  

Die Studie geht nicht der Frage nach, wie diese Effizienzpotenziale im Speziellen in den einzelnen 

Bereichen gehoben werden können. Hierzu sind auch umfassende strukturelle Änderungen im 

institutionellen Gefüge notwendig. So verorten zahlreiche Studien die Verteilung der Aufgaben-, 

Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung im Sinne einer fiskalischen Äquivalenz als einen 

wesentlichen Hebel zur Nutzung von Effizienzpotenzialen. Hervorzuheben ist, dass es bei der 

Hebung von Effizienzpotenzialen in erster Linie darum geht, die Organisation und 

Rahmenbedingungen zu verbessern und Verantwortlichkeiten zu stärken, und nicht darum, 

Leistungen zu kürzen. Internationale Betrachtungen weisen auch auf das Potenzial der 

Digitalisierung von öffentlichen Dienstleistungen hin. Mit Digital Government ist die Aussicht auf 

die Erhöhung der Effizienz nicht nur für die Verwaltung selbst, sondern auch für BürgerInnen und 

Unternehmen verbunden. Beispiele für digitale Verwaltungsleistungen zeigen 

Nutzungsmöglichkeiten und Anwendungsfelder auf. 
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Berücksichtigt man, dass der überwiegende Anteil der Nachhaltigkeitslücke auf steigende 

öffentliche Ausgaben durch die Alterung der Gesellschaft zurückzuführen ist, sollte auch ein 

längerer Verbleib von älteren Erwerbstätigen auf dem Arbeitsmarkt in den Fokus rücken. Dieser 

würde im Gegensatz zu anderen ausgabenbasierten Konsolidierungen das Wachstum sogar 

stärken. Auswirkungen auf die Pensionshöhe durch ein höheres gesetzliches 

Pensionsantrittsalter und entsprechende zusätzliche Abschläge durch Abweichung vom 

Regelpensionsalter würden durch ein höheres tatsächliches Pensionsantrittsalter abgefedert. 

Auch eine höhere Erwerbsbeteiligung bzw. eine höhere Vollzeitquote bei Frauen trägt dazu bei, 

die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen zu stärken. 
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